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Die pragmatiiche Sanhtion 


mif belonderer Rücklicht auf die Bänder der Stephanskrone. 
Neues zur Eniltehung und Inferprefation 1703—1744. 


Dom T ^" 
(Fortſetzung.) 
B. Die Entſtehung der beiden Thronfolgeartikel. +2) 


Wie den andern Hofkanzleien wurden am 19. Jänner 1720 auch 
der ungariſchen Hofkanzlei von der geheimen öſterreichiſchen Hofkanzlei 
die Hausgeſetze von 1621 bis 1713 und die Renuntiation von 1719 
in Abſchriften ſamt einem Inhaltsauszug mitgeteilt, der dieſesmal 
lateiniſch abgefaßt war. Hinzugefügt wurde, der Kaiſer verlange von 
den Stäuden ſeiner Königreiche und Länder, daß ſie dieſe auf die 
Sicherung der Thronfolge und auf eine unlösliche Länderunion ab— 
zielenden „Dispoſitionen“ „nach jedes Landes Art und Her— 
kommen“ nb) annehmen und als Geſetz veröffentlichen ſollten, weil 
davon die allgemeine Wohlfahrt der Länder und Völker abhänge. 


1a) Für die zahlreichen Gefälligkeiten und für bie gütige Unterſtützung, bie 
ich bei der Aufſuchung der hier verwendeten Akten erfahren habe, will ich meinen 
herzlichſten Dank ausſprechen: dem Herrn Vizedirektor im k. und t. geh. Haus-, Sof» und 
Staatsarchiv Dr. Árpáb von Kärolyi, ferner dem Herrn Direktor des königlich 
ungariſchen Staatsarchivs Óváry und Herrn Karl von Tagányi, königlich unga- 
riſchem Staatsarchivar, ebendaſelbſt. Auch dem Herrn Sektionsrat im Reichsfinanz— 
miniſterialarchiv Kreyezi ſchulde ich für ſeine große Geduld und ſeine liebenswürdige 
Unterſtützung vielen Dank, ebenſo Herrn Prof. Dr. Fejérpataky als Direktor der 
Bibliothek im ungariſchen Nationalmuſeum in Budapeſt. Im Archiv des Mi- 
niſteriums des Innern in Wien unterſtützten mich beſonders der jetzige Vorſtand 
Herr Dr. H. Kretſchmayr und Herr Dr. F. Wilhelm. 

1!) Juxta cuiusque usum et morem. Siehe unten Anhang Nr. 1 und oben 
S. 34. 
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Darum werde die ungariſche Hofkanzlei erſucht, alles anzuwenden, 
was ihr zur Erreichung dieſer Abſicht des Kaiſers dienlich erſcheine. 

Wir beſitzen zwar keine Akten über die folgenden Außerungen 
der ungariſchen Hofkanzlei (ſie ſcheinen verloren zu ſein), aber es 
müßte höchſt ſeltſam zugegangen ſein, wenn die ungariſche Hofkanzlei 
der öſterreichiſchen nicht klar gemacht hätte, daß eine einfache An— 
nahme und Publikation der Hausgeſetze nach ungariſchen Geſetzen 
unmöglich ſei. Auch dürfte ſie mindeſtens einen Teil der Forderungen 
der Magnatenkonferenz von 1712 zum Schutze der Sonderſtellung 
Ungarns ſogleich wiederholt haben. Sie wird von allem Anfange an 
auch betont haben, daß für Ungarn eine Anerkennung weiblicher 
Thronfolge nur durch die Ausübung des Wahlrechtes denkbar ſei, 
deſſen Inkrafttreten nach dem Erlöſchen des königlichen Mannsſtammes 
nicht bloß 1687, ſondern auch 1715 wieder geſetzlich garantiert worden 
ſei. Schon wegen der Abfaſſung des königlichen Schreibens, womit 
der ungariſche Reichstag einberufen werden ſollte, mußte man über 
dieſe Frage ins Klare kommen. Denn im königlichen Einberufungs— 
ſchreiben pflegte der Gegenſtand angegeben zu werden, mit dem ſich 
der Reichstag vorzugsweiſe zu beſchäftigen habe, und die Inſtruktionen, 
welche die Reichsboten von ihren Auftraggebern (Komitatsadel, Städte, 
Kapitel, vom Reichstag abweſende Magnaten) erhielten, nahmen auch 
auf dieſen Gegenſtand Bezug; andernfalls waren Anfragen und neue 
Inſtruktionen mit Zeitverluſt und wegen der Diäten der Deputierten 
auch mit Geldverluſt unvermeidlich. Es iſt wahrſcheinlich, daß die 
ungariſche Hofkanzlei es für zweckmäßig oder für nötig erklärte, zuerſt 
die Annahmeerklärungen der nichtungariſchen Länder abzuwarten, ehe 
man den ungariſchen Reichstag berufe. Hatte ja auch die Magnaten— 
konferenz von 1712 eine vorausgehende Anerkennung gleicher Thron— 
folgeregeln im außerungariſchen Teile der Monarchie ausdrücklich 
verlangt. 

Daß die ungariſche Hofkanzlei Einwendungen erhob und daß 
denſelben wenigſtens teilweiſe Rechnung getragen wurde, erſehen wir 
aus dem Gutachten einer geheimen Konferenz, welche unter des Prinzen 
Eugen von Savoyen Vorſitz anderthalb Jahre ſpäter, nämlich am 
13. Juli 1721, ſtattfand. Um vorläufige Diskuſſionen und um die 
Einwendung zu vermeiden, daß die Deputierten erſt Inſtruktionen 
einholen müßten, ſollte nach der Meinung der Konferenz das Ein— 
berufungsſchreiben der weiblichen Thronfolge überhaupt keine Er— 
wähnung tun, ſondern bloß den Wunſch ausdrücken, daß die Stände 
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das Nötige vorkehren möchten, um das Königreich und ſich ſelbſt für 
die Zukunft vor inneren und äußeren Gefahren zu ſichern. Das 
Günſtigſte wäre, wenn ſich die Ungarn herbeiließen, die neue Thron— 
folge ſelbſt, motu proprio, anzubieten.?) Vor allem müßten hoher 
Klerus und Magnaten gewonnen werden, Präſident der unteren Tafel, 
das iſt „Perſonal“, nur ein zuverläſſiger und tüchtiger Mann werden, 
der zu verhindern wiſſe, daß der hohe Adel ſich des niederen bediene, 
um „ſimulierte“ Stimmen der Magnatentafel zunichte zu machen. 
Erſt wenn der Reichstag bezüglich der Thronfolge nicht ſelbſt das 
gewünſchte Anerbieten ſtelle, müßte mit rechtlichen Argumenten darauf 
gedrungen werden, daß ſich der Reichstag füge; eventuell müßte die 
Drohung verwendet werden, daß die Beſchwerden (gravamina) und 
die Frage der Einverleibung der gewonnenen Türkengebiete nicht 
vor der Thronfolge erledigt würden. Bis zur Annahme der Thron— 
folge ſollte der Kaiſer ſeinen Aufenthalt in Preßburg nehmen. Der 
ſiebenbürgiſche Landtag ſollte, um mit ſeinen Beſchlüſſen auf den 
ungariſchen Reichstag einzuwirken, früher als dieſer einberufen werden. 
Der Kaiſer erklärte ſich mit dieſem Aktionsprogramm im ganzen ein— 
verſtanden und wünſchte nur noch eine Konferenz mit der ungariſchen 
Hofkanzlei und die Zuziehung des Biſchofs von Agram Grafen Emerich 
Eszterhäzy. Wohl ſcheint es zu dieſen Beratungen gekommen zu fein, 
aber noch nicht zu dem Entſchluſſe, das Programm auch gleich aus— 
zuführen. Mit der Feſtſtellung des Textes des Einberufungsſchreibens 
hatte man keine Eile, vielleicht weil man die Erklärungen der anderen 
Länder abwarten wollte. 

Erſt eine „Miniſterialkonferenz“ vom 2. März 1722?) führte 
definitive Entſcheidung herbei. Daran nahmen unter dem Vorſitze 
des Prinzen Eugen von Savoyen außer dem Fürſten Trautſon und 
den Grafen Sinzendorf und Starhemberg fünf Ungarn teil: Kardinal 
Cſäky, der Palatin Nikolaus Pálffy, der ungariſche Hofkanzler Nikolaus 
Illyéshäzy und die Biſchöfe von Agram und Neutra, nämlich die 
Grafen Emerich Eszterhäzy und Ladislaus Adam Erdödy. Die Kon— 
ferenz empfahl, aus den vorgeſchlagenen Texten die Erwähnung der 
weiblichen Thronfolge und einen Satz auszuſchalten, der wie eine 
Entſchuldigung für ſo ſpäte Einberufung des Reichstages gedeutet 


?) Genauer als „anzunehmen“, wie Bidermann, Geſamtſtaatsidee, II, 273, 
ſagt, obwohl ich ihm ſonſt in dieſer Inhaltsangabe folge. Vergl. ebendaſelbſt 267, 
Anm. 93, betreffs Siebenbürgens. 
3) „Originalreferate 1722“, königlich ungariſches Staatsarchiv, Budapeſt. 
15* 
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werden könne. Sie empfahl dem Kaiſer ferner, dahin zu wirken, 
daß bei der Verleſung des Einberufungsſchreibens in den General— 
kongregationen der Komitate und bei der darauffolgenden Wahl und 
Inſtruierung der Deputierten für den Reichstag die Obergeſpäne per— 
ſönlich anweſend ſeien, um einen günſtigen Einfluß ausüben zu können. 
Die Biſchöfe [often ihren Einfluß bei den Kapiteln aufbieten. Ober— 
geſpäne und Biſchöfe ſollten durch Briefe vermocht werden, es dahin 
zu bringen, daß der Reichstag, ohne erſt auf eine königliche Botſchaft 
bezüglich weiblicher Thronfolge zu warten, ein ſolches Anerbieten ſelber 
ſtelle und eine Verbindung mit den nichtungariſchen Ländern des 
Kaiſers verlange. Tatſächlich berief man den ſiebenbürgiſchen Landtag 
früher als den ungariſchen. Erſt als man die Zuſtimmungserklärung 
des ſiebenbürgiſchen Landtages vom 30. März 1722 in Händen hatte, 
wurde das aus Laxenburg, 1. Mai 1722, datierte und von Illyéshäzy 
und Ladislaus Hunyady mitunterzeichnete königliche Schreiben abge- 
ſandt, das den ungariſchen Reichstag auf den 20. Juni 1722 ein⸗ 
berief.“ 

Damit das wiedereroberte und noch über ſeine Grenzen erweiterte 
Königreich Ungarn nicht abermaligen Wirren und Gefahren ausgeſetzt 
ſei, ſollte, wie das Einberufungspatent ſagt, auf dem Reichstage 
ein Heilmittel gegen jede äußere Gewalt und gegen jedweden inneren 
Aufruhr gefunden werden. Es ſollten „vermittels einer nachbar— 
lichen und freundſchaftlichen Vereinbarung und Vereinigung“) 
öffentliche Ruhe, dauerhafter und ungeſtörter Friede und die für das 
Königreich (Ungarn) „gegen jede Eventualität wünſchenswerte Tran— 
quillität auf eine feſte Grundlage geſtellt und auf dieſe Weiſe für 
Bewahrung und Erhaltung der Einwohner, ſowie für Schutz und 
Verteidigung auf die beſtmögliche Art Vorſorge getroffen werden“. 
Wenn auch ſolche geſetzliche Vorſorge nur für Ungarn getroffen werden 
ſollte und konnte, ſo haben auf dieſe Textierung des Einberufungs— 
ſchreibens eine allgemeiner gefaßte, für alle Länder giltige Stelle 
im Teſtament Ferdinands II. und einige Worte der Krainer Zu— 
ſtimmungsurkunde vom 19. Juni 1720 erkennbar eingewirkt. Die 


4) Kovachich, Supplementum ad vestigia comitiorum, Budae 1801, 
III. 432f. 

5) Ut per vicinam et amicam cum reliquis .. . . provinciis divinitus 
Nobis et Augustae Domui nostrae subjectis cointelligentiam et unionem publica 
quies, pax constans et inperturbata . . . . optata regno tranquillitas . 
provideatur. Siehe unten Anhang Nr. 20, vorletzte Anmerkung. 
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erſte Stelle ſpricht von „Wohlfahrt, Ruhe und Sicherheit, fürnemlich 
aber Verhütung aller auswendigen Gefahr und inneren Zwietracht“, 
die zweite von „Wohlfahrt und beſtändiger Sicherheit aller“ Länder, 
ferner vom „Heyl“ aller „Untertanen und Vaſallen, auch allgemeinen 
Tranquillität von Europa“, von Verhütung wie „innerer Spaltungen“ 
jo „fremd- und ausländiſcher Invaſionen und Anfechtungen“, denen 
„mit beſtmöglichſter Macht geſteuret“ werde, endlich wiederholt von 
„Vereinig- und Beiſammenbehaltung“ aller Länder der Dynaſtie.“) 
Es ſind dies Worte, die für den folgenden öffentlichen und ge— 
heimen Schriftenwechſel mit den ungariſchen Ständen maßgebend 
geblieben ſind. 

Seitdem der ungariſche Reichstag 1687 die Krone des heiligen 
Stephan für die männlichen Erbanwärter des Hauſes Oſterreich nach 
Primogeniturrecht' a) für erblich erklärt hatte, waren bei jeder Krönung 
geſetzlich nur die bisherigen Geſetze und Freiheiten durch Inaugural— 
diplom und Krönungseid zu garantieren, nicht aber neue, welche früher 
in den Zeiten des Wahlkönigtums bloß von dem Belieben des unga— 
riſchen Reichstages abgehangen und den Namen von „Bedingungen“ 
erhalten hatten. Wie in dem außerungariſchen Herrſchaftsgebiete der 
Dynaſtie, ſo war es Karl VI. auch in Siebenbürgen erſpart geblieben, 
die landesgeſetzlichen Garantien der Hausgeſetze durch „Bedingungen“ 
zu erkaufen. Nur Tirol bildete teilweiſe eine Ausnahme. Haupt- 
ſächlich weil die Magnatenkonferenz 1712 Bedingungen, noch dazu 
unangenehmer Art, geſtellt hatte, waren damals die Verhandlungen 
plötzlich abgebrochen worden. Auch jetzt ſollten Bedingungen Ungarns, 
wenn irgend möglich, vermieden werden. Es war dies des Kaiſers 
perſönlicher Wunſch. 

Die bisher unbekannten Bemühungen und Erfolge in dieſer 
Richtung ſind mit dem Namen des Reichsritters Joh. Georg von 
Mannagetta und Lerchenau verknüpft, welcher öſterreichiſcher Hofrat 
und Referendar war und auch die Zuneigung ungariſcher Kreiſe zu 
erwerben verſtanden hat. Nicht bloß der Kaiſer belohnte ihn für 
feine Dienfte in den Jahren 1722 und 1723 reichlich), auch ber 
ungariſche Reichstag wußte ihm Dank und verlieh ihm ſamt ſeiner 
ganzen Nachkommenſchaft taxfrei das ungariſche Indigenat. Als Ver— 
trauensmann des Wiener Hofes reiſte er nach Preßburg. Dahin war 


o) Siehe oben S. 36f. 
de) Primogeniti haeredes. Siehe unten Anhang Nr. 14 nach der Mitte. 
) Bidermann, Geſamtſtaatsidee, II, 275. 
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er ſchon am 10. April 17225) beſtimmt, noch ehe das Schreiben für 
die Einberufung des Reichstages ausgefertigt war. 

Durch das ſeltſame Verſteckenſpiel in dieſem Schreiben ſollte der 
ungariſche Reichstag geſetzlich, wenn auch in der Tat nur nominell, 
die Initiative in der Thronfolgefrage ausüben. Der Reichstag ſollte 
das ihm erſt nach dem Erlöſchen des ganzen königlichen Manns— 
ſtammes gebührende Wahlrecht ſchon jetzt und in dem Sinne aus— 
üben, daß die Wahl nur für den Fall des Erlöſchens dieſes Manns- 
ſtammes gelten ſollte. Damit war das Geſetz von 1687 formell 
gewahrt. Man hatte ferner das Muſter von 1572, Geſetzartikel 2, 3, 
vor Augen. Damals hatte der ungariſche Reichstag formell Kaiſer 
und König Maximilian II. das Anerbieten geſtellt, ſeinen erſtgeborenen 
Sohn Rudolf als König von Ungarn anerkennen und krönen zu 
wollen, und hatte ihn zugleich gebeten, zuzuſtimmen. So ſollte auch 
jetzt Karl VI. vom ungariſchen Reichstag ein Anerbieten in bezug auf 
Wahl und Anerkennung des ganzen sexus foemineus (Erzherzoginnen 
und deren Deſzendenz) mit Primogeniturfolge erhalten und ſollte um 
Annahme eines ſolchen Anerbietens gebeten werden. Bevor noch dem 
Reichstag eine Botſchaft zugehe, freiwillig, kraft eigenen geſetzlichen 
Rechtes, ſollte der Reichstag dieſes Anerbieten ſtellen. Keine ein— 
zige Bedingung, Forderung oder Einſchränkung ſollte daran 
geknüpft werden“); auf jeden Fall ſollte die Form eines 
Vertrages“) zwiſchen Ungarn, beziehungsweiſe Reichstag 
und dem Herrſcher ſamt deſſen Haus vermieden werden. 
Ebenſo freiwillig, eigener Initiative entſpringend wie die Erklärung 
des Reichstages, ſollte auch ein „Anerbieten“ des Kaiſers ſein, alle 
Freiheiten, Privilegien, bisherige und reichstagsmäßig künftig zuſtande 
kommende Geſetze treulich beobachten zu wollen. Dies ſollte aber nicht. 
eine Bedingung oder vertragsmäßige Gegenverpflichtung ſein. ““) 

In dieſem Sinne und im Sinne der Beſchlüſſe der früheren 
Miniſterialkonferenzen begann Mannagetta ſicher im Mait), wenn 
nicht noch früher, perſönlich zu werben und zu agitieren. 

9) Mitteilung an die öſterreichiſche Hofkammer vom 10. April 1722. 
Königlich ungariſches Staatsarchiv, Acta diaetalia 1722, fasc. II. 

?) Siehe unten Anhang Nr. 7, 8, 11. 

10) Ebendaſelbſt Nr. 9, Punkt 8, Nr. 10, Punkt 7. Die Aufhebung ſolcher 
älterer Verträge („Tractatus“) für Siebenbürgen wurde im ſiebenbürgiſchen Ge— 
ſetzartikel IL von 1744 ausdrücklich ausgeſprochen. Siehe oben III. Anm. 48. 

1) Siehe unten Anhang Nr. 4 und 6 nach der Mitte. 


12) Ein Bericht Mannagettas vom 4. Juni 1722 bei Horvath, Geſchichte 
Ungarns, VIT, 116 —118, zitiert bei Marczali VIII, 210f. 
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Zum Glücke für ſeinen kaiſerlichen Herrn ſetzte er, darin beſonders 
vom Banuz unterftügt!?), durch, daß die Sukzeſſionsfrage auf dem 
Reichstage früher als alle andern Angelegenheiten in Angriff ge— 
nommen wurde; andernfalls wären, wie er ſelbſt wenige Wochen nach 
der Annahme der Thronfolgeartikel ſchrieb, die Beſchlüſſe ſchwerlich 
jo günſtig ausgefallen. ) Über feine Verhandlungen und Werbungen 
unterrichten uns bisher unbekannte, zum Teil recht anziehende Berichte. 
Zwar ſind ſie für die erſten Wochen nicht erhalten; aber aus den 
erhaltenen ergibt ſich, daß er von allem Anfange an vom Banus, 
ferner von zwei Grafen Erdödy!), von denen einer Biſchof von 
Neutra war, vom Palatin Pálffy, vom Vizepalatin Stephan Nagy, 
vom einflußreichen Vermittler des Szatmärer Friedens (1711) Grafen 
Alexander Kärolyi und von zwei proteſtantiſchen Wortführern Prileſzky 
und Jeſzenak!e) perſönlich und erfolgreich unterſtützt wurde. Patriotiſche 
Überzeugungen dieſer Ungarn waren hiebei freilich auch mit Hoff— 
nungen auf Dankesbeweiſe des Monarchen gepaart. Beſonders wirkte 
die Verfügung des Kaiſers, daß Stephan Nagy in Vertretung des 
kranken Perſonals Vorſitzender des Unterhauſes ſein ſolle, auf Nagys 
Haltung aneifernd. ““) Biſchof Erdödy half in Preßburg ben Judex 
curiae, Grafen Kohäry, und im Badeorte Trentſchin den Kardinal 
Cſäky vollkommen für den Plan des Monarchen gewinnen. Mit 
Hilfe des Kardinals wurden wieder andere, Geiſtliche wie Weltliche, 
gewonnen, ſo beſonders Magiſter Franz Szluha, der gelehrte und 
angeſehene Protonotar des Palatins. Während dieſer Geiſtliche !“) 
früher Mannagetta Sorgen bereitet hatte, war ſeitdem ſeine Haltung 
ſo verändert, daß er Mannagetta ſogar die Rede leſen ließ, womit er 
etwa vierzehn Tage ſpäter, nämlich am 30. Juni, den Beſchluß zu 
Gunſten weiblicher Thronfolge begründete und herbeiführte. ““) 

Sogar auf die Abfaſſung von Inſtruktionen für die Komitats— 
deputierten konnte Mannagetta Einfluß nehmen. Er legte beſonderes 
Gewicht auf gute Stimmung des niederen Adels und der Städtever— 
treter. Dieſe gute Stimmung erzielte und erhielt er, von ſeinen 


?) Anhang Nr. 6, Mitte. 

14) Ebendaſelbſt Nr. 26. 

15) Siehe unten Anhang Nr. 4 und 6. 

16) Ebendaſelbſt Nr. 4, 6 und 8. 

17) Ebendaſelbſt Nr. 6 und 11. 

18) Ebendaſelbſt Nr. 18. Damit ſcheinen die Notizen, die Wurzbach in ſeinem 
biographiſchen Lexikon über ihn geſammelt hat, in Widerſpruch zu ſtehen. 

10) Ebendaſelbſt Nr. 6. 
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Beſuchen bei eingetroffenen Deputierten abgeſehen, unter anderem auch 
dadurch, daß er die Subſtitution des Perſonals als Vorſitzenden des 
Unterhauſes durch ein Mitglied der unteren Tafel, nicht durch einen 
Magnaten, durchſetzte und daß er die von den Magnaten urſprünglich 
beabſichtigte Ausſchließung des niederen Adels aus dem in Preßburg zu 
errichtenden ungariſchen Statthaltereirat von vornherein verhinderte. 2) 
Wie ſchon ſeit Jahrhunderten kämpfte eben auch damals der niedere 
Adel um verfaſſungsmäßige Gleichberechtigung mit dem Hochadel. 


In der Abſicht, den Anlaß zu einer Diskuſſion über die Zahl 
der zur Erbfolge zu berufenden Linien des sexus foemineus von 
vornherein vorwegzunehmen, übermittelte er dem Palatin als Vorſitzenden 
der oberen Tafel und dem Vizepalatin als künftigem Präſidenten der 
unteren Tafel die ſiebenbürgiſche Annahmeerklärung, weil darin 
keine Einſchränkung auf beſtimmte Linien enthalten war.) Da nach 
dem Wortlaute der ſiebenbürgiſchen Erklärung die Erbfolge von Erz— 
herzoginnen und von deren Deſzendenz in der Ordnung der (vom 
dortigen Landtage zur Kenntnis genommenen) Hausgeſetze landesgeſetz— 
lich garantiert war, ſo drang Mannagetta darauf, daß ihm dieſe 
Hausgeſetze, auf welche ſich die Siebenbürger beriefen, in lateiniſcher 
Sprache (als Sprache des Originals oder der Überſetzung aus dem 
Deutſchen) geſchickt würden, damit er ſie ebenfalls überreichen könne. 
Er erhielt fie am 25. Juni. 

Am 26. Juni hielt der Palatin mit 17 Perſonen als Vertretern 
der Stände die erſte Vorkonferenz. Sie beſchäftigte ſich mit dem 
unmittelbar nach der Reichstagseröffnung zu beobachtenden Vorgang. 
Hiebei kam ein Projekt, das Graf Károlyi ſchon früher Mannagetta 
übergeben hatte, zur Diskuſſion. Es handelte ſich zunächſt darum, ob 
die obere Tafel oder die untere die Initiative zu ergreifen habe; ferner, 
ob ein etwa früher gefaßter Beſchluß der Magnatentafel der unteren 
ſofort zu notifizieren ſei; endlich handelte es ſich um Form und In— 
halt des freiwilligen Anerbietens, das ſich Kärolyi nach dem genannten 
Muſter des Geſetzartikels II von 1572 vorſtellte.??) Man kam überein, 
daß, bisheriger Übung gemäß, auch diesmal bis zum Eintreffen eines 
Nuntiums der unteren Tafel die obere Tafel ſelbſt keine Außerung 


20 


Siehe unten Anhang Nr. 4, 5, 6, 7, 8, 11. 
Giefe unten Anhang Nr. 8. 

Ebendaſelbſt Nr. 8 und 11. 

Ebendaſelbſt Nr. 9, Punkt 8. 
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abgeben werde. Man wurde ferner darüber einig, daß in jeder der 
beiden Körperſchaften das Einberufungsſchreiben durch den Vorſitzen— 
den zur Verleſung zu bringen und daran die Frage zu knüpfen ſei, 
wie man die im Einberufungsſchreiben empfohlenen Ziele zum Beſten 
des Vaterlandes erreichen könne. Die Antwort ſollte, ſo meinte man, 
die Ausdehnung des Thronfolgerechtes auch auf Erzherzoginnen und 
deren Deſzendenz empfehlen, der Beſchluß dem Kaiſer durch eine 
Deputation vorgetragen werden und die Form eines freiwilligen, aus 
Dankbarkeit für König und Haus Oſterreich geſtellten Anerbietens 
erhalten, um deſſen Annahme der Kaiſer durch die Deputation unter— 
tänig zu bitten ſei. Der Beſchluß eines ſolchen Anerbietens ſollte die 
Ausübung des 1687 garantierten geſetzlichen Wahlrechtes beim Aus— 
ſterben des königlichen Mannsſtammes bedeuten.“) Das Anerbieten 
ſollte nicht bloß im Namen Ungarns ſondern auch im Namen aller 
Gebiete geſtellt werden, die rechtlich zur Stephanskrone gehörten. 
Dieſem Anerbieten gemäß ſollte der sexus foemineus des Hauſes 
Oſterreich, wie man ferner zunächſt noch unverbindlich vorſchlug, in 
der für bie nichtungariſchen Länder gültigen Linien- und Berjonen- 
folge und analog der bisher für den Mannsſtamm gültigen Ordnung 
zur Nachfolge berufen fein.) Schon in dem erſten, wenig präziſen 
Entwurf dieſer vorbereitenden Konferenz iſt auch der Gedanke aus— 
geführt, daß ſich aus der Gleichheit der Sukzeſſionsordnung in unga— 
rischen wie in nichtungariſchen Ländern der Dynaſtie zuerſt Untrenn— 
barkeit oder Unteilbarkeit ungariſcher wie nichtungariſcher Länder und 
der Geſamtheit beider ergebe.?") Aber auch die weitergehende Folgerung, 
daß zur Aufrechthaltung dieſer landesgeſetzlich zu verbürgenden drei— 
fachen Untrennbarkeit die Pflicht gegenſeitiger Verteidigung nötig ſei, 
iſt deutlich ausgeſprochen. In den Worten über „gegenſeitige Ver— 
teidigung“, welche größere und würdigere Sicherheit biete, iſt ebenſo, 
wie ſchon im Projekte Kärolyis das Muſter der ſiebenbürgiſchen An- 
nahmeerklärung erkennbar.?) Die Krönung der Kronerben ſollte auch 
künftig landesgeſetzliche Pflicht ſein, nicht etwa wegen des Schau— 
gepränges, ſondern wegen des damit verbundenen Eides auf die 
ungariſchen Geſetze, Freiheiten und Vorrechte. In dieſer Hinſicht 
ſollte der geſetzliche Vorbehalt von 1687 weiter in Kraft bleiben. 


21) Vergl. unten Anhang Nr. 10, Punkt 7. 
2) Juxta . . . . institutum. Nr. 10, Reſolution, Punkt 7 und Frage 4. 
20) So formuliert unten Nr. 10, Punkt 7. 


) 
27) Siehe ebendaſelbſt. 
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Man verabredete zwar, daß am 30. Juni der Palatin in der 
oberen Tafel, der Vizepalatin im Ständehaus die auf die Thronfolge 
zielende Anfrage ſtellen ſollten. Trotzdem nach Mannagettas Bericht 
die „meiſten Schwierigkeiten jon behoben“ waren?), und trog 
aller prinzipiellen Geneigtheit wünſchte die Mehrheit der Konferenz— 
teilnehmer die definitive Beſchlußfaſſung über die Form des Anerbietens 
doch bis zu einer folgenden Beratung zu verſchieben. Am 27. Juni 
fand die feierliche Meſſe ſtatt, welche der Reichstagseröffnung voran— 
zugehen pflegte. Die letzte Vorberatung wurde auf den 28. Juni 
Abends angeſetzt, und bis dahin hatten Mannagetta und ſeine nütz— 
lichen Helfer noch Gelegenheit, ihre Agitation zu Gunſten des Kaiſers 
bei Tag und bei Nacht eifrig fortzuſetzen. 

Inzwiſchen hatte Mannagetta auch eine neue Weiſung vom 
Wiener Hofe erhalten, wo man ſich mit der Form des vom Reichs— 
tage zu ſtellenden Anerbietens ebenfalls beſchäftigt hatte. Der Kurier 
langte von Wien in der Nacht vom 26. auf den 27. Juni, alſo nach 
der erſten Vorberatung in Preßburg, an und überbrachte Mannagetta 
einen Entwurf, um deffen Annahme ſich dieſer bemühen jolíte.?") In 
dieſem Entwurf iſt ganz allgemein und genau nach den Worten der 
ſiebenbürgiſchen Annahmeerklärung „der Weiberſtamm des Hauſes 
Oſterreich nach Primogeniturfolge in infinitum" gemäß der in den 
nichtungariſchen Ländern angenommenen und feſtgeſetzten Norm zur 
Herrſchaft auch in Ungarn berufen, fo daß Ungarn „auf dieſe Weiſe“, 
alſo thronfolgerechtlich, mit den nichtungariſchen Ländern unlöslich ver— 
bunden fei. Vermutlich doch mit 9(bfict?9) fehlten in dieſem Entwurf 
die Worte von gegenſeitiger, mit größerer Würde verbundenen Ver— 
teidigung, die nach dem ſiebenbürgiſchen Muſter in den Entwurf der 
erſten Palatinalvorkonferenz aufgenommen worden waren und die in 
ähnlicher Form ſchon in der Palatinalkonferenz von 1712 begegnen. “) 
Ferner fehlte im Wiener Entwurf die Krönungspflicht, vielleicht eben— 
falls mit Abſicht. Obwohl der allgemeine Ausdruck „stirps foeminea“ 
dem ſiebenbürgiſchen Landtagsbeſchluß entnommen war, erſchien er 
Mannagetta nicht präzis genug, denn er könne einmal zweierlei 
Deutungen zulaſſen: entweder alle Linien oder nur die karoliniſche 


>) Siehe unten Anhang Nr. 11. 

20) Ebendaſelbſt. 

20) Weil ſpäter ein ſolcher Fehler nicht gutgemacht wurde, obwohl noch 
dazu Gelegenheit geweſen wäre. 

90) Siehe oben III, Anm. 97. 
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Linie. Gegen eine engere Interpretation ſchien ihm auch die Ver— 
bindung „Weiberſtamm unter Beobachtung der Primogeniturordnung 
in infinitum“ ) nicht zu ſchützen. Die Beſorgnis war nicht ganz 
unberechtigt. Denn in der ſiebenbürgiſchen Urkunde war ausdrücklich 
hinzugefügt: nach den vom Landtage mit angenommenen Hausgeſetzen. 
Das ſchloß eine engere Auslegung auch des „in infinitum* bloß für 
die Zukunft der karoliniſchen Linie aus, wurde aber im Entwurf nicht 
wiederholt. Mannagettas Vorſicht ging jo weit, daß er auch im 
Zuſatze des ihm zugeſandten Entwurfes: „nach der in den anderen 
Erbkönigreichen und Ländern angenommenen und feſtgeſetzten Norm“ 
keine abſolute Sicherheit gegen eine engere Auslegung erblickte. Auf 
eigene Verantwortung, gegen nachträgliche Billigung, erſetzte er die 
Worte ,foeminea quoque stirps“ durch: „stirpes quoque foeminei 
sexus“, ſo daß die Stelle nun lateiniſch lautete: „Die Linien des 
sexus foemineus bei immerwährender Beobachtung der Primogenitur— 
ordnung in infinitum.“ 

Noch in der Nacht vom 27. auf den 28. Juni, vor der zweiten 
Vorkonferenz unter Vorſitz des Palatins, wurde ihm von vielen Mit— 
gliedern des Reichstages und der Palatinalkonferenz verſichert, daß 
das zu ſtellende Anerbieten bedingungslos und vorbehaltlos konform 
den Hausgeſetzen lauten würde, obwohl man es nicht für nötig ge— 
funden habe, dieſe Hausgeſetze im Beſchluſſe ausdrücklich anzuführen. 
Noch das Gutachten Kärolyis hatte fie genau [o wie die ſiebenbürgiſche 
Urkunde nennen wollen. Der Entwurf der erſten Vorkonferenz hatte 
ſich aber um die Sache herumgedrückt und bloß geſagt: „gemäß der 
löblichen Einrichtung in feinen anderen Erbkönigreichen und Ländern“. ““) 
Man wünſchte vermutlich nicht, daß der rechtlichen Unabhängigkeit 
des Landes von den Hausgeſetzen und daß dem fo jehr betonten 
geſetzlichen freien Wahlrecht des Reichstages durch Anführung von 
Hausgeſetzen auch nur ſcheinbar widerſprochen werde. Auch die Thron— 
folgeartikel von 1687 zitierten keine Hausgeſetze. Von ſeinen bis— 
herigen Vereinbarungen, meinte Mannagelta, weiche ja der Entwurf, 
der ihm von Wien geſandt worden ſei, im weſentlichen nicht ab. Vor 
der zweiten Konferenz vom 28. Juni drückte er die Hoffnung aus, 
dieſen Entwurf ſamt der vorgenommenen Anderung zunächſt bei den 
Mitgliedern der unteren Tafel, dann bei denen der oberen durchſetzen 
zu können. 


31) Siehe unten Anhang Nr. 12. 
ze) Siehe unten Anhang Nr. 10, Reſolution ad 7. 
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Noch in der Nacht desſelben Tages überbrachte ihm Szluha einen 
anderen „Entwurf“, den die zweite Vorkonferenz beſchloſſen hatte. 
Das Entgegenkommen des Kardinals Cſäky und des Palatins ging 
ſo weit, daß dieſe den Entwurf noch nicht als das letzte Wort be— 
trachteten und ihn fogar „ad approbandum vel modificandum“ 
früher an den Kaiſer gelangen laſſen wollten. Sofort, noch in der— 
ſelben Nacht, ſandte Mannagetta den Entwurf der zweiten Palatinal— 
vorkonferenz mit einem Sonderkurier, den man Stafette zu nennen 
pflegte, nach Wien und bat dringend, daß die kaiſerliche Reſolution 
noch vor der auf den 30. Juni feſtgeſetzten Reichstagseröffnung in 
Preßburg einlange. ) 

Bedeutet nun dieſer Entwurf der zweiten Vorkonferenz die An— 
nahme der von Wien geſandten Formel des Anerbietens? 

Der Entwurf der zweiten Vorkonferenz iſt vor allem anderen 
viel vorſichtiger und länger als jene Formel aus Wien. Die „oblatio“ 
geſchieht nach beiden Entwürfen im Namen aller faktiſch und rechtlich 
zur Krone von Ungarn gehörenden Gebiete. In beiden iſt ferner 
betont, daß, wer in den nichtungariſchen Ländern Erbe ſei, auch die 
ungariſche Krone erben müſſe und daß nichtungariſche und ungariſche 
Länder dadurch einen unauflöslichen Verband eingehen. Weil im 
Entwurf des Hofes die Worte von gegenſeitiger Verteidigung fehlen, 
ſo fehlen ſie auch im Entwurf der zweiten Vorkonferenz. Dieſer 
ſpricht aber mit Benützung eines Gedankens und zum Teil auch von 
Worten des königlichen Schreibens zur Reichstagsberufung von Not— 
wendigkeit und Nützlichkeit des Beſchluſſes, weil dieſer jedes Einzelnen 
wie des Landes Vorteil, Wohlfahrt, Würde, beſtändigen Schutz und 
beſtändige Verteidigung gegen auswärtige Gewalt zum Ziele habe.““) 
Dieſe Faſſung, nicht diejenige von gegenſeitiger Verteidigung, ging 
auch in die definitive Form der Thronfolgeartikel über. Der 
Beſchluß wird ferner als die Ausübung eines aus dem Geſetze von 
1687 wörtlich zitierten Rechtes dargeſtellt, wodurch die Eigenberech— 
tigung des Landes und die Rechtskontinuität betont werden ſollte.“) 
Die Geſetze von 1687 und 1715 werden, was ſonſt die Thronfolge 
betrifft, aufrecht erhalten und in ihrer Gültigkeit auch auf das 
weibliche Geſchlecht erſtreckt. Auch dieſe Auffaſſungen ſind in beide 


32) Ebendaſelbſt Nr. 11 und Poſtſkript. 

38) Siehe unten Anhang Nr. 13. 

3t) Apparere ex. . .. habituram esse — weiter unten: neque ullis ... 
praerogativis derogaret sed ex indultu fundatae legis procederet. 
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definitive Geſetzartikel übergegangen. Im Gegenſatze zum Wiener Ent— 
wurfe ijf in demjenigen der zweiten Vorkonferenz die Krönung aus— 
drücklich erwähnt und Szluha hebt in einer Randnote mit Recht 
hervor, daß fie auch für Erbkönige geſetzlich vorgeſchrieben fei") Er 
fügt hinzu: zur Ehrung der heiligen Krone und verſchweigt höflich 
oder weiſe als ſtaatsrechtlich wichtigeren Grund den jedesmaligen 
Krönungseid auf Ungarns Rechtszuſtand. 

Wie im Wiener Entwurfe die Hausgeſetze ſelbſt nicht zitiert oder 
genannt ſind, ſo fehlt dieſer Hinweis auch in dieſem zweiten Entwurf 
des vorbereitenden ſtändiſchen Komitees. Was dort aber vermutlich 
nur ein Verſehen war, iſt hier Abſicht, wie Mannagetta berichtet 
und eine Randnote Szluhas beweiſt. Nur der hauptſächliche „Inhalt“ 
der Hausgeſetze: Sukzeſſionsgleichheit und Unlösbarkeit des Länder— 
verbandes ſollte in der Formel des Anerbietens enthalten ſein. Aus 
dem gleichen Grunde werden für das katholiſche Glaubensbekenntnis 
als Sukzeſſionsbedingung in einer Randnote Szluhas nicht die Haus— 
geſetze, ſondern ungariſche Geſetze ſeit Stephan dem Heiligen zitiert. 
Auch die hausgeſetzlich geforderte Legitimität der Geburt des jeweiligen 
Kronerben iſt im zweiten ſtändiſchen Entwurfe nur nebenbei in einem 
einzigen Worte in Erinnerung gebracht. Da das ungariſche Geſetz 
von 1687 aufrecht bleiben und nur auf das weibliche Geſchlecht aus— 
gedehnt werden ſollte, ſo blieb auch in Hinkunft nach dieſem ungariſchen 
Geſetze eine Veränderung der Anwärterreihen durch Adoption von 
Angehörigen des Hauſes Oſterreich oder eines anderen Hauſes prin- 
zipiell ausgeſchloſſen. Denn nur aus „eigenen Lenden“ der Herrſcher 
ſtammende Primogeniturreihen haben Thronfolgerecht.“) Sieht man 
näher zu, ſo iſt nach dem ſtändiſchen Entwurf der Kaiſer zu bitten, 
daß er die Einhaltung dieſer zu beſchließenden Thronfolgeordnung für 
Erzherzoginnen und deren Kronerben auch für die Zukunft verfüge 
(statuere) Mit der Annahme des Reichstagsbeſchluſſes ſollte die 


99) Unbegreiflich ijt, daß ein Ungar „A. v. P“ſuſztay], Thronfolge und bie 
pragmatiſche Sanktion, Preßburg, 1849, 102, behaupten konnte: „Ein Erbkönig— 
tum bedarf, ſtaatsrechtlich genommen, keiner Krönung“. Gerade das Zitat aus 
Werböczys Rechtsbuch im ungariſchen Reichsdekret von 1741, Art. IV, zeigt, wie 
ſehr er Unrecht hat, die Gültigkeit der betreffenden Stelle aus Werböczy zu leugnen. 
Siehe unten Anm. 81. 


3) Neminem alium quam .... Majestatis [Leopoldi] propriis ex 
lumbis suis descendentium masculorum heredum primogenitum in perpetuum 
— In defectu masculini seminis ...... Majestatis succedent ...... 


Art. IT, 1687. 
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Hausgewalt in dieſer Richtung im Dienſte des ungariſchen Landes— 
geſetzes ſtehen, in dieſem Sinne für Ungarn nur ſekundäre, nicht 
primäre Bedeutung beſitzen. In ähnlicher Weiſe hat dieſer Gedanke 
ſpäter im Geſetzartikel I von 1722 Ausdruck gefunden.“) Eine mehr 
ſtiliſtiſche als inhaltliche Anderung war es, daß Szluha ſtatt „Linien 
des sexus foemineus nach Primogenitur in infinitum" lieber „Linien 
des sexus foemineus bis zu ihrem Ausſterben“ geſetzt wünſchte; 
denn bei menſchlichen Dingen könne man von unendlicher Zeit nicht 
ſprechen. Aber weder die ſtändiſche Formel vom 28. Juni, noch die 
dazu gehörigen Randbemerkungen Szluhas ſchränkten die Sukzeſſion 
auf beſtimmte Linien des sexus foemineus ein. 

Da man ſich geſträubt hatte, die Hausgeſetze zu zitieren, ja auch 
nur näher anzuſehen, und fich mit einem fehlerhaften Inhaltsauszuge!“) 
begnügt hatte, ſo unterließen es die Palatinalkonferenzen, in ihren Ent— 
würfen vom 26. und 28. Juni den Männervorzug in einer regierenden 
oder zur Regierung gelangenden Linie des sexus foemineus ausdrück— 
lich feſtzuſetzen. Der erſte Entwurf vom 26. nennt irrigerweiſe gar 
nur die Mannsſtämme von Erzherzoginnen als zur Thronfolge be— 
rufen?“), während nach den Hausgeſetzen und den Renuntiationen 
eventuell noch eine Tochter Maria Thereſias deren Nachfolgerin 
werden konnte, wenn Maria Thereſia keinen Sohn gehabt hätte. 
Ebenſo wenig präzis ſprach auch der zweite Entwurf des ſtändiſchen 
Komitees allgemein von „Erzherzoginnen und denjenigen, die nach 
Primogeniturrecht ihre Erben ſind“. 

An der Stelle des zweiten Entwurfes vom 28. Juni, wo der 
Kaiſer gebeten werden ſollte, die Erzherzoginnen und ihre Erben zur 
Annahme und Einhaltung der im Thronfolgeanerbieten feſtgeſetzten 
Ordnung zu verhalten, wird auch als Zweck angegeben: „zu dauernder 
Wohlfahrt des Königreiches und ſeiner Bewohner und zu Beobachtung 
ihrer Rechte und Vorrechte“. Die dauernde Beibehaltung des Rechts— 
zuſtandes wurde alfo als einfache Konſequenz der dauernden Sicherung 
der Thronfolge gedacht, weil der Krönungseid beſtehen bleiben ſollte. 
Durch dieſe Faſſung ſollte die Form einer Bedingung, eines Vor— 
behaltes oder einer vertragsmäßigen Gegenleiſtung vermieden ſein. 


87) Dirigi, servari et custodiri vellet, ita, ut . . . . Siehe unten Anhang 
Nr. 25. 

38) Siehe unten Nr. 1 und Anm. 3 daſelbſt. 

3) Et earum omnium haeredes et posteri sexus masculini filii. Unten 
Anhang Nr. 10, Reſolution 7. 
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Am Schluſſe dieſes zweiten ſtändiſchen Entwurfes war aber die 
einvernehmliche Ausarbeitung eines Thronfolgeartikels durch Reichs— 
tag und König ausdrücklich vorbehalten. Aber Einwendungen und 
Zuſätze zum Entwurfe vom 28. Juni dürfte Mannagetta, wie er 
gewünſcht hatte, von Wien noch vor Beginn der erſten Reichstags— 
tagsſitzung vom 30. Juni empfangen und auch durchgeſetzt haben. 
Wenn uns auch ein bezüglicher Auftrag an ihn aus Wien nicht 
erhalten ijt; ſo ließ fid) dafür ein anderes Dokument finden, welches 
dieſe Annahme nahelegt. Dieſes undatierte Stück iſt nämlich die 
wörtliche Kopie des Entwurfes vom 28. Juni, enthält aber zwei Zu— 
ſätze, welche die Erfüllung der Wünſche des Kaiſers und Mannagettas 
bedeuten.““) An der erſten Stelle wird ſtatt der Worte: „Linien 
auch des sexus foemineus bis zu deren Ausſterben“ nunmehr vor— 
ſichtiger geſagt: „. . . bis zu deren und ihrer Abkömmlinge Ausſterben“. 
Eine analoge Diktion iſt auch in den I. und II. Geſetzartikel über— 
gegangen.!) Die zweite, viel wichtigere Anderung war bie aus- 
drückliche Zitierung der Hausgeſetze. Es ſollte nunmehr heißen, 
daß diejenige, „welche nach der im Hauſe Oſterreich angenommenen 
und publizierten Primogeniturnorm Erbin“ der nichtungariſchen Länder 
ſei, auch Erbin der ungariſchen Krone ſein ſolle. Auch dieſe Kon— 
zeſſion ift in den Wortlaut der beiden Thronfolgeartikel vom 17. Juli 
1722 übergegangen, indem dort an zwei Stellen von Karls VI. haus— 
geſetzlicher Anordnung, ihrer Publizierung und Annahme in den 
nichtungariſchen Ländern die Rede iſt, während an zwei anderen 
Stellen ganz allgemein von der im Haus Oſterreich (alfo nicht erft 
1713) angenommenen Sukzeſſionsnorm die Rede ijf. Gerade diefe 
Faſſung ift dort fogar dem Hauspakt von 1703 entlehnt. 1) 

Am 30. Juni fand die Eröffnungsſitzung beider Häuſer des 
ungariſchen Reichstages ſtatt, und Szluha hielt nach Verleſung des 

10) Siehe ebendaſelbſt Nr. 13, „B“ Text. 

41) Foemineum quoque sexum Augustae Domus .. .. Austriacae usque 


ad eiusdem et ab eodem descendentium defectum — post omnimodum prae- 
dieti sexus defectum. 

Ha) Siehe oben I, ©. 16, Anm. 36. Die Worte der Geſetzartikel I und II 
von 1722: „Secundum normam ... . per. . [Majestatem] ... . stabilitam 
uy et acceptatam .. . ..., ferner: „iuxta .. . . . normam primo- 
geniturae in Augusta Domo Austriaca receptam“ (Art. I) 
endlich: „successionem foemineam in Augusta Domo Austriaca intro- 
ductam et agnitam“ laſſen die Benützung des vorgelegten pactum mutuae suc- 
cessionis von 1703 erkennen, wo es heißt: „iuxta receptum et nune denuo 
Stabilitum in Domo .. ... Austriaca succedendi ordinem“. 
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Einberufungsſchreibens die ſchöne Rede, die er Mannagetta ſchon 
lange vorher hatte leſen laſſen. Nur weniges, was ſich auf die letzten 
Verhandlungen bezog, mag ſeitdem hinzugekommen ſein. Die Rede 
legte die Nützlichkeit einer geſicherten Thronfolge für inneren und 
äußeren Frieden, zugleich auch Notwendigkeit und Nützlichkeit einer 
dauernden Verbindung Ungarns mit den anderen Ländern der Monarchie 
dar. Immerwährender innerer Friede, ſagte Szluha, erfordere einen 
ſtändigen Hüter desſelben; dauernder äußerer Friede aber erfordere 
zuverläſſige und nie verſagende Waffen, ein blühend-ſtarkes Heer und 
eine nie endende königliche Sukzeſſion.“) Die Rede erinnerte an bie 
Pflicht der Dankbarkeit für die Befreiung vom Türkenjoche. Sie 
holte ihre Argumente auch aus der Geſchichte. Sigismund von 
Brandenburg fei wegen Marias, der Tochter König Ludwigs I., ebenſo 
Albrecht II. (V.) wegen Eliſabeths zum König gewählt worden; 
Ladislaus Poſthumus und Ludwig II. ſeien ſogar als Knaben ge— 
krönt und ſchließlich ſei auch Ferdinand wegen Annas, der Tochter 
König Wladislaws, ungariſcher König geworden. Von dieſem sexus 
foemineus ungariſchen Königsblutes fei auch Karls VI. eigenes Nadh- 
folgerecht als „deriviert“ zu betrachten. Zweimal betont dies Szluha: 
in der Mitte und am Ende ſeiner Rede. So hätten die Vorfahren 
der Stände ungariſches Königsblut im sexus foemineus ſogar aus 
der Ferne zur Herrſchaft berufen. So ſollten auch ſie ohne Zögerung 
die „regierende Primogeniturlinie“ wie die andern Linien des sexus 
foemineus, auf jo lange, als es davon Deſzendenten gebe, zur Herr- 
ſchaft berufen. Ohne Forderungen ſolle es geſchehen. 

Dieſer Antrag wurde einſtimmig mit Akklamation und mit Vivat— 
(Eljen?) Rufen angenommen. Eine Reihe von Deputierten legte Wert 
darauf zu konſtatieren, daß dieſe Wahl ſpontan erfolgt ſei. Eben 
damals dürfte auch die endgültige Form des Anerbietens verleſen 
worden ſein. 

Da die erſte Komiteekonferenz beſchloſſen hatte, die Initiative der 
unteren Tafel zu überlaſſeu, hatte fid) die obere Tafel“) damit begnügt, 
der Deputation, welche die untere Tafel zur Begrüßung geſchickt hatte, 
bei der Erwiderung der Wünſche zu ſagen, die untere Tafel möge, da 
ihr der Zweck des Reichstages aus dem Einberufungsſchreiben bekannt 
ſei, darüber beraten und ihre Meinung darüber bekanntgeben. Während 
der erzählten Vorgänge in der unteren Tafel blieb die Sitzung der 


#2) Immortalem Regiam successionem. Unten Anhang Nr. 14. 
+3) Siehe unten Anhang Nr. 9, 10, 15. 
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Magnatentafel ſuſpendiert, obwohl die Magnaten beiſammen blieben 
und Geſpräche führten. Nachdem die untere Tafel den Beſchluß über 
die Thronfolge gefaßt hatte, teilte ſie ihn der oberen Tafel durch eine 
Deputation mit, wobei Acſady und Szluha als Sprecher fungierten; 
der Kaiſer ſollte durch eine eigene Deputation des Reichstages nach 
Wien um Annahme des Wahlanerbietens gebeten werden. Der Pala- 
tin teilte hierauf programmgemäß der Deputation der unteren Tafel 
mit, daß auch die obere Tafel der unteren ein Nuntium über dieſe 
Angelegenheit ſenden werde. Zu Gunſten der Annahme des Beſchluſſes 
der unteren Tafel ergriff unter den Magnaten zuerſt Kardinal Cſäky 
das Wort. Am Schluſſe ſeiner Rede dankte ihm der Palatin für das 
gute Beiſpiel, das er durch ſeine ſchöne Rede gegeben habe, und als 
der Palatin weiter fragte, wer noch darüber zu ſprechen wünſche, er— 
ſcholl es von allen Seiten, daß dies überflüſſig ſei. Man nahm den 
Antrag ebenfalls unter allgemeinen Vivat-Rufen an. Der unteren 
Tafel wurde das Nuntium von der ebenfalls einſtimmigen Annahme 
des Beſchluſſes geſchickt. Darauf vereinigten ſich die Mitglieder der 
unteren Tafel mit den Magnaten zu einer gemeinſamen Sitzung, um 
die Einhelligkeit des Beſchluſſes beider Tafeln zu konſtatieren. Auch 
die ungariſche Rede, die wieder Kardinal Cſäky hielt, wurde ſehr 
lebhaft akklamiert. 

Der Primas und mehrere oberungariſche, verſpätet eingetroffene 
Deputierte“) gaben nachträglich in der zweiten Sitzung des 
Reichstages, am 6. Juli 1722, in der unteren wie in der oberen 
Tafel ihre volle Beiſtimmung zum ganzen Inhalt des Beſchluſſes vom 
30. Juni kund.“) Eine ſolche Erklärung war nötig, weil nach dem 
Geſetze von 1492 die Verpflichtung abweſender Deputierter zur Aner— 
kennung von Beſchlüſſen nur hinſichtlich deſſen galt, was erſt ſeit dem 
fünften Tage nach Reichstagsbeginn angenommen war.“) 

Der Beſchluß des ungariſchen Reichstages war zwar formell im 
Namen Ungarns und aller faktiſch und rechtlich zur Stephanskrone 
gehörigen Gebiete gefaßt, aber ſiebenbürgiſche Vertreter waren nicht 


44) Vielleicht waren die am 28. Juni wegen zu allgemein gehaltener Jn- 
ſtruktion von Preßburg heimgeſchickten Deputierten darunter. Siehe unten An- 
hang Nr. 6. 

35) Ebendaſelbſt Nr. 19. 

10) Siehe ebendaſelbſt Nr. 8, Anm. 8. 1625 holte man die Zuſtimmung 
zur Wahl Ferdinands (III.) von ſieben oberungariſchen Komitaten nachträglich 
ein, weil deren Deputierte auf dem Reichstage nicht hatten erſcheinen können. 

Oſterr.⸗Ungar. Revue. Heft 4. 16 
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erſchienen und den Vertretern derjenigen Komitate, welche mit Sieben— 
bürgen vereinigt waren, wurde Teilnahme an den Reichstagsſitzungen 
und Abſtimmungen der unteren Tafel über Fragen, die nicht mit der 
materiellen Erhaltung der Armee zuſammenhingen, von der ſieben— 
bürgiſchen Hofkanzlei und von dem ſiebenbürgiſchen Gubernium aus- 
drücklich verboten, obwohl ſie der Präſident der unteren Tafel für 
alle Sitzungen eingeladen hatte. Das Verbot wurde damit begründet, 
daß die ungariſchen Komitate Siebenbürgens ſeit den Verfügungen 
Karls VI. und ſeiner Vorgänger, beſonders aber ſeit dem in Ge— 
meinſchaft mit Siebenbürgen für Karl VI. als Landesfürſten ge— 
leiſteten Eid in politiſchen und zivilen Angelegenheiten vom ſieben— 
bürgiſchen Landtage abhängig ſeien. Ferner ſei es unnötig, daß Vertreter 
dieſer Komitate ihre Stimme in der Sukzeſſionsfrage auch auf dem 
Reichstage abgäben, da ſie es ſchon auf dem ſiebenbürgiſchen Landtage 
getan hätten, und da auch ihre Namen auf der inzwiſchen an den 
Kaiſerhof eingeſchickten Zuſtimmungsurkunde Siebenbürgens enthalten 
ſeien.“) Wenn auch die Siebenbürger ſamt den mit ihnen verbun— 
denen Komitaten auf dem Reichstag nicht vertreten waren, ſo legte 
der Biſchof Erdödy bei der Verkündigung des zuſtimmenden Nuntiums 
der Magnaten im Unterhaus darauf Gewicht, daß mit dieſem Be— 
ſchluß eine Übereinſtimmung mit den Beſchlüſſen auch der andern zur 
Stephanskrone gehörigen „Königreiche und Provinzen“ als erzielt zu 
betrachten fei. Sicher meinte er die ſiebenbürgiſche Zuſtimmungs— 
urkunde und den Beſchluß der Kroaten von 171240, die nun an dem 
Nuntienaustauſch über die Thronfolge durch Deputationen perſönlich 
teilnahmen. Auch der Kaiſer hatte darein gewilligt, daß der Reichs— 
tagsbeſchluß im Namen aller Länder der Stephanskrone formuliert 
werde.“) Nun war Identität aller Beſchlüſſe konſtatiert. 

Die Berichte, die Mannagetta und ein Mitglied des ungariſchen 
Reichstages, wahrſcheinlich Szluha ſelbſt, über die erſte Reichstags— 
ſitzung noch 30. Juni an den Kaiſer ſandten, betonten übereinſtimmend, 
daß der einhellige Beſchluß den nach den Hausgeſetzen berufenen 

#7) Akten darüber im Wiener und im Budapeſter Staatsarchiv, auch im 
Mss. 14996 /7 der Wiener Hofbibliothek. 

48) Die Aufzeichnung eines Diariums darüber lautet: Dominos magnates 
denunciatam successionis acceptationem omnino secundare velle, ita, ut votis 
coalescentibus etiam cum aliis regnis et provinciis ad Sacram coronam spec- 


tantibus haec successionis acceptatio. intelligatur. Bidermann, Geſamtſtaats— 
idee, II, 272. 


) Siehe unten Anhang Nr. 12. 
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Linien Sukzeſſionsrecht verliehen habe. Dieſen Beſchluß überbrachte 
dem Kaiſer eine Reichstagsdeputation am 3. Juli in die Sommer— 
reſidenz „Favorita“. Der Beſchluß wurde, wie in Ausſicht ge— 
nommen war und ſonſt beſtätigt wird““), als ein im Wortlaute mit 
Mannagetta ſchon früher verabredetes “!) Anerbieten des Reichstages 
überbracht. Gleichzeitig mit dieſem Wortlaute mag auch ſchon vor 
der erſten Reichstagsſitzung, wenigſtens in der Hauptſache, der Wort— 
laut der Anſprache feſtgeſtellt worden fein, die Kardinal Cſaͤly am 
3. Juli im Namen der Deputation an den Kaiſer richtete. Außer 
dem Berichte über die Audienz, den er der oberen und unteren Tafel 
in deren gemeinſamer Sitzung ungariſch abſtattete, übergab er die vor 
dem Kaiſer gehaltene Anſprache dem vorſitzenden Palatin ſchriftlich 
und dieſer wieder Szluha, der ſie öffentlich verleſen mußte. Auch in 
dieſer Anrede wurde der sexus foemineus „für immer“, ohne Ein— 
ſchränkung auf beſtimmte Linien, und in der durch Primogeniturrecht 
beſtimmten Linien- und Perſonenfolge zur Sukzeſſion berufen. Ferner 
wurde kein Vorbehalt und keine Bedingung an dieſes „Anerbieten“ 
geknüpft, ſondern es wurde nur die Erwartung und Hoffnung zum 
Ausdrucke gebracht“), daß der Rechtszuſtand erhalten bleibe. Am 
6. Juli trat der Kaiſer mit ſeiner Gemahlin die Reiſe von Wien nach 
Preßburg an. Am 7. Juli wurde er bei der Ankunft auf ungariſchem 
Boden in Farkasfalva wieder durch eine Reichstagsdeputation begrüßt. 
„Ohne Furcht,“ ſagte der Biſchof von Agram im Namen der Depu— 
tation, „ohne Furcht vor Leiden, die aus dem allen Völkern, beſonders 
aber Ungarn, verderblichen Interregnum entſtehen, leben wir jetzt 
unter dem nun dauernd gewordenen Schutz des erlauchten öſterreichiſchen 
Herrſcherblutes und ſo werden wir, ſo Gott will, vom Orient bis 
zum Okzident leben immerdar unter Eurer geheiligten Majeſtät 
und des erlauchten öſterreichiſchen Blutes Primogenitur beiderlei Ge- 
ſchlechtes.“ 's) Von der Schädlichkeit eines Interregnums und von 


50) Siehe unten Anhang Nr. 28 und 11. 

51) Ebendaſelbſt Nr. 13 „B“. 

52) Credit, inquam, speratque indubie non modo avitiearum suarum 
libertatum et praerogativarum manutentionis et conservationis . . . . et gra- 
tiarum fertilitatem. 

55) Vivimus nunc sane absque timore ullo populis cunctis et vel maxime 
Hungariae fatalis interregni accessoriorumque exinde malorum sub perpetua 
Austriaci augusti sanguinis protectione, vivemusque Deo incrementum, 
uti firmiter credimus, dante, ab Oriente usque ad Occasum cunctis diebus 
Maiestatis Vestrae Sacratissimae et augusti sanguinis Austriaci utrius- 
que sexus primogenitura. Auch bei Katona, 38. Bd., S. 441. 

16* 
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der Notwendigkeit einer „unſterblichen“ königlichen Sukzeſſion hatte 
ja auch Szluha am 30. Juni in Erinnerung an ähnliche Worte des 
Geſetzartikels I von 168755 geſprochen. 

Nach dem Empfang des Reichstages durch den Monarchen auf 
dem Preßburger Schloß am 8. Juli wurde in der gemeinſamen 
Sitzung beider Tafeln die königliche Botſchaft durch Szluha im Auf— 
trage des Palatins verleſen. Szluha konnte in dieſem Schriftſtück ſo 
manchen Gedanken aus ſeiner Rede vom 30. Juni wiederfinden, wenn 
auch im einzelnen gelegentlich weiter ausgeführt. So, wenn es in der 
königlichen Botſchaft hieß, in Ermanglung des königlichen Manns— 
ſtammes hätten die Vorfahren der Ungarn feon früher die Krone 
auch an den sexus foemineus aus dem Blute des heiligen Stephan!“ 
übertragen und auch Karl VI. ſtamme durch Ferdinands I. Gemahlin 
Anna aus dieſem Blute. Nach dieſer Anſicht war im öſterreichiſchen 
Herrſcherhauſe auch Blut vom ungarischen Königshauſe fortgepflanzt.°) 
Szluha wurde ferner an ſeine eigene Rede erinnert, als er las, nur 
das Beiſpiel ihrer Ahnen ſei von den Ungarn nachgeahmt worden, 
indem ſie die Krone auf den gleichfalls vom Blute des heiligen 
Stephan abſtammenden sexus foemineus des Hauſes Oſterreich über— 
tragen hätten, und indem ſie den König untertänigſt gebeten hätten, 
ihnen aus dieſem sexus foemineus einen Herrſcher zu „gewähren“. 
Von eben dieſer Bitte des Reichstages heißt es in der Botſchaft, 
fie fet nach alter und beſonders zu Zeiten Ferdinands I. und Wari- 
milians II. „beobachteter Norm“ geſtellt worden. Nach allen dieſen 
Worten ſind in dem vorbehaltloſen und ohne Beſchränkung auf be— 
ſtimmte Linien beſchloſſenen Reichstagsanerbieten über die Sukzeſſion 
des sexus foemineus des Hauſes Oſterreich alle Linien ſeit Ferdi— 
nands I. Gemahlin Anna gemeint, ebenſo in der Begründungsrede 
Szluhas vom 30. Juni. Dieſe Auffaſſung der königlichen Botſchaft 
iſt auch in einem Zuſatze der Botſchaft hervorgehoben, worin es heißt, 
die Übertragung der Krone an den sexus foemineus des Hauſes 
Oſterreich fei konform Artikel V von 1547 „für immerwährende 
Zeiten“ geſchehen.“?) Tatſächlich hatten fid) in dieſem Artikel die 


54) Ad antevertenda quoque exitiosa interregni tempora. 

55) Richtiger: Blut von feines Vaters Bruder. Siehe die genealogiſche 
Tabelle in der Geſchichte des Thronfolgerechtes, S. 233 und 319. 

56), Ad sexum foemineum Regium Augustissimae Domus Austriacae 
aeque ex sanguine antelati Sancti Regis Stephani propagatum. 

57) Bei Umſtellung der Worte ergibt fid) ber Sinn rafer: successionem 
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Ungarn mit ihren Nachkommen „für alle Zeiten“ der Herrſchaft und 
Gewalt nicht bloß Ferdinands, ſondern auch ſchon derjenigen „ſeiner 
Erben“ für unterſtehend “d) erklärt. 


Es ſprechen aber mehr Gründe dafür als dagegen, daß 1547 
wirklich nur männliche Erben verſtanden waren. Damit war aber 1547 
mindeſtens Ferdinands I. ununterbrochener, mit Karl VI. ausſterbender 
Mannsſtamm mit geſetzlichem Sukzeſſionsrecht ausgeſtattet, ohne daß 
Primogeniturfolge unter dieſen männlichen Erben als landesgeſetzliche ““) 
Verpflichtung übernommen worden wäre. Denn eine ſolche Garantie 
hätte dem Anſpruch des Landes, zwiſchen Erzherzogen zu wählen, 
direkt widerſprochen.““) Auch die königliche Botſchaft an den unga- 
riſchen Reichstag von Ende Oktober 1687 hatte nicht auf eine landes— 
geſetzliche Primogeniturrechtsgarantie von 1547 hingewieſen, ſondern 
nur ganz allgemein auf Artikel V von 154761), dann aber auch auf 
das „durch feierliche Pakte und Stipulationen dem erlauchten Hauſe 
Oſterreich erworbene erbliche Sukzeſſionsrecht“. e) Damit war der 
beſonders im Preßburger Vertrag von 1491 und ſeiner Beſtätigung 
durch den ungariſchen Reichstag“) allein für ſukzeſſionsfähig erklärte 
Mannsſtamm Kaiſer Friedrichs III. und ſeines Sohnes Maximilians I. 
gemeint, aus welchem ſich die Ungarn vertragsmäßig einen König 
wählen durften. Auch im Geſetzartikel II des Jahres 1687 wurde 
der Geſetzartikel V von 1547 zitiert. Als aber der Reichstag 1687 
die Primogeniturfolge zuerſt des deutſchen, dann des ſpaniſchen 
Mannsſtammes des Hauſes Oſterreich landesgeſetzlich garantierte, ohne 
über Hausgeſetze auch nur ein Wort zu ſagen, ſcheint er mit der 
Erwähnung des Artikels V von 1547 nicht eine ältere landesgeſetz— 
liche Garantie für Primogeniturfolge, ſondern nur jene allgemeine 


. ad sexum .... propagatum in conformitate etiam articuli V anni 
1547 in omne tempus transferre . . . . petierint. 

5) Nam cum sese... . in omne tempus subdiderint. 

50) Vergl. Geſchichte des Thronfolgerechtes, S. 345—357. 

60) Ebendaſelbſt. 

9) Regnum .... Hungariae .... sub .... Ferdinando L .... 
prineipum Austriacarum imperio ipsorumque heredum et successorum in omne 
tempus subjectum. 

62) Jus hereditariae successionis sollemnibus pactis ac stipulationibus 
Augustae Domui Austriacae acquisitum. Katona, 35. Bd., ©. 433. 

93) In praesenti diaeta seu conventu generali regnicolarum super ea 
re indicto juravimus omnes et singulos articulos observare. Geſchichte des 
Thronfolgerechtes, S. 333. 
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Garantie des Sukzeſſionsrechtes des geſamten Herrſcherhauſes ſeit 
Ferdinand I. gemeint zu haben, obwohl der Wortlaut dieſer Auf— 
faſſung zu widerſprechen ſcheint.“) Jener anderen Auffaſſung würden 
nicht bloß die älteren ungariſchen Sukzeſſionsgeſetze und Krönungs— 
bedingungen, ſondern auch eine Erklärung widerſprechen, die der 
ungariſche Reichstag über jene Zeiten vor 1687 abgab. Bei aller 
Betonung der „faſt zweihundertjährigen“ Treue zum Hauſe Oſterreich 
(ſeit die Ungarn ſich unter den Schutz des öſterreichiſchen Doppel— 
adlers®) 1526 geflüchtet hätten) Deben fie am 28. September 1722 
doch das vor 1687 geübte Wahlrecht ausdrücklich hervor. 

Indem die königliche Botſchaft an den ungariſchen Reichstag vom 
8. Juli 1722 der Begründung Szluhas vom 30. Juni folgte und 
erklärte, daß dem auch vom Blute des heiligen Stephan abſtammenden 
sexus foemineus des Hauſes Oſterreich konform Artikel V von 1547 
„für alle Zeiten“ die Krone angeboten worden ſei, verzichtet ſie 
darauf, den Preßburger Vertrag von 1491, wie es die königliche 
Botſchaft von 1687 getan hatte, ins Treffen zu führen. Es gab eben 
nach dem Ausſterben des ſpaniſchen Mannsſtammes des Hauſes 
Oſterreich (im Jahre 1700), bem 1687 Sukzeſſionsanwartſchaft mit- 
garantiert war, feine Veranlaſſung mehr, darauf hinzuweiſen. Über⸗ 
dies wäre Primogeniturfolge in dieſen ſpaniſchen Linien des sexus 
foemineus, wie eine Stammtafel beweiſt, nur dem franzöſiſchen 
Königshauſe zu Gute gekommen.““) 

Sonſt iſt in der königlichen Botſchaft vom 8. Juli 1722 gemäß 
der überreichten Form des Reichstagsanerbietens anerkannt, daß der 
Reichstagsbeſchluß vom 30. Juni 1732 die Ausübung des 1687 
geſetzlich reſervierten Wahlrechtes Ungarns bedeutet. Der Bitte des 
Reichstages, daß die Nachfolge in Ungarn auf dieſelbe Weiſe, wie es 
in den nichtungariſchen Ländern geſchehen ſei, feſtgeſetzt werde, erklärte 


6 Quod a modo [von jetzt an] in posterum neminem alium quam... 


Suae .. .. Majestatis . . . , primogenitum in perpetuum (id ipsum etiam 
statuentibus: art. V anni 1547 aliisque superinde extantibus) pro legitimo 
suo Rege . . .. sint habituri. Ich widerſpreche damit Luſtkandls wiederholten 


Ausführungen darüber, zuletzt in ſeinem „Kaiſer und König“, a. a. O., S. 8g, 
der für dieſelben weder die königliche Botſchaft von 1687 herangezogen hat, noch 
auch unten das Stück Nr. 27 des Anhanges verwerten konnte. 

95) Über die hiſtoriſche Begründung dieſes 1804 nur teilweiſe veränderten 
dynaſtiſchen Monarchieemblems ſiehe die Ausführungen in der „Eſterreichiſchen 
Rundſchau“, 1905, Heft 22. 

60) Geſchichte des Thronfolgerechtes, S. 370 f. 
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die königliche Botſchaft willfahren zu wollen. Der Kaiſer erbot ſich 
ferner, den Rechtszuſtand des Landes wie der herrſchenden Bewohner 
aufrechtzuerhalten, beſonders aber ſie auch in Zukunft nur nach reichs— 
tagsmäßig zu ſtande kommenden Geſetzen zu regieren. Die Vertrags— 
form aus der Zeit des Wahlkönigtums und Wahlfürſtentums ſollte 
ausdrücklich vermieden ſein; nicht als Bedingung oder als vertrags— 
mäßige Gegenleiſtung, ſondern freiwillig, wie das Anerbieten des 
Reichstages hatte auch dieſes Anerbieten des Kaiſers, wie verabredet 
worden war, erfolgen müſſen. Ferner iſt in der königlichen Botſchaft 
geſagt, daß der König durch dieſen Beſchluß die im Einberufungs— 
ſchreiben dem Reichstage ans Herz gelegte Aufgabe: „ein Einver— 
nehmen und eine Einigung mit den Nachbarländern“ zur Sicherung 
gegen jede äußere Gewalt zu erzielen, in ſeinem Sinne ſchon für ganz 
erfüllt betrachte.) Nach feiner Auffaſſung genügte zur Erfüllung 
dieſer Aufgabe ein bloß dynaſtiſches Band zwiſchen den Ländern, das 
iſt vollkommen gleiche Thronfolge, aber nicht mit landesgeſetzlichen 
Garantien von Land zu Land, ſondern zwiſchen jedem Lande und der 
Dynaſtie. Die Sicherung „gegen jede äußere Gewalt und gegen 
innere Unruhen“ betrachtete der Kaiſer als ſeine und jedes künftigen 
Monarchen landesherrliche, ober im Sinne der Zeit: als landesväter— 
liche Pflicht; noch anders geſprochen, als eine Pflicht, zu deren Aus— 
übung er ſeiner, reichstäglicher Mitwirkung entzogenen Majeſtätsrechte 
bedurfte, die er ſich durch ein Paktum der Länder untereinander 
nicht ſchmälern laſſen wollte. Daß ihn die Untertanen bei Erfüllung 
dieſer Pflicht unterſtützen müßten, war auch in ungariſchen Geſetzen 
ſchon früher, feit 1715 auch was die materielle Erhaltung der 
Armee betrifft, im Prinzipe anerkannt. Das Ausmaß der Unterſtützung 
ſollte auch in ungariſchen Ländern Gegenſtand jeweiliger Verein— 
barung oder, den Gewohnheiten gemäß ausgedrückt, künftigen Feil— 
ſchens ſein. 

Die Ungarn ließen ſich noch während des Reichstages von 1722 
die aus der geſetzlichen Garantie der Unlösbarkeit des Länderverbandes 
ſich ergebende Konſequenz einer Verteidigungseinheit gefallen, zugleich 
aber auch andere Folgerungen, die man aus dem Prinzip der Ver— 
teidigungseinheit zog. Eine Bitte des ungariſchen Reichstages um 
Verlegung oder Auflaſſung von Generalaten (etwa Korpskommanden) 
in Komorn und Raab wies der Hofkriegsrat am 13. Auguſt 1722, 


6) Hoc etiam facto. Unten Anhang Nr. 20. Vergl. Nr. 9, Punkt 8: 
hac modalitate. 
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alſo wenige Wochen nach Erledigung der Thronfolgefrage, mit der 
Begründung ab, die Truppendislokation müſſe eine derartige ſein, 
daß der „Sicherheit des ganzen vereinbarten Corporis der 
kayſerlichen Erbkönigreiche und Lande“ gedient werde, „weswegen 
auch in denen deutſchen Erblanden gleichſamb in einer concatenation 
ville Truppen eingethaillet und bequartiert ſeynt.“““) 

Vermutlich war die Rückſicht auf Herrſcherrechte auch der Grund, 
warum der Kaiſer den Paſſus über „gegenſeitige Verteidigung“ der 
Länder als Zweck der Sukkzeſſionseinheit aus der ſiebenbürgiſchen 
Erklärung nicht in die Formel des Reichstagsanerbietens Ungarns 
herübernehmen ließ und dann auch in der königlichen Botſchaft ver— 
mied. Denn gerade die Worte „gegenſeitige Verteidigung“ konnten 
den Anlaß bieten, daß man die Aufteilung der damit verbundenen 
Laſten durch Verträge von Land zu Land forderte. Der Kaiſer 
wußte, daß ſolche vertragsmäßige Verpflichtungen der nichtungariſchen 
Länder von der Magnatenkonferenz des Jahres 1712 verlangt worden 
waren.“) Auch das Land Oſterreich unter der Enns hatte anläßlich 
der Annahme der Hausgeſetze im Jahre 1720 angeregt und es dem 
Kaiſer anheimgeſtellt, ob die Thronfolge nicht auch durch Pakte von 
Land zu Land zu garantieren wäre. Man hätte dann auch die 
Frage des Schutzes der Thronfolge durch Armeeerhaltung berühren 
müſſen. 

Noch in der ſechſten Reichstagsſitzung vom 16. Juli 1722 ſtellte 
der Präſident der unteren Tafel die Anfrage, ob nicht eine vertrags— 
mäßige Union mit den übrigen Ländern des Hauſes Oſterreich ge— 
ſchloſſen werden ſolle. Dieſe Anregung fand ſowohl bei der unteren 
als bei der oberen Tafel prinzipielle Billigung. Die Union ſollte 
in verbindlichſter Form, aber unter Wahrung des geſamten Rechts— 
zuſtandes Ungarns „auf Grund der Sukzeſſionsnorm der anderen 
Provinzen“, wenn auch erſt nach ſelbſtändiger und geſetzlicher In— 
artikulierung der ſchon beſchloſſenen Thronfolge ſtattfinden.“) Neben 
anderen Wünſchen ließ der Reichstag dem Kaiſer auch die Frage der 
Union durch eine Deputation am 16. Juli vortragen.) Die Antwort 
ſcheint ausweichend und ſo gelautet zu haben, daß er ſelbſt dafür 
Sorge tragen werde, daß, was das Ziel ihrer beabſichtigten Union ſei: 


55) Wiener Kriegsarchiv. Nur die unerfüllte Bitte wurde inartikuliert. 
6) Siehe oben III, Anm. 96. 

70) Drei Außerungen darüber in Nr. 23 im Anhang. 

71) Ebendaſelbſt Nr. 24. 
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„Ruhe, Friede und Sicherheit“ ihnen künftig erhalten blieben. Es 
war dies eine Antwort nach der Theorie von landesväterlicher Pflicht— 
regierung. In derartige Unionsverhandlungen, die möglicherweiſe 
auch ſeine „Majeſtätsrechte“ berührt hätten, wollte der Kaiſer nicht 
willigen. „Quies, tranquillitas, securitas“, für die er allein ſorgen 
wollte, ſtanden auch im Reichstagsanerbieten vom 30. Juni, und als 
er jene Antwort erteilte, auch ſchon in den inzwiſchen nahezu voll— 
endeten beiden Thronfolgeartikeln. 

Mit ihrer Stiliſierung war ſchwerlich vor dem 11. Juli be— 
gonnen worden.“?) Denn erft damals, in der vierten Reichstags— 
ſitzung, hatte man die Verhandlung über die königliche Botſchaft mit 
deren abermaliger Verleſung eingeleitet. Weil man aber ſchon damals 
erfuhr, daß der Kaiſer bald abreiſen werde, hatte man beſchloſſen, ſich 
auf Verhandlung und Aufzeichnung nur der wichtigſten und dringendſten 
Angelegenheiten zu beſchränken.??) Zunächſt nahmen noch andere 
Fragen, beſonders die Errichtung einer ungariſchen Statthalterei, das 
Intereſſe gefangen; erſt am 16. Juli, in der ſechſten Sitzung der 
unteren Tafel, wurde ein Konzept zweier Artikel vorgeleſen und 
dort nach einiger Diskuſſion durch eine Abſtimmung unverändert 
angenommen.“) Das Konzept wurde an demſelben Tage auch den 
Magnaten durch Szluha mitgeteilt. Obwohl die Magnaten an dieſem 
Tage der unteren Tafel vorgeſchlagen hatten, mit dem „Diktieren“ 
und mit der Ratifikation dieſer Artikel bis zum 17. Juli zu warten, 
ſandten ſie dann dem Ständehaus doch noch ein anderes Nuntium 
des Inhaltes, daß die Artikel über die Thronfolge noch am 16. Juli 
vor allen andern Dingen diktiert werden müßten. Bis zum nächſten 
Tage wollten fie, die Magnaten, Bedenkzeit haben.“?) Nachdem bie 
Artikel diktiert waren, wurden ſie noch am 16. Juli zum Drucke 
befördert. Jedes Mitglied des Reichstages ſollte ſie gedruckt bekommen. 
Zwei ſolche Exemplare haben ſich im Budapeſter Staatsarchiv erhalten. 
Sie tragen das Datum des 17. Juli, weil an dieſem Tage die Über— 
reichung eines geſchriebenen Exemplares an den Kaiſer als König 


7?) Ebendaſelbſt Nr. 21, Anm. 3. Das dort erwähnte Gutachten eines 
ungenannten Ungarn gibt Winke, wie ein Geſetzartikel mit der Erwähnung der 
Botſchaft vom 8. Juli verfaßt werden ſoll. 

7") Siehe unten Anhang Nr. 21b. 

) Ebendaſelbſt Nr. 23. 

75) Die hesterna in considerationem demptis. Nr. 24 b, unten im 
Anhange. 
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von Ungarn ſtattfinden ſollte. Am Vormittag des 17. Juli nahmen 
auch die Magnaten die beiden Artikel an.“) Weil aber der Primas 
von Ungarn erſt nach ihrer Verleſung und Annahme im Oberhauſe 
erſchien, wurde Szluha aus dem Unterhauſe gerufen und mußte ſie 
auch dem Primas vorleſen. 

Die Textierung der beiden Artikel war hauptſächlich das Werk 
Szluhas. Im einzelnen mag hin und wieder ein Wunſch Sinzendorfs 
berückſichtiget worden fein. Die Arbeit ijt, wie man erkennen kann, 
etwas überhaſtet worden. 

Wenn auch König und Reichstag ſich nach allerlei Verhandlungen 
häufig über Artikelgruppen einigten, ſo wurden doch die Artikel erſt 
in ihrer Geſamtheit am Schluſſe des Reichstages ſanktioniert und 
dadurch Geſetz, ſo daß kein Artikel früher als der andere Geſetzeskraft 
erlangen konnte. Ob man über einen Artikel oder nur über einen 
Teil früher oder ſpäter einig wurde, war dann für die Wirkung 
gleichgültig. Das Reichstagsanerbieten vom 30. Juni über die Thron— 
folge und das am 8. Juli verleſene „Anerbieten“ des Königs über 
künftige Beobachtung des Rechtszuſtandes Ungarns mußten auf 
ſolche Weiſe gleichzeitig Geſetz werden. Wie aber der Leſer weiß, 
hatte der Kaiſer durchgeſetzt, daß die Reichstagserklärung vom 30. Juni 
ohne Vorbehalte, Forderungen und Bedingungen, auch nicht in Form 
eines Vertragsanerbietens, beſchloſſen und übergeben wurde. Ebenſo 
freiwillig ſollte auch das „Anerbieten“ des Kaiſers vom 8. Juli ſein. 
In Geſetzartikeln konnte aber zeitliche Aufeinanderfolge der Erklärungen, 
Freiwilligkeit beider Anerbietungen und ihre rechtliche Unabhängigkeit 
von einander leicht verwiſcht werden. Es konnte ſpäter einmal die 
Vertragsform deduziert werden, welche durch gegenſeitige Vereinbarung 
vermieden bleiben ſollte. Nur einen einzigen aus dem Inhalte des 
Beſchluſſes vom 30. Juni logiſch ſich ergebenden Vorbehalt nahm der 
Reichstag ober Szluha in den Text der Artikel auf: er „reſervierte“ 
für den Fall des Ausſterbens des ganzen sexus foemineus des 
Hauſes Oſterreich dem Reichstage ausdrücklich das Recht, den König 
zu wählen.“ 

Erſt infolge dieſer Erwägungen, die man bisher wegen Unkenntnis 
des Zuſammenhanges nicht anſtellen konnte, verſteht man, warum ſich 
der Kaiſer bemühte, über die Tatſache des Austauſches freiwilliger 


7) Ebendaſelbſt. 
7? „Reservant“, Geſetzartikel II am Schluſſe. Siehe unten Anhang Nr. 25. 
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und voneinander unabhängiger „Anerbietungen“ ſtatt einer geſetz— 
lichen Inartikulierung eine Urkunde, ähnlich der ſiebenbürgiſchen Zu— 
ſtimmungsurkunde, mit Siegeln und Unterſchriften der Reichstags— 
mitglieder zu erlangen.“) Ein treuer ungariſcher Ratgeber warnte 
zwar davor mit Argumenten, die er den damaligen ſtaatsrechtlichen 
Anſchauungen entlehnte: nur die Inartikulierung gewähre geſetzliche 
Kraft; das Königreich beſitze als ſolches überdies kein Geſamtſiegel, und 
wenn man- fich auf die Garantien des Odenburger und Preßburger 
Vertrages von 1463/64 und 1491/92 berufe, jo ſei dies nicht ſtich— 
hältig. Nur diejenigen, die damals ihr Siegel darauf gegeben, hätten 
fich für diefe Verträge verbürgt, nicht aber das ganze Land.“) Trotz 
dieſer Argumente ſuchte der öſterreichiſche Hofkanzler Sinzendorf noch 
am Vormittag des 17. Juli, vor der Übergabe der Artikel an den 
Kaiſer, eine Urkunde mit Datum und Unterſchriften zu erlangen, konnte 
dies aber nicht durchſetzen. Aber der Kaiſer konnte mit dem Texte 
der damals erſt fertig geſtellten Artikel zufrieden ſein. 

Wenn das erwähnte Gutachten eines loyalen Ungarn etwa um 
den 10. Juli empfohlen hatte, den Artikel (er dachte damals nur an 
einen) über die Sukzeſſion ſo abzufaſſen, daß darin „die Reihenfolge 
der Tatſachen und Motive“ genau enthalten ſei, ſo hatte Szluha auch 
dieſe Forderung erfüllt. Denn Artikel I betont die Freiwilligkeit des 
Anerbietens des Reichstages wie desjenigen des Kaiſers und die 
Bedingungsloſigkeit des erſten. „Ohne daß die Stände darum früher 
untertänig gebeten hätten“, heißt es darin, habe ſich Karl VI. „aus 
bloßer väterlicher Liebe“ zur Freiheitengarantie „erbötig gemacht“. 
Wie für die im Einberufungsſchreiben ausgedrückten Beſtrebungen und 
wie für ſein perſönliches Erſcheinen wird dem Kaiſer im Geſetzartikel J 
auch hiefür der „untertänigſte Dank“ ausgeſprochen, ebenſo dafür, daß 
er den auf die Thronfolge bezüglichen Wunſch des Reichstages erfüllt 
habe, ſchließlich auch dafür, daß er die ungariſche Thronfolge nach 
den Grundſätzen der Hausgeſetze für die nichtungariſchen Länder ein— 
richten, beobachten und ſchützen werde. Gedankengang und Wort— 
gruppen ſtammen teilweiſe aus dem Reichstagsanerbieten vom 30. Juni, 
teilweiſe aus der königlichen Botſchaft, teilweiſe auch aus dem Gin- 
berufungsſchreiben. Nach der ſchlecht geratenen Überſchrift des 
J. Artikels wäre dieſer nur eine Dankſagung für Freiheitengarantie 
und perſönliches Erſcheinen der Majeſtät. Er enthält aber auch die 

78) Ebendaſelbſt Nr. 23, Anm. 3. 

W) Vergl. oben Anm. 63 und Geſch. des Thronfolgerechtes, S. 327 f., 331. 


252 Die pragmatiſche Sanktion. 


„Reihenfolge der Tatſachen und Motive“. Wenn auch Sinzendorf 
am Vormittag des 17. Juli im Oberhauſe die Hoffnung auf Erlangung 
einer Urkunde mit vielen Siegeln und Unterſchriften aufgeben mußte, 
ſo ſetzte er doch noch faſt unmittelbar vor der feierlichen Übergabe 
der beiden Artikel an den Kaiſer die Aufnahme eines Zuſatzes zum 
I. Artikel durch, worin nicht mehr allgemein bloß von einem Wahl— 
beſchluß, ſondern nunmehr auch von der Tatſache des „Anerbietens“ 
des Reichstages und von feierlicher Übergabe durch eine eigens nach 
Wien geſandte Reichstagsdeputation die Rede war. Auch dadurch 
glaubte man künftig einer Interpretation, als wäre dieſes Anerbieten 
nicht bedingungslos und nicht ohne die Forderung einer Gegenleiſtung 
geſchehen, vorbeugen zu können. 


Dieſe Bedingungsloſigkeit und der Mangel einer Vertragsform 
war nach dem Sinne der Oppoſition in der unteren Tafel im Jahre 
1741 ein Verſäumnis, das ſie durch Veränderung des Textes des zu 
beſchwörenden Inauguraldiploms Maria Thereſias nachträglich wett— 
zumachen trachtete. Sie benützte das an und für ſich unbeſtreitbare 
Argument, daß die Krone nicht bloß dem König, ſondern auch dem 
ganzen Reiche als ſolchem gehöre; darum könne das Land auch Be— 
dingungen bei der Übergabe der Krone ſtellen.s“) Zu ſpät! Denn 
die Krone war ſchon ſeit 1722 dem ganzen sexus foemineus des 
Hauſes Oſterreich übertragen. Die Oppoſition ſuchte durch einen 
neuen Inhalt des Diploms ein Präjudiz zu Gunſten eines zwiſchen 
Land und König immer neu aufzurichtenden Vertrages zu ſchaffen, 
was 1722 von Karl VI. vermieden worden war. Aber dieſer Verſuch 
ward beſonders von den Magnaten mit dem Hinweis zurückgewieſen, 
daß Maria Thereſia ſchon Erbkönigin ſei, und daß ihre Rechte nicht 


80) Gabriel Pronay ſagte in der Sitzung vom 24. Juni 1741: „in his 
articulis [1715 und 1723] non de juribus et libertatibus sed potius de suc- 
cessione sexus foeminei Austriaci in regno Hungariae ad normam aliarum 
haereditariarum provinciarum conventum sit, conventionemque talem ad nunc 
postulatas et diplomatice [im Krönungsdiplom] stabiliendas regni libertates 
trahi nequire.^ Kubinyi (Oppofition) ſagte: „Intuitu libertatum regni nun- 
quam est conventum et hinc eadem semper in ambiguum trahuntur, quia 
2do Etsi sit hoc regnum haereditarium, tamen alias Sua Majestas Regia et 
regnum considerari nequiret quam partes contrahentes, quibus integrum 
esset circa conventionem postulata sua exponere, quod inde etiam pateret, 
quod corona non sit solum Regis sed etiam regni, quam deferre solet. 
Archiv des Miniſteriums des Innern, Wien, Fremde Gegenſtände 1741, 9, 
Diarium. Dazu Krönungsakten im Wiener und im Budapeſter Staatsarchiv. 
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in Zweifel gezogen werden könnten.“) Nach der Anſicht der Magnaten, 
welche ſchließlich im Unterhauſe zum Siege gelangte, konnten die er— 
erbten Königsrechte Maria Thereſias ohne ihre freie Einwilligung 
auch nicht vor der Krönung verkümmert werden. Aber das Beiſpiel 
Kaiſer Joſefs II., der ſich gar nicht krönen ließ, darum auch nicht 
den Rechtszuſtand Ungarns garantierte, vielmehr verletzte, bewirkte, 
daß die Ungarn 1790 für die Erfüllung der Krönungspflicht, die 
auch nach beiden Thronfolgeartikeln und nach Artikel III von 1722 
zweifellos war, eine Friſt von ſechs Monaten geſetzlich fixierten und 
die Ausübung der erblichen „Majeſtätsrechte“ des Königs von der 
Erfüllung derſelben ausdrücklich abhängig machten. Im Jahre 1741 
begnügte man fich im Artikel IV auszuſprechen, daß die „höchſte 
Gewalt“ ſeit altersher „nur von den rechtsgültig gekrönten Häuptern“ 
ausgeübt werden könne. 


Über die Form der Inartikulierung der freiwilligen Freiheiten— 
garantie Karls VI. wurde man erſt lange nach der Überreichung der 
Thronfolgeartikel einig. Unter Freiheiten, Privilegien, Gewohnheiten 
Ungarns verſtand man, wie die Akten beweiſen, beſonders auch die 
Freiheiten der Komitate und königlichen Städte. Die Verhandlung 
mit dem Könige in dieſer Frage war jdjmierig??) und dauerte viel 
länger als diejenige über die Thronfolgeartikel. Noch im April 1723 88) 
wurde darüber verhandelt. Die ſchließliche Formel war im Artikel III 
die, daß die Garantie der Freiheiten, Privilegien und Gewohnheiten 
„konform“ Artikel I und II fein foe. Sogar dies hatte Graf Károlyi 
für eine überflüſſige Wiederholung erklärt. 


5) „Reginam jam esse haereditariam, cuius jura jam amplius in 
quaestionem sumi non possunt.“ Im zitierten Diarium. 

5?) Miniſterialkonferenz vom 26. November 1722 in den Acta diaetalia 
des Wiener und Budapeſter Staatsarchivs und des Archivs des Miniſteriums des 
Innern. 

9) Der Kaiſer erklärte noch am 29. April 1723 die Geſetzartikel I bis III 
von 1715 mit dem Beiſatze beſtätigen zu wollen: „In quantum iidem per exten- 
sionem ad sexum foemineum Augustae Domus Austriacae in art. I et II 
modernae dietae contentam modificati non essent.“ Gemeint war natürlich, 
daß von der Betätigung das Königswahlrecht ausgenommen fei (infolge ber Art. I 
und II von 1722) während Bidermann, Geſamtſtaatsidee, II, 280, ganz anderes 
vermutet: „Wie klar ſich Karl VI. darüber war, daß die Freiheiten Ungarns durch 
die pragmatiſche Sanktion eine Einſchränkung erfahren mußten und vielmehr 
trotz alles Widerſtrebens der ungariſchen Stände (die ſich den wahren Sachverhalt 
nicht eingeſtehen wollten) durch die Annahme dieſer Thronfolgeordnung bereits 
erfahren hatten, zeigt die Antwort“ (folgt der zitierte lateiniſche Text). 


254 Die pragmatiſche Sanktion. 


Die „Reihenfolge der Motive“ des Reichstagsbeſchluſſes enthält 
auch Geſetzartikel II über die Thronfolge und dieſe Motive ſind 
hauptſächlich der königlichen Botſchaft vom 8. Juli entlehnt, zum Teil 
mit Benützung ſogar derſelben Worte. Der Reichstagsbeſchluß ent— 
ſpringt nach dieſem Geſetzartikel dem Dankesgefühl für die ſeit 
Leopold I. begonnene, von Karl VI. ſiegreich fortgeſetzte Befreiung 
Ungarns vom Erbfeind; ferner entſpringt der Beſchluß dem Wunſche, 
Ungarn vor einer Wiederkehr innerer, beſonders zur Zeit eines Inter— 
regnums zu gewärtigenden Wirren und vor äußeren Gefahren für 
immer zu bewahren. Endlich iſt der Beſchluß von dem Wunſche ein— 
gegeben, das Beiſpiel der Vorfahren der Stände zu befolgen. Der 
II. Geſetzartikel betont, daß die Thronfolgeordnung alle Glieder der 
Dynaſtie in der Zukunft binden ſoll. Die Thronfolgeordnung zu be— 
folgen, iſt daher nicht mehr eine bloß hausgeſetzliche, ſondern in Hin— 
kunft auch eine landesgeſetzliche Pflicht. Ferner hebt der II. Geſetz— 
artikel hervor, daß die Geſetze von 1687 und 1715 für die bei jeder 
Krönung zu erneuernde Garantie des Rechtszuſtandes Ungarns auch 
fernerhin in Kraft bleiben müſſen. 

Da im überreichten Reichstagsanerbieten vom 30. Juni die 
Hausgeſetze als künftige Sukzeſſionsnorm auch für die ungariſchen 
Länder ausdrücklich genannt waren, und da die königliche Botſchaft 
vom 8. Juli geſagt hatte, der Kaiſer werde die Sukzeſſionsnorm der 
nichtungariſchen Länder für die ungariſchen gelten laſſen, ſo erklärte 
man es am 11. Juli in der unteren Tafel für nötig, den Inhalt 
dieſer Hausgeſetze genau kennen zu lernen, und nun wurden dieſe 
Hausgeſetze zum erſten Male in einer öffentlichen Sitzung der unteren 
Tafel in der lateiniſchen Sprache des Originals oder der Überſetzung 
aus beglaubigten Exemplaren ganz zu Ende verleſen und zur Kenntnis 
genommen. Damals dürfte wenigſtens Szluha, wenn ſchon nicht 
andere, darauf aufmerkſam geworden ſein, daß die Worte des Reichs— 
tagsanerbietens: „gemäß der für den Mannsſtamm geltenden Primo— 
geniturordnung“ den Inhalt der Sukzeſſionsnormen der Hausgeſetze 
doch nicht erſchöpften, weil der darin für jede zur Thronfolge berufene 
Linie des sexus foemineus feſtgeſetzte Männervorzug nicht erwähnt 
war. Ebenſo dürfte Szluha bemerkt haben, daß dieſe Unklarheit auch 
in dem aus Wien geſandten Auszug aus den Hausgeſetzen beſtand, 
den man bei der Feſtſtellung des Wortlautes des Anerbietens ſtatt 
der Hausgeſetze ſelbſt benützt haben wird.“) Nach der Kenntnisnahme 

) Siehe unten Anhang Nr. 1 und Anm. 3. 
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der Hausgeſetze hat Szluha, vielleicht ſchon vor dem 11. Juli, dieſen 
Männervorzug im Texte berückſichtigt. Er fügte ihn an zwei Stellen 
vor den Schlußworten des erſten Artikels nachträglich ein.) Noch 
deutlicher und ſtärker als es in dem überreichten Wortlaut des Reichs— 
tagsanerbietens geſchehen war, iſt ferner in beiden Thronfolgeartikeln 
auf die Hausgeſetze als alleinige Richtſchnur für die künftige Suk— 
zeſſion verwieſen: wer darnach Erbe oder Erbin der nichtungariſchen 
Länder fei; ſollte „für alle wie immer gearteten Fälle“ 59) auch die 
Krone Ungarns erben. Ausdrücklich ſagt der Reichstag, daß er dieſe 
Hausgeſetze, oder wie es im II. Geſetzartikel heißt, „dieſe im Hauſe 
Oſterreich eingeführte und anerkannte "(er meint auch durch Renun— 
ziationen anerkannte)“ Sukzeſſionsnorm“ annehme. 

Am 17. Juli Mittags erſchien vor dem Kaifer der größte Teils?) 
des ungariſchen Reichstages und der Primas von Ungarn überreichte 
ihm im Namen des Reichstages die beiden Thronfolgeartikel in der 
Faſſung vom 16. Juli und mit dem Zuſatze vom Vormittag des 
17. Juli. Nicht im Drucke, ſondern geſchrieben mit dem Datum des 
17. Juli wurden ſie überreicht. Der ganze Reichstag nennt ſich darin 
unterhalb des Datums: „Eurer geheiligten Majeſtät untertänige 
Kapellane, Diener und ewig getreue untertänige Stände des König— 
reichs Ungarn und der damit verbundenen Teile, die auf dem gegenwärtigen 
allgemeinen Reichstag verſammelt ſind.“ In dieſer Form pflegten 
auch andere Erklärungen, Bitten uſw. vom Reichstag an den König 
gerichtet zu werden.) Im Namen aller Stände unterzeichneten und 
ſiegelten die Thronfolgeartikel nur der Primas und der Palatin. Mit 
der Entgegennahme dieſes Schriftſtückes war die Thronfolgefrage 
erledigt. Dieſes wurde noch an demſelben Tage dem ungariſchen Hof— 
kanzler Illyeshäzy vom Kaiſer übergeben.“) Über ihren Inhalt wurde 
mit dem Reichstage nicht mehr verhandelt, wenn ſie auch erſt in 
Gemeinſchaft mit allen andern Geſetzartikeln Sanktion und dadurch 
Geſetzeskraft erhielten (1723). 

Was Mannagetta in der Thronfolge glücklich erreicht hatte, 
mußte er noch im Herbſt 1722 gegenüber der ungariſchen Hofkanzlei 
verteidigen. Der ungariſche Reichstag wünſchte, wie beſondere 


55 Siehe ebendaſelbſt Anhang Nr. 25. 

99) Pro his et futuris quibuscunque casibus. 
57) Siehe Anhang Nr. 24, Schluß. 

55) Vergl. ebendaſelbſt Nr. 27. 

99) Ebendaſelbſt Nr. 25, Anm. 1. 
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(Gravaminal-)Artikel (3 bis 6) zeigen, ein Fundamentalgeſetz zu 
ſchaffen, wodurch die Unabänderlichkeit namentlich angeführter Adels— 
vorrechte ſogar gegenüber künftigen Reichstagen geſchützt bleiben ſollte. 
Man griff eben auf jene Forderungen von 1712 zurück. Die unga— 
riſche Hofkanzlei nahm nun die Gelegenheit wahr, um eine an— 
geblich bloß formell beſſernde, „kompendierende“ Umſtiliſierung der 
beiden Thronfolgeartifel und deren Verſchmelzung mit den neuen 
Artikeln zu beantragen. Bei dem nur allgemein gehaltenen „Aner— 
bieten“ des Kaiſers gemäß Geſetzartikel J ſollten die Adelsvorrechte 
nun namentlich hinzugefügt werden. Vom Anerbieten des Kaiſers in 
Bezug auf den Rechtszuſtand und von demjenigen des Reichstages in 
Bezug auf die Thronfolge ſprach aber die ungariſche Hofkanzlei als 
von wechſelſeitigen (vicissim). Mannagetta fand die Umſtiliſierung 
bedenklich und warnte beſonders vor dem Worte „wechſelſeitig“, weil 
daraus ein „beiderſeitig verpflichtender Vertrag“ deduzierbar ſei. Dies 
würde dann den getroffenen Abmachungen zuwiderlaufen, denen zufolge 
eben die Thronfolgeartikel von zwei Anerbieten ſprächen, von denen 
jedes bloß eigener Initiative entſprungen und von dem anderen recht— 
lich unabhängig ſei. Auch habe der ungariſche Reichstag die Thron— 
folgeartikel ſelbſt konzipiert, in feierlicher Geſamtaudienz ſelbſt über— 
reicht und der Kaiſer habe ſie für ſich und ſein Haus ſchon 
angenommen. Es liege daher ein ſchon zu ſtande gekommener und 
geſetzlich abgeſchloſſener Akt vor, der unverändert aufrecht erhalten 
werden ſollte. Dieſe Argumentation ließ ſchließlich auch die ungariſche 
Hofkanzlei gelten; auch eine „Miniſterialkonferenz“ unter dem Vorſitze 
des Prinzen Eugen von Savoyen pflichtete ihr am 27. November 1722 
bei.“) Da nun der Reichstag ſelbſt eine Umſtiliſierung feiner eigenen 
Arbeit nicht verlangt hatte, forderte die auf 67 Gravaminalartikel 
bezügliche königliche Reſolution vom 18. Februar 1723 nur, daß beide 
Thronfolgeartifel als heilig und unverbrüchlich in der „Form“, wie 
ſie am 17. Juli 1722 feierlich überreicht worden ſeien, den ungariſchen 
Geſetzen nun einverleibt würden. 


C. Wann tritt Ungarns Recht der Königswahl wieder in 
Kraft? 

Man könnte auch fragen: „Wann tritt zugleich das Recht in 
Kraft, in das Inauguraldiplom eine beliebige Wahlkapitulation auf— 
zunehmen?“ Dieſe Fragen ſind bei der großen Zahl von Erzherzogen 

90) Siehe unten im Anhang das vorletzte Stück. 
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und Erzherzoginnen der jetzt regierenden karoliniſchen Linie rein afa- 
demiſcher Natur. Auch ſind ſie ſchon im Krönungsartikel II von 
1867 8 4 beantwortet, indem dieſer lautet: „In dem Fall, den die 
Gnade Gottes weit abwenden möge, wenn das Erlöſchen der Nach— 
kommenſchaft beiderlei Geſchlechtes der öſterreichiſchen Erzherzoge durch 
Ausſterben der Deſzendenten der Kaiſer und ungariſchen Könige: 
erſtens Unſeres Ahnen . . . . Karls VI., beziehungsweiſe III., dann 
weiland Joſephs I., endlich weiland Leopolds J. eintreten ſollte, ſo 
gelangt das Vorrecht der Königswahl und Krönung auch nach Vor— 
ſchrift der Geſetzartikel I und II 1723 an Ungarn und feine Neben- 
länder zurück und verbleibt bei dieſen Ländern nach ihren alten 
Gewohnheiten unverſehrt in ſeiner einſtmaligen Geltung und Be— 
ſchaffenheit.“ Damit iff der Deſzendenz von Erzherzoginnen, welche 
von Kaiſern, Königen, Erzherzogen vor Leopold I. abſtammen, Nach— 
folgerecht verſagt, und dies iſt ſeit dem Krönungseide von 1867 Geſetz 
Ungarns. Vorausgegangen war aber dieſer geſetzlichen Interpretation 
des zweiten Thronfolgeartikels von 1722 eine literariſche Fehde zwiſchen 
Luſtkandl und Deáft) als Kämpfern für und gegen unbedingte Gleich— 
heit der Thronfolge in ungariſchen und nichtungariſchen Gebieten der 
Monarchie. Den beiden literariſchen Gegnern war aber die Geſchichte 
der Entſtehung des Textes der Thronfolgeartikel unbekannt und man darf 
ſich jetzt füglich die Frage vorlegen, ob ſie ſich der gleichen Argumente be— 
dient hätten, wenn ihnen dieſe Entſtehungsgeſchichte bekannt geweſen wäre. 

Anlaß zur geſetzlichen Interpretation von 1867 gab eine Stelle 
jenes II. Geſetzartikels. Zum beſſeren Verſtändnis der folgenden Dar— 
legungen empfiehlt es ſich, die Stelle des II. Geſetzartikels (B) mit 
dem entſprechenden Paſſus aus der lateiniſchen Überſetzung des Haus— 
geſetzes von 1713 zu vergleichen (4), das in dieſem wie im erſten 
Geſetzartikel im ganzen viermal zitiert ijt. Wurde ja diefe Überſetzung 
auch in öffentlicher Reichstagsſitzung verleſen. 


A: | B: 
in Suae Majestatis legitimas jus haereditarium succedendi 
filias, observato semper primo- | in Hungariae regnum et coro- 


1) Die im folgenden zitierten Argumente Deäts bejonders in: „Ein Beitrag 
zum ungarischen Staatsrecht“, Peſt 1865 (Deutſche Überjegung) 73, 75, 108. Die 
Luſtkandls in feinen „Abhandlungen aus dem öſterr. Staatsrecht“ (Wien 1866), 
227, 235f., 243, 254, 256f., 259, 261f., 264 f., 274; ferner in feinem „Ungariſch— 
öſterreichiſchen Staatsrecht“ (Wien 1863), 239, 248; endlich in ſeinem „Kaiſer und 
König“ a. a. O. 150f.—108. 

Oſterr.⸗Ungar. Revue. Heft 4. 17 
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geniturae ordine, . . . . indivise 
devolvantur ac porro in 


casu utriusque sexüs descen- 
dentium defectüs jus istud 
haereditarium successorium.... 
in.... Imperatoris et Regis 
Josephi .. .. superstites filias 
earundemque legitimos des- 
cendentes supradeclarata mo- 
dalitate iuxtaque jus primo- 
geniturae condescendant .[bie 
Länder]! . . .. semper in eo in- 
tellecto, quod in utriusque 
gloriose?) regnantis Suae Maje- 
statis Sacr. Josephinorumque 
descendentium defectu Suae 
quoque Sacr. Majestatis domi- 
nabus sororibus ac reliquis 
sexus foeminei Austriaci 
lineis secundum ordinem 
primogeniturae („nach dem 
Recht der Erſtgeburt in ihrer 
daher entſpringenden Ordnung“) 
itidema..praemissa iura haere- 
ditaria competant et reservata 
maneant. 
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nam etiam in sexum 
Augustae Domus Suae Au- 
striacae foemineum: primo 
loco quidem ab. .. Cesarea et 
Regia Majestate; dein, in huius 
defectu, a divo olim Josepho, 
his quoque deficientibus, ex 
lumbis divi olim Leopoldi, Im- 
peratorum et Regum Hungariae 
descendentem?) . [descen- 
dentium; descendentes], 
eorundemque legitimos, Ro- 
mano-Catholicos successores, 
utriusque sexus Austriae 
Archiduees, iuxta stabilitum 
per Sacratissimam C. et R. 
regnantem Majestatem in 
alis quoque suis regnis et pro- 
vinciis  haereditariis in- et 
extra Germaniam sitis primo- 
geniturae ordinem, iure et 
ordine praemisso indivisibiliter 
., regendam et. gubernan- 
dam transferunt et memora- 
tam successionem acceptant, 
taliterque eandem succes- 
sionem foemineam in Au- 
gusta Domo Austriaca in- 
troduetam et agnitam .. 
iuxta ordinem supradictum sta- 


| biliunt . . . . 


In A iſt Unteilbarfeit zweimal (indivise-supradeelarata moda- 


2) Dies nicht im deutſchen Original. 


litate) angeführt. Primogeniturordnung iſt ebenfalls zweimal betont: 


?) So am 17. Juli; descendentium ſpäter; descendentes Geſetzestext. 
Der Verſuch mit „descendentium“ ſcheint zuerſt am Kaiſerhofe etwa November 
1722 gemacht worden zu ſein; der Reichstag machte keine Einwendung, wie die 


am 2. Dezember 1722 überſendeten Gravaminalartikel zeigen. 
hang Nr. 25 die betreffende Anmerkung. 


Siehe unten An- 
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zuerſt nur für Perſonenfolge jeder der zwei erſten Linien; dort aber, 
wo die dritte Linie und alle übrigen älteren Linien unter einem 
genannt find, ſowohl für Perſonenfolge als für Linienfolge. B betont 
Primogeniturordnung erft nach Anführung der drei Linien und 
wiederholt ſie unmittelbar darauf bei den Worten über Unauflösbarkeit 
des Länderverbandes. Denn die Untrennbarkeit dieſes Verbandes ſoll, 
wie auch die Stiliſierung zeigt, die Folge ſein wie von Primogenitur— 
folge ſo von Gleichheit der Sukzeſſion im Länderverbande und zwar 
derjenigen, welche der Kaifer für das nichtungariſche Gebiet feſtgeſetzt 
habe, und welche der Reichstag logiſcherweiſe ausdrücklich annahm. 
Um keinen Zweifel zu laſſen, erwähnt B, daß dieſe „weibliche Suk— 
zeſſion“ nicht bloß für nichtungariſches Gebiet feſtgeſetzt ſei (stabilitum), 
ſondern daß ſie auch im Hauſe Oſterreich (unter anderem durch Re— 
nuntiation) anerkannt ſei (agnitam). Was der Kaiſer hausgeſetzlich 
„ſtabiliert“ hat, „ſtabiliert“ nun der Reichstag landesgeſetzlich nach 
derſelben Ordnung. In A ijt der Begriff „Deſzendenten“ dreimal 
gebraucht: einmal nur für Karls VI., das andere Mal bloß für 
Joſephs I. Abſtämmlinge, ein drittes Mal für Abſtämmlinge beider. 
Nur das erſte Mal ift „Deſzendenten“ mit „utriusque sexus“ ver- 
bunden. Wenn alle Deſzendenten der einen Linie ausſterben, beginnt 
das Recht der nächſten Linie. So wie Primogeniturfolge und Un— 
trennbarkeit der Länder ijt auch „utriusque sexus“ in B nur ein- 
mal und zwar in einer für alles Voranſtehende gültigen Weiſe 
gebraucht. Die Faſſung in B ift trotz aller Schwerfälligkeit im Stil 
überſichtlicher und zuſammenfaſſend in ber Gedankenfolge. In A ijt 
„sexus foemineus“ erſt am Schluſſe und ohne Einſchränkung auf 
beſtimmte Linien gebraucht. In B ſteht dieſes Wort voran. Deäf 
und die 1867er Interpretation bezogen es nur auf die Dreilinien— 
deſzendenz Leopolds I. 


Dieſe Anſicht kann man nunmehr durch den Text ſtützen, der dem 
Kaiſer Karl VI. am 17. Juli 1722 durch den Reichstag überreicht 
worden iſt. Denn darin heißt es viel deutlicher als im definitiven 
Geſetzestext: „sexum foemineum .... descendentem“, und „eorun- 
demque successores“ kann fich nur auf Karls VI., Joſephs I. und 
Leopolds I. eigene Perſonen beziehen. Die Formulierung entſprach 
einem, wie der Leſer weiß (Anm. 38, 84), auch ſonſt ungenauen 
Inhaltsauszug aus dem Hausgeſetze von 1713, worin auf die Worte 
„und alle übrigen Linien“ keine Rückſicht genommen war. Man 
mußte aber ſpäter, als man das Hausgeſetz ſelbſt wieder las oder als 

17* 
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man auf kaiſerlicher Seite die überreichten Artikel wieder las, den 
Mangel bemerkt haben. Nur darum wurde wohl „descendentem“, 
trotzdem daß der Text dem Kaiſer ſchon übergeben war, nach einem 
Verſuch mit „descendentium“ ſchließlich in „descendentes“ ver— 
ändert. Man hatte ſich am 16. und noch am 17. Juli wegen der 
Abreiſe des Kaiſers mit dem Abſchluſſe der Textredaktion übereilt und 
hatte dann die Anderung in „descendentium“ für nötig gehalten. 
Infolge derſelben würde nach dem Sinne zuſammengehören: in sexum 
Domus Austriacae foemineum descendentium (oder descendentes) 
a .. . . ex lumbis Leopoldi .. .. transferunt coronam. Warum 
zog man „descendentes“ ſchließlich der Veränderung des „descen- 
dentem“ in: „descendentium“ vor? Der Grund ſcheint mir fol— 
gender zu ſein: Entſchied man ſich für „descendentium“, ſo war 
keine Nötigung vorhanden, „eorundemque“ bloß auf bie Perſonen 
Karls VI., Joſephs J. und Leopolds I. zu beziehen. Der Leſer 
konnte ,eorundemque^ auch auf „descendentium“ derſelben be— 
ziehen und mit „successores“ verbinden. Der Sinn wäre dann 
geweſen: „die auf alle dieſe Deſzendenten ſelbſt noch folgenden 
anderen Linien des sexus foemineus.“ Bedeutet ja in A 
„descendentes“ jedes Mal alle Deſzendenten. Noch beſſer ſchien 
die Beziehung von „eorundemque* bloß auf bie Kaifer Karl VL, 
Joſeph I., Leopold I. vermieden zu werden, wenn man „descen- 
dentes“ gebrauchte. Damit glaubte man den mit „descendentem“ 
unvermeidlichen Irrtum verhindern zu können. Eine durchgreifende 
Umſtiliſierung ging nach der Überreichung ſchwerlich mehr an. Mit 
„descendentes“ glaubte man folgende Auslegung ſichern zu können, 
die auch durch die wiederholte Erwähnung der Konformität mit dem 
Hausgeſetze von 1713 näher lag: Sexus foemineus ſind erſtlich alle 
Abſtämmlinge der drei Linien, dann auch alle diejenigen, die gemäß 
der für Perſonen- und Linienfolge gültigen Primogeniturordnung 
als Nachfolger aller dieſer Deſzendenten noch weiter in Betracht 
kommen können. 

„Weitere Nachfolger“ aus dem sexus foemineus war 
dann ähnlich gebraucht wie in „Majestatis Vestrae foeminei 
sexus suecessores^ im Graviminalartikel XXI von 1722, wenn 
auch nur für einen älteren Teil des sexus foemineus. So erklärt 
es fi auch, warum es ohne Widerſpruch mit B im Geſetzartikel I 
heißen kann: „Quod foemineum quoque sexum Augustissimae 
Domus Austriacae .... usque ad eiusdem et ab eodem descen- 
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dentium defectum .... proclamatum.“ ) Ebenſo wie Primogenitur— 
ordnung in A im Sinne von Perſonen- und zugleich Linienfolge 
gebraucht iſt, geſchieht dies in einer für Perſonen- und Linienfolge 
des ganzen sexus foemineus gleich gültigen Weiſe auch in B.) 
Ja B beruft fid) im unmittelbaren Zuſammenhange damit auf das 
Hausgeſetz von 1713 und will damit ſagen: die Nachfolger nach 
jenen drei Linien in der Linien- und Perſonenfolge, welche das Haus— 
geſetz von 1713 vorſchreibt. 


Hiezu kommt Luſtkandls mit Recht ſo ſtark betontes Argument, 
daß für die Sukzeſſionsregeln nur die Hausgeſetze maßgebend ſeien, 
weil ſie wiederholt in beiden Geſetzartikeln zitiert ſeien. Wie konnte 
aber in dieſen Artikeln ſo klar auf die Hausgeſetze verwieſen ſein, ja 
wie konnte deren ganze „weibliche Sukzeſſion“ für angenommen 
erklärt werden, wenn gleichzeitig nur ein Teil des darin genannten 
sexus foemineus zur Thronfolge berufen werden ſollte? Mußte dies 
nicht ausdrücklich geſagt ſein? 

Auch andere Einwendungen Luſtkandls gegen Seát8 Interpretation 
gewinnen jetzt an Gewicht. In der ſpäter verfaßten ,praefatio* des 
Geſetzes, in welcher allgemein auf den Inhalt auch der Thronfolge— 
artikel, teilweiſe in paraphraſierender Form, hingewieſen iſt, heißt es: 
nun ſeien die Ungarn dem Kaiſer und dem ganzen Haufe Oſterreich 
Untertanentreue ſchuldig.“) Damit ſtimmt jene ſchon zitierte Stelle 
des T. Artikels überein: „sexus foemineus Augustissimae Domus . 
Austriacae usque ad eiusdem et ab eodem descendentium defec- 

m^; ferner bie Stelle von dem Inkrafttreten des Wahlrechtes erft 
„post omnimodum (gänzlichen) praedicti sexus defectum“; endlich 
die Stelle über die immerwährende Beobachtung der Norm der Haus— 
geſetze „pro his et futuris quibuseunque casibus“, was nach— 
träglich eingefügt worden war. 

Luſtkandl wies auch darauf hin?), daß es im Geſetzartikel II 
in den auf B folgenden Worten heiße, die hausgeſetzliche weibliche 
Sukzeſſion des Hauſes Oſterreich werde landesgeſetzlich feſtgeſtellt: 


) Darauf hat ſchon Luſtkandl aufmerkſam gemacht. 

5) Luſtkandl, Abhandlungen, 261f., meinte, die Reihenfolge der drei Linien 
let nur beiſpielsweiſe im Geſetzartikel II gegeben, bedeute nur eine „demonſtrative“, 
nicht aber eine „taxative Aufzählung“. 

*) Siehe unten Anhang Nr. 26, Anm. 

7) Zuletzt im „Kaiſer und König“, a. a. O., S. 107. 
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„extensis ad eam (successionem) nune pro tunc?) articulis II 
et III anni 1687 et pariter II et III anni 1715.“ Da 1687 
auch ber ſpaniſche Mannsſtamm nach Primogeniturrecht mit Eventual- 
thronfolgerecht ausgeſtattet worden fei, meinte Luſtkandl deduzieren zu 
können, daß ſogar ſpaniſchen Erzherzoginnen dieſes Mannsſtammes 
nach dem Ausſterben der Deſzendenz Ferdinands J. Sukzeſſionsanwart— 
ſchaft gewährt worden ſei. Dieſe Stelle bezieht ſich aber nicht auf 
Deſzendenz auch ſpaniſcher Erzherzoginnen, ſondern die Ungarn wollten 
mit der Zitierung beider Geſetze Wert darauf legen, daß die Krönung 
mit dem vorausgehenden Inauguraldiplom und mit dem Eide auf 
den Rechtszuſtand Ungarns auch weiter landesgeſetzliche Pflicht bleibe, 
und daß auch in Hinkunft, wie 1687 feſtgeſetzt worden war, von 
dieſem Eide jener Artikel der goldenen Bulle von 1222 ausgenommen 
ſei, der gegen einen dieſes Geſetz mißachtenden König das Recht des 
Widerſpruches und des Widerſtandes (ius contradicendi et resistendi) 
gegeben hatte. Dieſe Erklärung des Zitates der Geſetze von 1687 
und 1715 ergibt fich aus der Art, wie die Formel „der oblatio" ent- 
ſtanden iſt und aus der Art, wie dieſelben Geſetze in den unmittelbar 
folgenden Zeilen des II. Geſetzartikels von 1722 abermals zitiert 
werden.“) 

Die Entſtehung der Thronfolgeartikel liefert aber das vielleicht 
ſtärkſte Argument zu Gunſten der Annahme, daß man unter „sexus 
foemineus Domus Austriacae“ Deſzendenz aller Erzherzoginnen ſeit 
Ferdinand J. gemeint hat. Denn nirgend iſt uns in der Geſchichte 
der Entſtehung der Formel des Reichstagsanerbietens, nirgend ferner 
in der Rede Szluhas, nirgend in der königlichen Botſchaft und niemals, 
ſo viel Detail wir auch ſonſt wiſſen, während der folgenden Reichs— 
tagsberatungen über die Textierung der Thronfolgeartikel auch nur 
der Verſuch begegnet, die Sukzeſſion auf leopoldiniſche Dreilinien— 
deſzendenz einzuſchränken. Wie Szluha in ſeiner Begründungsrede 
vom 30. Juni 1722 die Abſtammung des Hauſes Oſterreich als 
ungariſchen Königshauſes von Ferdinands J. Gemahlin und dadurch 
vom „Blute des heiligen Stephan“ betont hatte, jo leitete Karl VI. 
in ſeiner königlichen Botſchaft dieſes ſein „deriviertes“ Nachfolgerecht 
überdies von ſeiner Abſtammung von einem (der 1547 im Geſetz— 
artikel V ausdrücklich anerkannten) „Erben“ Ferdinands I. ab. Gegen 


5) „Schon jezt für künftige Zeit“, nicht aber „ſtatt damals“ wie Steinbach, 
Die ungariſchen Verfaſſungsgeſetze, überſetzt. 
?) Siehe unten Anhang Nr. 25. 
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die Annahme einer landesgeſetzlichen Sukzeſſionsgarantie bloß für 
leopoldiniſche Deſzendenz würden auch die Beſchlüſſe Kroatiens von 
1712 und Siebenbürgens von 1722 ſprechen, weil im erſten wie im 
zweiten eine ſolche Beſchränkung fehlt. Eine ſolche Beſchränkung hätte 
direkt den Proteſt der kroatiſchen Deputierten hervorgerufen, weil ſie 
auf die genaue Einhaltung des Landtagsbeſchluſſes ausdrücklich ver— 
pflichtet worden waren. Die Akten melden von keinem Proteſte in 
bezug auf die Thronfolge, wohl aber von einem Proteſte der Kroaten 
in einer anderen Frage. Im Gegenteile konſtatierte die Oberhaus— 
deputation in der unteren Tafel am 30. Juni, daß mit dem gemein— 
ſamen Beſchluß inhaltliche Identität mit den Beſchlüſſen der anderen 
zur Stephanskrone gehörigen Königreiche und Provinzen erreicht ſei. 
Die ſiebenbürgiſche unbeſchränkte Annahme der Hausgeſetze wurde auch 
als Geſetz inartikuliert. Es konnte, ſchon weil Siebenbürgens recht— 
liche Verbindung mit Ungarn ſo ſtark betont wurde, nicht zweierlei 
Thronfolgerecht in den Gebieten der Stephanskrone geben. Zwar hat 
Deäf feine Interpretation hauptſächlich auf den II. Geſetzartikel geſtützt. 
Aber Szluha ſagte in feiner Abſchiedsrede 1723 dem Reichstage, daß 
der sexus foemineus des Hauſes Oſterreich, das ganz zur Sukzeſſion 
berufen worden fei, in beiden Artikeln ausgedrückt fei.) 

Die Intention des ungariſchen Reichstages und Szluhas als 
Verfaſſers der beiden Thronfolgeartikel ſcheint alſo nach all dem Ge— 
ſagten doch die geweſen zu ſein, der geſamten Ferdinandeiſchen De— 
ſzendenz Thronfolgeanwartſchaft zu ſichern und Ungarns Recht, einen 
König zu wählen, erſt nach dem Erlöſchen dieſer Geſamtdeſzendenz 
in Kraft treten zu laſſen. 

Wenn auch dies, wie ich glaube, die Abſicht der Geſetzgeber von 
1722 war, |o hatte doch Deáf Recht, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß alle Inauguraldiplome ſeit 1741 nur von Leopoldiniſcher Drei— 
liniendeſzendenz ſprechen, nach deren Erlöſchen das Wahlrecht vorbehalten 
werde. Ja ich kann jetzt hinzufügen: der ungariſche Reichstag hatte 
1741 zur Erreichung dieſer Abſicht einen viel deutlicheren, Zweifel aus— 
ſchließenden Text gefordert und kurz nur Deſzendenz Leopolds I. ge- 
genannt. Die Forderung hatte gelautet: „Quod in casu ....... 
defectus utriusque sexus Archiducum Austriae a divo quondam 
Imperatore ae Rege Leopoldo descendentium juxta etiam die- 
tamen praecitatorum I et II articulorum ...... praerogativa 


10) Vgl. unten Anhang Nr. 16, Anm. 
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electionis ...... 11) Der beſchworene Text des Inauguraldiploms 
wiederholte aber die drei Linien genau nach dem Wortlaute des 
Geſetzesartikels II, ließ aber ebenſo wie der Vorſchlag der Stände nach 
„descendentium“ die Worte aus: ,eorundemque legitimos ..... 
successores juxta stabilitum per Sacratissimam Cesaream et 
Regiam Majestatem ..... primogeniturae ordinem“ und ließ auf 
„Descendentium“ unmittelbar wie im Vorſchlage des Reichstages 
folgen: „juxta etiam dictamen praecitatorum I et II articulorum“ 
(von 1723). Meinte man im Rate Maria Thereſias durch dieſen 
letzten Zuſatz etwa eine Kompromißformel gefunden zu haben, ſo war 
ſie ungeeignet, den ganzen Inhalt der Thronfolgeartikel zu 
ſichern. In einer Zweifel ausſchließenden Weiſe iſt die ſchon 1741 
begonnene Interpretation erſt 1867 wiederholt worden. 


Schlußwort. 


Die Entſtehung der Thronfolgeartikel hat bem Leſer wohl bewieſen, 
daß die Thronfolge in Ungarn nicht, wie Luſtkandl t) glaubte, in 
Form einfacher Inartikulierung der Hausgeſetze, ſondern Kraft eigenen 
Rechtes des Landes, durch Ausübung des Eventualwahlrechtes geſichert 
wurde, wenn auch die Sukzeſſionsregeln der Hausgeſetze zugleich landes— 
geſetzlich adoptiert wurden. Die Entſtehungsgeſchichte der Thronfolge— 
artikel beweiſt aber auch, daß man 1722 durchaus nicht einen „gegen— 
ſeitigen Vertrag“ 1?) ober einen neuen „Fundamentalvertrag“ mit der 
Dynaſtie geſchloſſen hat, wie es die landläufige ſtaatsrechtliche Theorie 
will und im ungariſchen Ausgleichsgeſetze von 1867 ausgeſprochen 
hat. Der Reichstag von 1722 betrachtete Ungarns herrſchendes Volk 
als „Untertanen“ des Königs, ja des ganzen Hauſes Oſterreich, und 
war ſelbſt noch ganz in der patrimonialen Auffaſſung des Staates 
befangen. Nur die Krönungspflicht und die durch den Krönungseid 
garantierte Pflicht des Königs, nach den Geſetzen des Landes und nicht 
„nach der Norm“ der nichtungariſchen Länder der Monarchie zu 
regieren, wollte Ungarn auch für alle Zukunft ſichern und dadurch 
bleiben, was ſpäter Geſetzartikel X von 1790 ſtolz ein „unabhängiges 


11) Akten im Wiener und Budapeſter Staatsarchiv. 

12) Luſtkandl, Ungariſch-öſterreichiſches Staatsrecht, Wien, 1863, 239. 

18) Deát, Ein Beitrag, 73; zuletzt unter anderen auch von Marczali, VIII, 
221f., wiederholt. 
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Königreich“ nennt, „das keinem anderen Reiche oder Volke unter— 
tan“ ſei.“) Zur Erreichung dieſes Zieles wurde aber 1722 ein 
Vertrag zwiſchen Ungarn und der Dynaſtie nicht für nötig ge— 
halten. Ein derartiges Anſinnen Weniger ward allgemein abgelehnt. 
Vielmehr hielt der ungariſche Reichstag aus Dankbarkeit und aus 
Vertrauen zur Dynaſtie die bisherigen Geſetze Ungarns für eine 
ausreichende Garantie des Macht- und Rechtszuſtandes, beſonders 
wenn die alte landesgeſetzliche Pflicht der Krönung und der damit 
verbundene Eid auf dieſen Zuſtand ferner unverändert beſtehen 
blieben. 


14) Regnum independens . das nicht „nach der Norm“ der anderen 
Länder regiert werden dürfe „ic est, nulli alteri regno aut populo obnoxium“. 


(Schluß folgt.) 


Die volkswirfichaftliche Entwicklung Dalmatiens. 


Eine Studie von Generalkonſul a. D. E. Nowak, Wien. 


Zu den vielen Eigentümlichkeiten des Oſterreichers gehören 
der Mangel an Reiſeluſt und geringes Akklimatiſationsvermögen. 
Er hängt dabei noch weniger an der engeren Heimat ſelbſt, in 
der er bekanntlich immer am Staats-, Geſchäfts- und Privat— 
leben ſehr viel, wenn nicht alles, auszuſetzen findet, als an ſeinen 
ſpeziellen Lebensgewohnheiten, die er nur ſehr kurze Zeit miſſen 
kann. Ein in der Fremde zufriedener Ojterreicher, beſonders aber 
Wiener, gehört zu den größten Seltenheiten, er müßte denn die 
Heimat in ſehr jungen Jahren verlaſſen haben. So unwahrſchein— 
lich es klingen mag, es darf doch dreiſt behauptet werden, daß 
zahlreiche unſerer binnenländiſchen Landsleute, auch ſolche, deren 
Zeit und Mittel eine Reiſe leicht geſtatten würden, unſere See— 
geſtade noch nicht beſucht haben, und von Trieſt nicht viel mehr 
wiſſen, als daß es eine Hafenſtadt, und zu Zeiten von der Bora 
heimgeſucht iſt. Iſt ſchon der geringe Beſuch des Auslandes ſehr 
zu bedauern, weil ſo manches tief eingewurzelte Vorurteil, ſo 
manche Verſumpfung auf verſchiedenen Gebieten des öffentlichen 
und privaten Lebens am ſicherſten durch perſönliche Berührung 
mit anderen Nationen und eigenes unmittelbares Studium nach— 
ahmenswerter fremder Einrichtungen behoben werden kann, ſo iſt 
es der Mangel an Intereſſe für die Provinzen des eigenen 
Vaterlandes um ſo mehr. Es können ja wohl mancherlei die Reiſe— 
luſt des Oſterreichers abſchwächende Umſtände angeführt werden, 
aber vollkommen entſchuldigen dürften auch dieſe nicht. Die 


Die volkswirtſchaftliche Entwicklung Dalmatiens. 267 


engere Heimat bietet ſchon in bequem zu erreichender Nähe 
nicht nur der landſchaftlichen Schönheiten zur Genüge, ſon— 
dern auch die ſo ſehr geſchätzte Annehmlichkeit ungeänderter 
Lebensgewohnheiten. Nebenbei bemerkt ijt der Ofterreicher trotz der 
auch in den höheren und beſſer ſituierten Schichten der Geſellſchaft 
herrſchenden, gewiß nur lobend anzuerkennenden Einfachheit der 
Lebensweiſe, namentlich in kulinariſcher Hinſicht ein ausgeſprochener 
Sybarit;-ſchon die Befürchtung, ſchlechtes Rindfleiſch, oder gelegent— 
lich mit Ol zubereitete Speiſen zu bekommen, hält ſo manchen ab, eine 
ſüdliche Route einzuſchlagen. Erſt die Schaffung Abbazia's hat 
die Luſt nach dem Süden zu reiſen etwas belebt, doch ſind es auch 
heute noch nur wenige, die ihr Intereſſe auch Dalmatien und 
ſeiner Inſelwelt zuwenden. So liegt denn dieſes, doch ſo eigen— 
artig reizvolle, als Reiſeziel reich lohnende Land, wie vergeſſen 
und verſtaubt, ohne engere Fühlung mit dem Inneren der Monarchie, 
ohne merklichen Pulsſchlag, ſomit ohne Leben! Der Bewohner, 
von ſchönem, bildungsfähigem Schlage, vegetiert — wenn er nicht 
als Seemann die Heimat verläßt — und nur ſeine außerordent— 
liche Anſpruchsloſigkeit ermöglicht es ihm, das faſt freudloſe, ent- 
behrungsreiche Leben zu ertragen. 

Die geographiſchen Verhältniſſe Dalmatiens ſind wohl zu be— 
kannt, um nicht auf ein Eingehen hierauf verzichten zu können. 
Das Feſtland zeigt durchaus die zum Ackerbau wenig geeigneten 
Kalkformationen, doch gedeihen Wein, Oliven, Feigen und der 
Maulbeerbaum, weiter ſüdlich auch Zitrone und Baumwolle. Die 
Inſeln weichen in dieſer Beziehung vom Feſtlande wenig ab, find 
jedoch teilweiſe der Einwirkung der berüchtigten Bora noch mehr 
ausgeſetzt, die weit weniger durch die unmittelbare Gewalt der 
Windſtöße, als durch den weit ins Innere getragenen Salz— 
waſſerſtaub des Meeres ſchädigend, ja geradezu verheerend auf 
die Vegetation wirkt. Das Klima iſt im allgemeinen, von Bora 
und Schirokko abgeſehen, ſelbſt für den Fremden ſehr angenehm, 
da die hohen, ſommerlichen Temperaturen durch ziemlich konſtante, 
leichte Seewinde, namentlich den Maeſtral, ſehr gemildert und 
erträglich gemacht werden. 

Der Ertrag des Bodens an Zerealien und Feldfrüchten reicht 
kaum für den nötigſten Bedarf der Bewohner hin. Induſtrie und 
Gewerbe ſind gering, deren Erzeugniſſe primitiv, da die Arbeits— 
methoden meiſt gänzlich veraltet ſind. Auch iſt noch viel zu wenig 
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geſchehen, den Abſatz in die richtigen Bahnen zu lenken. An vielen 
Orten ſieht man die verfallenen Reſte von Werften, von denen 
vor Jahren ſo manches ſchmucke Segelſchiff in die blauen Fluten 
geglitten. Der Schiffbau, der früher ſo vielen lohnenden Erwerb 
geboten, liegt vollkommen darnieder, und iſt auch keinesfalls wieder 
zu beleben, da der Dampfer mit den heute ſchon ſo billigen Frachten 
jede neuerliche Konkurrenz des Segelſchiffes ausſchließt. 

Der Dalmatiner iſt keineswegs unintelligent, doch größten— 
teils von faſt erſchreckender Unwiſſenheit und infolge der bisher 
ſo ſeltenen Berührung mit Fremden gänzlich unfähig, ſich neue 
Erwerbsquellen zu erſchließen oder die bisherigen ertragsfähiger 
zu geſtalten. Was ſich bei richtiger Behandlung und Erziehung 
aus den Leuten machen läßt, beweiſen am deutlichſten die anerkannt 
vorzüglichen Matroſen unſerer Kriegsmarine. Die älteren Leute 
ſind faſt ausnahmslos noch Analphabeten, erſt die jüngere Generation 
zeigt erfreulicher Weiſe den günſtigen Einfluß gebeſſerter Schul— 
verhältniſſe und der allgemeinen Wehrpflicht, der man ſich noch 
im Jahre 1882 in einzelnen Diſtrikten mit den Waffen in der 
Hand entgegenſtemmte. Wie ſchwierig es iſt, die kulturellen und 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe eines Landes zu heben, deſſen Be— 
völkerung zum großen Teile noch dem geſchriebenen oder gedruckten 
Wort unzugänglich iſt, liegt wohl auf der Hand! Hinderlich iſt 
auch das recht geringe Sprachtalent des Dalmatiners. Obſchon 
die Bevölkerung überwiegend ſlawiſch, mit knapp 6% italieniſchem 
Einſchlage iſt, ſprechen die meiſten das Italieniſche neben der 
ſlawiſchen Mutterſprache fließend; daß die Reinheit beider Idiome 
hierunter leiden muß, iſt begreiflich, aber im Verkehre nicht beſonders 
ſtörend. Mit dem Italieniſchen ſcheint der Dalmatiner aber auch 
die den Romanen eigene, ungelenke Zunge für Erlernung, be— 
ſonders der deutſchen Sprache, überkommen zu haben, da z. B. 
ſelbſt Leute, die drei Jahre bei einer techniſchen Truppe, wie bei 
den Pionieren, in deutſchen Garniſonen, Kloſterneuburg oder Hain— 
burg, gedient haben, nur wenige Brocken deutſch erlernen und auch 
dieſe raſch wieder vergeſſen. Man kann Leute treffen, die lange 
Zeit an Bord franzöſiſcher Schiffe zur See waren und dennoch 
nicht im Stande ſind, ſich franzöſiſch auch nur verſtändlich zu machen. 
Da dies dem Verdienſte der Männer als Seeleute abträglich iſt, 
und nur ſlawiſch und italienisch ſprechende Matroſen auf den 
gut zahlenden engliſchen Schiffen nur ſchwer und im Notfalle 
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geheuert werden, entſchloß ſich der auch ſprachlich hochgebildete 
Pfarrer von Caſtelmuſchio (auf Veglia), Monſignore Franchi, für 
die heranwachſende Jugend ſeines Sprengels einen engliſchen Sprach— 
kurs zu errichten. Der linguiſtiſche Erfolg war bei dem noch 
bildungsfähigen Alter der Schüler überraſchend gut, hatte aber 
die unerwartete Konſequenz, daß die jungen Männer nicht zur 
See — ſondern auf den erworbenen Sprachkenntniſſen fußend — 
nach Amerika gingen, ſo daß der maleriſch, auf ſchroffer Fels— 
höhe gelegene Ort, von welchem aus man eine prachtvolle Aus— 
ſicht über den Golf von Fiume und einen Teil der Inſel Veglia 
genießt, faſt verödet iſt. Doch ſind die Leute glücklicher Weiſe nicht 
als Auswanderer zu betrachten; ſie finden „drüben“ lohnende Arbeit, 
deren Verdienſtüberſchüſſe ſie regelmäßig zur Heimat ſenden, und 
beabſichtigten nach einer Reihe in harter Arbeit verbrachter Jahre 
zu ihren Familien zurückzukehren. 

Der Charakter des Dalmatiners weiſt wie ſeine Sprache ein 
Gemiſch flawiſcher und italieniſcher Züge auf. Das Temperament- 
volle ſeines Weſens iſt ausgeſprochen ſüditalieniſch. Große, ſich 
jedoch nur ſelten bis zu rohen Gefühlsausbrüchen ſteigernde 
Lebhaftigkeit, Gewinnſucht und eine natürliche Schlauheit, ein be- 
abſichtigtes Geſchäft zu ſeinen Gunſten zu wenden, ſind ihm 
eigen. Dazu kommt, da er das gleiche Beſtreben auch bei andern 
vorausſetzt, ein ausgeprägtes Mißtrauen auch gegen die redlichſten 
Abſichten. Slawiſch dagegen ijt der fonjerbatibe Zug, das zähe 
Feſthalten am Hergebrachten. Da es der Großvater nicht ver— 
ſtand, iſt auch dem heutigen Dalmatiner Fiſcher, ſo unglaublich dies 
klingen mag, die Kunſt des Netzſtrickens nicht geläufig. Auch in 
der Gewinnung und Verwertung der an ſich nicht bedeutenden 
Bodenprodukte, ſowie in der ſehr unpraktiſchen, dem Klima wenig 
angepaßten Kleidung, huldigt er dem von den Vorfahren Über— 
kommenen. Die klimatiſchen Verhältniſſe weiſen geradezu ge— 
bieteriſch auf den breitkrämpigen Strohhut; wenigſtens für den 
Sommer hin. Statt deffen trägt der Dalmatiner ein kleines Stück— 
chen buntes Tuch auf dem Kopfe, einem verkümmerten Cerevis 
ähnlich, und gleich dieſem häufig geſtickt, das nicht den geringſten 
Schutz gegen die ſengenden und blendenden Strahlen der Sonne 
bietet. Das einzig zweckmäßige ſeiner nationalen Kleidung ſind 
die für das ſcharfe Steingeröll der dortigen oft ziegenpfadartigen 
Wege ſehr praktiſchen Opanken. Vielfach wird auch von den Männern 
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das Haar lang getragen und ſtark eingefettet, was bei Bewohnern 
kälterer Zonen begreiflicher wäre. Die unerklärliche Abneigung ſo 
vieler öſterreichiſcher Volksſtämme gegen die ſchönſte Zier des 
Mannes, den Vollbart, teilt auch der Dalmatiner und unterwirft 
ſich willig der ſteten Beſteuerung durch den Figaro des Ortes; 
den Schnurrbart hingegen pflegt er mit Sorgfalt. 

Sehr anzuerkennen iſt die Nüchternheit der Bevölkerung, eine 
Eigenſchaft, die den Dalmatiner zum beſonders geſuchten und 
geſchätzten Matroſen macht, und noch in höherem Grade machen 
würde, wenn die mangelnden Sprachkenntniſſe und die hieraus 
reſultierende Schwierigkeit der Verſtändigung mit Angehörigen 
anderer Nationen nicht hinderlich wären. Man kann ſicher ſein, 
daß die Mannſchaft eines engliſchen oder amerikaniſchen Schiffes, 
ſogar der Kriegsmarine, bei Landurlaub im fremden Hafen ſchon 
binnen wenigen Stunden ſinnlos betrunken iſt. Auch die deutſchen 
Seeleute ſind von dieſem Fehler nicht ganz frei. Von dalmatiniſchen 
Matroſen hört man derartiges nur äußerſt ſelten. Er trinkt, falls 
es ſeine Mittel erlauben, ſeinen ſüßlichen, heimiſchen Wein, wird 
lebhaft und fröhlich und macht ſeiner gehobenen Stimmung in 
mehrſtimmigen Geſängen Luft. Leider hat er in muſikaliſcher Hin— 
ſicht mit dem Italiener wenig gemein, denn ſeine nationalen 
Lieder ſind meiſt monoton und muſikaliſch wertlos; für das landes— 
übliche Inſtrument, die Tamburizza, wird ſich außer dem Ein— 
geborenen ſelbſt, auch wohl ſelten jemand begeiſtern. Echt italieniſch 
iſt dagegen der ſehr ſchwach entwickelte Sinn für alles, was in 
den Begriff „öffentliche Ordnung“ fällt. Der Dalmatiner iſt des— 
halb auch nicht leicht zu disziplinieren und hat den entſchiedenſten 
Hang, ſich in jeder Beziehung gehen, und nicht durch Einmiſchung 
behördlicher Aufſichtsorgane in ſeinem Tun und Treiben ſtören 
zu laſſen. Bei ſchroffer Anwendung behördlicher Autorität iſt er 
zur Renitenz geneigt. Schiffe mit ausſchließlich dalmatiniſcher Be— 
ſatzung und Führung machen daher nur ſelten einen erfreulichen 
Eindruck und ſtehen hinter denen anderer ſeefahrender Nationen zurück. 

In der ſtrengen Zucht des Kriegsſchiffes, unter nicht aus— 
ſchließlich konnationalen Kameraden, wird aber der Dalmatiner 
zum vorzüglichen, namentlich Strapazen gegenüber, ungemein wider— 
ſtandsfähigen Seemanne. 

In nationaler, d. h. politiſcher Richtung, iſt die eigentliche Be— 
völkerung ziemlich indifferent. Ein ſchroff kroatiſch-nationaler Stand- 
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punkt wird nur von der gebildeteren Klaſſe vertreten, die den 
wahren Intereſſen ihres Landes damit wohl mehr ſchadet wie 
nützt, um ſo mehr, als eine nachhaltige durchgreifende Hebung des 
Landes wohl nur vom Geſamtſtaate zu erhoffen iſt. — Das 
erſte und vorarbeitend wichtigſte Mittel zur Erreichung dieſes 
Zieles iſt die Hebung des Fremdenverkehres. Es iſt ebenfalls eine 
allen Völkerſchaften der Monarchie anhaftende Eigentümlichkeit, 
vieles, was man ſelbſt tun ſollte und könnte, von der Hilfe anderer, 
namentlich aber der Regierung zu erwarten: Was die Hebung 
Dalmatiens anbelangt, ſo müſſen dabei mehrere Faktoren zu— 
ſammenwirken, wenn Erſprießliches geleiſtet werden ſoll, die Staats— 
regierung, Fremde und die Bevölkerung des Landes ſelbſt, nament— 
lich die gebildetere Klaſſe, unter möglichſter Zurückdrängung des 
unzeitigen nationalen Chauvinismus. 

Die nächſte Frage iſt nun: Wer ſoll den Anfang machen? 
Soll man zunächſt verſuchen, mit allen möglichen Mitteln, 
Reklame uſw., binnenländiſche Reiſende nach Dalmatien zu ziehen, 
und dann erſt das Nötigſte tun, um den Beſuchern auch längeren 
Aufenthalt im Lande angenehm zu machen? Wir find ber unmaß— 
geblichen Anſicht, daß in erſter Reihe Verbeſſerungen in der Be— 
förderung, Unterkunft und Verpflegung durch Schaffung wenigſtens 
eines gewiſſen Grades von Komfort, der mit wenig Ausnahmen 
noch gänzlich fehlt, durchzuführen wären. Der Hauptverkehr nach 
Dalmatien und ſeinen Inſeln wird gegenwärtig durch Dampfer 
ab Trieſt und Fiume vermittelt. Modernen Anforderungen an 
Fahrgeſchwindigkeit, Bequemlichkeit und Verpflegung entſprechen 
gegenwärtig nur die Schiffe des öſterreichiſch-ungariſchen Lloyd und 
die von Fiume auslaufenden Eildampfer, welche aber nur die 
Hauptorte berühren und die Inſeln ganz bei Seite laſſen. Die 
kleineren Dampfer aber bieten für Vergnügungsreiſende denn doch 
zu wenig Komfort! Außer der baldigen Durchführung von Reformen 
in dieſer Beziehung wäre mit Nachdruck darauf hinzuwirken, daß 
an Bord ſämtlicher in den öſterreichiſch-ungariſchen Gewäſſern ver— 
kehrender Paſſagierdampfer wenigſtens die Schiffsoffiziere und die 
Camerieri (Stewards) entweder deutſch oder eine andere Welt— 
ſprache ſprechen, was gegenwärtig nicht der Fall iſt. Man kann 
nicht erwarten, daß der Reiſende aus dem Innern der Monarchie 
eines vierzehntägigen Aufenthaltes in Dalmatien wegen ad. hoc 
kroatiſch oder italieniſch lernen werde! — l 
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Auch eine Ermäßigung ber Fahrpreiſe nad) Gravoſa —Raguſa, 
Zara, Cattaro und anderen Orten wäre dringend anzuraten. Die 
gegenwärtigen Tarife ſind zu hoch, ſtehen mit den ſehr billigen 
Lokaldampfertouren in keinem rechten Verhältniſſe, und ſind ge— 
eignet, manchen von der Reiſe abzuſchrecken. Man halte ſich nur die 
auch finanziell ſo günſtigen Erfolge der Herabſetzung der Eiſenbahn— 
fahrpreiſe vor Augen! Auch die Schiffahrtsunternehmungen würden 
ein Vorgehen in gleichem Sinne kaum zu bereuen haben. 

Ein weiterer wichtiger Punkt iſt die baldige Schaffung von 
angemeſſen bewirtſchafteten Gaſthöfen in den für Fremde lohnenden 
Orten. Was ſich in dieſer Hinſicht erreichen läßt, und wie ver— 
hältnismäßig raſch ſich bei derartigen Unternehmungen auch der 
finanzielle Erfolg einſtellt, zeigen — ganz abgeſehen von Abbazia, 
— die Beiſpiele von Raguſa und Luſſin. 

Das ſchöne Hotel in Raguſa vermag bereits den Fremden— 
zufluß, von dem auch die Stadt ſehr greifbaren Nutzen zieht, 
kaum mehr aufzunehmen. 

Auf Luſſin haben ſchon mehrere Wiener Villen erbaut, nach— 
dem in Luſſinpiccolo vorher Sanatorien und Hotels entſtanden waren. 

Dies müßte an verſchiedenen, geeigneten Punkten des dal— 
matiniſchen Feſtlandes und ber Inſeln geſchehen u. zw. in Her- 
bindung mit Seebadeanſtalten; desgleichen wäre für beſſere Ver— 
bindung nach den einzelnen Inſeln zu ſorgen. Es iſt ein empfind— 
licher, den Fremdenverkehr nach vielen intereſſanten Orten lähmen— 
der Übelſtand, daß heutigen Tages nur wenige der, von irgend 
einem wichtigen Stationsorte aus in einigen Stunden zu erreichenden 
Inſeln beſucht werden können, ohne daſelbſt übernachten zu müſſen. 
So iſt z. B. gegenwärtig nicht einmal ein Ausflug nach dem bereits 
erwähnten, hochinterefjanten, ſchon der herrlichen Ausſicht wegen 
lohnenden Caſtelmuſchio möglich, ba man am ſelben Tage 
nicht mehr nach Fiume zurückkehren kann. Ab und zu verkehrt 
wohl ein ſogenannter Vergnügungsdampfer, den zu benützen aber 
ein ſehr problematiſches Vergnügen iſt! Vielleicht könnte mit all— 
monatlichen, zunächſt wenigſtens bis Raguſa geführten, aber auch 
die Inſeln für einige Stunden zu oberflächlichem Beſuche be— 
rührenden Geſellſchaftsreiſen ab Wien über Budapeſt und Fiume 
zu möglichſt ermäßigten Preiſen begonnen werden. 

Aber iſt denn eine Reiſe nach Dalmatien überhaupt lohnend, 
u. zw. über die Befriedigung einfacher Neugier hinaus? Es kann 
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natürlich nicht Zweck vorliegender Zeilen ſein, einem „Reiſe— 
führer nach und durch Dalmatien“ Konkurrenz machen zu wollen, 
darum ſei dieſe Frage von einem genauen Kenner des Landes, 
der offenes Auge für ſeine Schönheiten und klares Verſtändnis 
für ſeine gegenwärtigen Schattenſeiten zu beſitzen glaubt, rückhaltlos 
bejaht. Schon die Seefahrt längs der Küſte und zwiſchen den 
Inſelgruppen bringt ungemein reizvolle, abwechſlungsreiche Qand- 
ſchaftsbilder. Schroffe Felſen, kühn und zerklüftet aus dem, je 
nach der Beleuchtung in den prächtigſten, verſchiedenſten Farben 
ſchimmernden Meere emporſteigend, wechſeln mit ſandigen Strand— 
ſtrecken und ſüdlich üppiger Vegetation. Von den Höhenzügen 
glänzen weiße Häuſer aus dem dunklen Grün der Oliven und 
Feigenbaumhaine. Maleriſche Ruinen türkiſcher und venezianiſcher 
Befeſtigungen feſſeln das Auge an zahlreichen Orten der Küſte. 
Eine bunte, lebhaft erregte Volksmenge, dem Fremden ſchon durch 
die eigenartige Tracht intereſſant, erwartet die Ankunft des Dampfers 
in jedem Hafen. — Auch der Dalmatiner verſteht es, Lumpen, 
wenn auch nicht mit Grandezza, ſo doch mit einem gewiſſen an— 
geborenen Chik zu tragen. — Ein Gang durch einen Küſtenort 
zeigt uns faſt überall die Spuren einſtiger venezianiſcher Herr- 
ſchaft. Über dem Tore der in Trümmer liegenden Stadtmauer er— 
blicken wir den geflügelten Markuslöwen, ſo manches verfallene 
Haus mit in den Angeln hängenden Fenſterladen zeigt in den ver— 
witterten Ornamenten des Portales das Wappen eines einſt mäch— 
tigen Geſchlechtes. Der Beſuch der Kirchen, zu deren Türmen viel— 
fach der nun auch in ſich zuſammengebrochene Markusturm Venedigs 
als Vorbild gedient, iſt überall lohnend. Einige Domkirchen mit 
ihren reichen Schätzen ſind Sehenswürdigkeiten erſten Ranges. Die 
Wanderung durch die engen, winkeligen Straßen der Städte eröffnet 
uns raſch Einblick in die Lebens- und Erwerbsverhältniſſe des 
Volkes und zeigt uns völlig ſüdliches Leben und Treiben. Es 
ſpielt ſich wie in Italien ſo ziemlich alles auf offener Straße, wenig— 
ſtens bei offenen, höchſtens durch einen defekten Vorhang geſchloſſenen 
Türen ab. Jedenfalls nimmt der Fremde eine ſelten reiche Fülle 
der intereſſanteſten Eindrücke in ſich auf. Es iſt gar nicht zu be— 
zweifeln, daß ein in der angedeuteten Art angeregter, lebhafterer 
Fremdenbeſuch bald auch neue Erwerbsquellen für die Bewohner 
ſchaffen würde. So mancher, wenn auch nur zum Vergnügen reiſende 
Kaufmann oder Induſtrielle, würde durch eigene Kenntnisnahme 
Oſterr.-Ungar. Revue. Heft 4. 18 
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ber Verhältniſſe des Landes die Anregung zur gewinnbringenden 
Verwertung irgend eines Landesproduktes oder der heute noch 
billigen Arbeitskräfte gewinnen. Als kleines Beiſpiel ſei er— 
wähnt, daß auf verſchiedenen Inſeln die Schnepfe in ſehr großer 
Anzahl vorkommt, ſich aber niemand die Mühe nimmt, dieſen, 
auf der Tafel des Feinſchmeckers ſo hochgeſchätzten Vogel nach 
den größeren Städten der Monarchie zu exportieren. Der Inſel— 
bewohner hat, dank ſeiner bisherigen Abgeſchloſſenheit vom Ver— 
kehre, keinen Begriff davon, daß die Schnepfe anderorts als hoch— 
geſchätzte Delikateſſe gilt. 

Die weibliche Bevölkerung, beſonders in der Umgebung von 
Raguſa, iſt kunſtfertig mit der Nadel; die reich geſtickten Kleider 
der vornehmen Montenegriner werden meiſt in Cattaro her— 
geſtellt. Sollte ſich das nicht von einer reellen Firma in beider— 
ſeitigem Intereſſe ausnützen laſſen? 

Die Produkte des Landes fallen gegenwärtig größtenteils in 
die Hände ſogenannter Compravendi, d. h. Aufkäufer, die den 
Preis ganz nach eigenem Gutdünken beſtimmen und mit ganz 
enormem Nutzen arbeiten. Sie verſtehen es, den kleinen 
Produzenten, durch gewährte, mitunter ſogar liſtig aufgedrängte 
Darlehen von ſich abhängig und gefügig zu machen. Hier wäre 
durch ſolide Handelsagenturen zur Verwertung der Landesprodukte 
leicht Wandel und großer Nutzen zu ſchaffen. Wie auch in dieſer 
Hinſicht mit Ausſicht auf Erfolg vorzugehen wäre, hat Baron 
Kallay in Bosnien vorbildlich gezeigt. Auch den Konſumenten 
im Inneren der Monarchie würde durch Verbilligung einzelner 
Artikel, z. B. des Tafelöles, das bei den gegenwärtigen Verhält— 
niſſen die Hände einer ganzen Kette von Zwiſchenhändlern paſſiert, 
nur Vorteil erwachſen. 

Auch auf Hebung der noch vollkommen in den Windeln liegenden 
Bienenzucht, für welche die günſtigſten Vorbedingungen gegeben 
ſind, könnte und ſollte z. B. durch fachkundige Wanderlehrer, 
eventuell Vermittlung des Abſatzes fördernd eingewirkt werden. 

Durch derartige Maßnahmen, die ohne allzu hohe finanzielle 
Opfer durchführbar wären, würde nicht nur das Mißtrauen der 
verarmenden, vielfach ſchon zur Auswanderung geneigten Bevöl— 
kerung beſeitigt, ſondern auch ihre Arbeitsfreudigkeit neu belebt 
werden. Der Dalmatiner, wetterhart und der ſommerlichen Hitze 
nicht entfernt derart erliegend und nachgebend wie der unter ähn— 


Die volkswirtſchaftliche Entwicklung Dalmatiens. 275 


lichen klimatiſchen Verhältniſſen lebende Italiener, arbeitet haupt- 
ſächlich deshalb wenig und mit Unluſt, weil er bis jetzt faſt durchaus 
auf den ihn ausſaugenden und bewuchernden Zwiſchenhändler an— 
gewieſen iſt. Dies gilt in ganz beſonderem Grade von dem Dal— 
matiner Fiſcher. Die Seefiſcherei bildet naturgemäß einen ungemein 
wichtigen Erwerbszweig, entbehrt aber noch jedeweder ſachgemäßen 
Organiſation, was zur weiteren Folge hat, daß man im Inneren 
der Monarchie, ſelbſt in den Hauptſtädten, einen großen Teil unſerer 
heimiſchen Meeresprodukte nicht einmal dem Namen nach kennt. 
Der Fiſchfang an unſeren Geſtaden wird gegenwärtig von zirka 
12.000 Perſonen betrieben, deren Lage jedoch aus vielen, nach— 
ſtehend wenigſtens in den Hauptzügen zu erörternden Gründen 
keine neidenswerte iſt. Der Fiſchreichtum des Adriatiſchen Meeres 
iſt weſentlich geringer, als der anderer Meere, die Gattungen jedoch 
ſind zahlreicher und die meiſten Fiſche ſind meiſt edler, wohl— 
ſchmeckender und wertvoller, als z. B. jene der Nordſee. Der ge— 
wiſſermaßen den Brotartikel des nordiſchen Fiſchers bildende 
Hering, der in großen Maſſen vorkommende Kabeljau und Schell— 
fiſch fehlen in der Adria leider gänzlich; die Sardelle und der 
Tunfiſch vermögen kein Aquivalent hiefür zu bieten. Die Fang— 
ergebniſſe in den Gewäſſern der Adria ſind ſehr unregelmäßig, über— 
reiche Fiſchzüge wechſeln mit Tagen, ja Wochen des Mangels, was 
deutlich in den großen Preisſchwankungen auf dem Trieſter Fiſchmarkte 
zum Ausdrucke kommt. Die ſchwer, oft unter Lebensgefahr arbeiten— 
den Fiſcher fangen und verdienen alſo entweder wenig, oder ſie 
ſind nicht im Stande, größere Mengen angemeſſen zu verwerten, 
da dieſe jedesmal einen jähen Preisſturz nach ſich ziehen. Die 
einheimiſche Bevölkerung iſt nicht im Stande, beſſere Fiſchſorten 
zu konſumieren und beſchränkt ſich zumeiſt auf die Sardellen, die 
diverſen Gattungen des Tintenfiſches und auf den Tunfiſch, von 
deſſen Fang nach einem noch zu Zeiten Maria Thereſias erlaſſenen 
Landesgeſetze ein gewiſſer Teil zu ſehr billigem Preiſe unter Inter— 
vention der Lokalbehörden an die ärmere Klaſſe abgegeben werden 
muß. Für den Konſum edlerer Sorten aber fehlt es, ſelbſt bei Zu— 
grundelegung für binnenländiſche Begriffe ſehr billiger Preiſe an 
kaufkräftigem Publikum. Zur Verſendung ſolcher Qualitäten 
mangelt es an den erforderlichen Einrichtungen, vor allem an 
Eis, beſonders in den Fiſchplätzen der Inſeln. Kühlhäuſer, in denen 
der Überſchuß übergroßer Fänge kurze Zeit hindurch konſerviert 
18* 
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werden könnte, um in dem Konſum angepaßten, Preisrückgänge 
ausſchließenden Mengen nach und nach auf den Markt gebracht 
zu werden, gibt es nicht. Infolgedeſſen blüht der Zwiſchenhandel, 
zum Nachteile der Fiſcher und der Konſumenten in üppigſter Weiſe. 
An ſolchen Fiſchplätzen, deren Lage und Schiffsverbindung wenig— 
ſtens während der kühleren Jahreszeit den raſchen Transport nach 
Fiume oder Trieſt geſtatten, haben ſich Aufkäufer angeſiedelt, oder 
ſind durch Agenten vertreten, welche den Fiſchern einfach bieten 
und geben, was ihnen beliebt. Man vergegenwärtige ſich den Vor— 
gang, wie er fid) notoriſch in einem, z. B. 5—6 Seefahrts— 
ſtunden von Fiume entfernten Orte abſpielt, von dem der Dampfer 
täglich um 5 Uhr morgens abgeht. Es ſind alſo ſehr günſtige, 
nur für wenige Orte beſtehende Verhältniſſe angenommen. Die 
Fiſcher, je 4—6 Mann in einem Boote, gehen abends in See, 
arbeiten die ganze Nacht hindurch, und kehren bei grauendem 
Morgen — nehmen wir an mit reichem Fange — zum Heimats— 
hafen zurück. Hier erwartet ſie ihr Geſchäftsfreund — der Com- 
pravende — und bietet ihnen nach oberflächlicher Schätzung der 
Quantität für die ganze Ladung in Pauſch und Bogen einen Spott- 
preis, mit dem von Achſelzucken begleiteten Hinweiſe darauf, daß 
bei plötzlicher Beſchickung des Marktes mit 500—600 Kilo „Scombri““ 
(Makrele) nur von einem einzigen Händler aus, der Preis unter 
die Hälfte des normalen ſinken müſſe und nicht einmal Ausſicht 
vorhanden ſei, die ganze Menge überhaupt an den Mann zu bringen. 
Dabei hat der Mann trotz ſeiner nicht beſonders loyalen Denkungs— 
weiſe und Geſchäftsgebarung nicht einmal ganz Unrecht! Zeit zur 
Überlegung iſt nicht vorhanden, denn in zwei Stunden fährt der 
Dampfer, innerhalb der nächſten 24 Stunden der einzige Ver— 
mittler des Verkehres mit Fiume, ab. Werden die Scombri nicht 
noch heute auf den Markt gebracht, ſo ſind ſie faſt wertlos, denn 
24 Stunden halten ſie ſich ohne Eis nicht friſch und genußfähig; 
woher aber dieſes, noch dazu in der erforderlichen größeren Menge 
nehmen? — Der Handel muß aljo um jeden Preis raſch ges 
ſchloſſen werden, was der Aufkäufer natürlich zu ſeinem Vor— 
teile ausnützt. Daß er dabei trotz des eventuell eintretenden Preis— 
rückganges gewiß nicht zu Schaden kommt, beweiſt die Tatſache, 
daß dieſe Leute insgeſamt in relativ ſehr kurzer Zeit wohlhabend 
werden und dann auch in der Gemeinde zu einem gewiſſen An— 
ſehen und Einfluß gelangen. Die armen Fiſcher aber haben das 
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Nachſehen und friſten kümmerlich ihr Leben! Die Strecke, zu 
welcher das Dampfſchiff zirka 5 Stunden braucht, mit den ſchwer— 
fälligen Fifcherbooten unter Segel zurückzulegen, wäre nur bei 
ausnahmsweiſe günſtigem Winde möglich, aber auch wenn die 
Fiſcher zu dieſem Mittel greifen und die Ware ſelbſt zu Markt 
bringen wollten, wären ſie um nichts gebeſſert. Die Fiſche in 
der Pescheria — der ſtädtiſchen Fiſchmarkthalle — en detail zu 
verkaufen, ſind ſie aus verſchiedenen Gründen nicht im Stande, 
ja nicht einmal befugt. Sie laufen alſo beſtenfalls einem Fiumaner 
Aufkäufer in die Arme, bei dem ſie nicht um einen Deut beſſer 
wegkommen. 

Auch der Fiumaner und Trieſter Konſument zahlt infolge 
der Unmöglichkeit, durch Konſervierung der Fiſche in Kühlhäuſern 
ausgleichend auf die Beſchickung des Marktes zur wirken, die Fiſche 
zu unverhältnismäßig hohen, ſtets großen Schwankungen unter— 
worfenen Preiſen. Kommen nun Zeiten ſchlechten, oder durch un— 
günſtige Witterungsverhältniſſe ganz gehinderten Fanges, ſo iſt 
der arme Fiſcher genötigt, ſeinen Geſchäftsfreund um einen Vor— 
ſchuß, i. e. ein Darlehen anzugehen; ereignet ſich dies öfters, 
ſo wächſt die Schuld raſch zu einer für ihn untilgbaren Höhe 
und er ijt nie mehr im Stande, jid) den Händen des Compravende 
zu entwinden. Wie ſegensreich auch auf dieſem Gebiete der 
Fremdenverkehr wirkt, zeigt die durch das Emporblühen von 
Abbazia ſchon in erfreulicher Weiſe gebeſſerte Lage wenigſtens 
eines Teiles der Quarnero-Fiſcher, mit denen die verſchiedenen 
Hotels und Penſionen feſte Lieferungsverträge geſchloſſen, wo- 
durch jte den illoyalen Zwiſchenhandel im beiderſeitigen Intereſſe 
beſeitigt haben. 

Auch im Großen wäre auf ähnlicher Baſis Abhilfe möglich, 
wenn im Binnenlande etwas mehr Unternehmungsgeiſt und Kenntnis 
der beſtehenden Verhältniſſe vorhanden wäre. Hier kann nicht der 
Statiſtiker mit toten Ziffern, der Biolog oder die Regierung helfen, 
hier muß der intelligente und kapitalskräftige Kaufmann auf den 
Plan treten. 

Vielleicht tragen dieſe Zeilen dazu bei, geeignete Perſönlichkeiten 
für dieſe Frage näher zu intereſſieren, deren zielbewußte Durch— 
führung eminenten volkswirtſchaftlichen Nutzen, u. zw. nicht nur 
für Dalmatien und ſeine hilfsbedürftigen Fiſcher allein bringen 
würde. 
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Der Seefiſchkonſum im öſterreichiſch-ungariſchen Binnenlande 
iſt gegenwärtig geradezu minimal. Auf dem Wiener Markte, bezw. 
bei den Fiſch- und Delikateſſenhändlern ſind von den 72 — ſchreibe 
zweiundſiebzig — in den Liſten der Trieſter und Fiumaner Markt- 
kommiſſariate verzeichneten Fiſchgattungen der Adria kaum 
6—7 zu haben (Branzin, Sfoglia, Barbon, Languſte, Scampo), 
dabei aber zu Preiſen, die größeren Konſum ſelbſt für das beſſer 
ſituierte Publikum einfach ausſchließen. Ganz vorzügliche Fiſche 
wie beiſpielsweiſe Scarpena (Polyprion cernium Val.), Luzerna 
(Triglia hirundo), Corbel (Umbrina cirrhosa Lin.) uſw., ſind 
dem Publikum nicht einmal dem Namen nach bekannt! 

Eine ganz haltloſe, oft gedankenlos nachgeſprochene Phraſe 
lautet dahin, es würde vergebene Mühe ſein, wollte man den Verſuch 
machen, dem öſterreichiſchen, ſpeziell aber dem Wiener Publikum, 
bie Meeresprodukte der Adria in größerer Auswahl und Menge 
zuzuführen. „Der Wiener iſt kein Fiſcheſſer, und wenn — dann 
zieht er gebackenen Karpfen jedem anderen Fiſchgerichte vor.“ 

De gustibus non est disputandum, an der unumſtößlichen 
Wahrheit dieſes Satzes ſoll gewiß nicht gerüttelt werden. Aber hat 
denn das Wiener Publikum vor wenig Jahren noch den „Heilbutt“, 
den „Knurrhahn“ oder den „Auſternfiſch“ gekannt? Trotzdem iſt 
es der deutſchen Handelsgeſellſchaft „Nordſee“ gelungen, ihrer Fiſch— 
ware Eingang und ſtetig zunehmenden Abſatz zu verſchaffen. Nach 
amtlichen Ausweiſen werden wöchentlich durchſchnittlich zirka 6000 Kilo 
im Werte von zirka 5700 Kronen nur an friſchen Nordſeefiſchen 
verkauft, abgeſehen von den geräucherten und marinierten, die ſich 
gleichfalls immer weitere Kreiſe erobern. Dabei wird kein Sach— 
verſtändiger in Abrede ſtellen, daß die Fiſche der Adria an Feinheit 
des Geſchmackes denen der Nordſee weit überlegen ſind. Vor allem 
ſind ſie von dem eigentümlichen Seegeruche, der den Nordſeefiſchen 
auch unmittelbar nach dem Fange anhaftet, vollkommen frei. Der 
Norddeutſche iſt an dieſen eigentümlichen Geruch gewöhnt, während 
er dem Sfterreicher, der ihn irrtümlich oft für ein Anzeichen 
mangelnder Friſche hält, antipathiſch iſt. Trotzdem haben die Fiſche 
der „Nordſee“-Geſellſchaft bereits in den meiſten größeren Städten 
der Monarchie Eingang und günſtigen Markt gefunden; man darf 
demnach wohl ruhig die Überzeugung ausſprechen, daß dies auch, 
u. zw. noch in höherem Maße, bei den delikaten Adriafiſchen der 
Fall ſein wird, u. zw. nicht allein in Wien und Budapeſt, ſondern 
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auch in den Badeorten, ſobald die Fiſche zu billigen Preiſen geboten 
werden können. Zunehmender Reiſeverkehr nach dem Süden und 
dadurch vermittelte Bekanntſchaft mit verſchiedenen Fiſchſorten, 
würden indirekt fördernd mitwirken, das Publikum an größeren 
Fiſchkonſum zu gewöhnen. Die ſtetig ſteigenden Fleiſchpreiſe und 
der von den Arzten oft, namentlich gelegentlich des vorjährigen 
Fiſchereikongreſſes in Wien, hervorgehobene Wert der Fiſchnahrung 
für Geſunde und Kranke, verleihen dem Problem ausgiebiger Fiſch— 
einfuhr nach dem Herzen der Monarchie beſondere Wichtigkeit! 

Der erſte Schritt wäre wohl die Gründung einer Adria-, wenn 
auch nicht Fiſcherei-, jo doch Fiſchhandelsgeſellſchaft, mit genügendem 
Kapitale und unter tüchtiger kommerzieller und fachtechniſcher 
Leitung. 

Die Beamten und Vertrauensmänner einer ſolchen Geſellſchaft 
hätten zunächſt in den wichtigſten Fiſchereiplätzen die einzelnen 
Fiſcher zu Kompagnien oder Genoſſenſchaften zu vereinen und 
zur Wahl geeigneter Vorſtände zu veranlaſſen. Vom Schreiber 
dieſer Zeilen diesbezüglich an Ort und Stelle gepflogene Erhebungen 
haben die Gewißheit ergeben, daß die Fiſcher bei Ausſicht auf ge— 
regeltere Erwerbsverhältniſſe und Beſſerung ihrer ſozialen Lage 
das freudigſte Entgegenkommen und volles Verſtändnis zeigen. 
Sodann wären mit den organiſierten Korporationen formelle Ver— 
träge auf Lieferung, bezw. Abnahme des geſamten Fanges, zu 
ſtabilen Durchſchnittspreiſen zu ſchließen. 

Hiebei wären nur gewiſſe Sorten und Mengen aus zweifachem 
Grunde auszuſchließen. 

Einesteils darf der einheimiſchen Bevölkerung das nötige 
Quantum an Sardellen und minderwertigen, ein Volksnahrungs— 
mittel bildenden Fiſchen, nicht entzogen werden; auch iſt Bedacht 
zu nehmen, daß Fiume und anderen Orten die für den Lokalbedarf 
an Gattung und Zahl nötigen Fiſche nach wie vor zugeführt 
werden. Andererſeits darf auch nicht außer Acht gelaſſen werden, 
daß gewiſſe Gattungen, wie z. B. die Tintenfiſche, dem Gaumen 
des binnenländiſchen Publikums keinesfalls zuſagen würden. Die 
einzelnen Fiſcher, die ihren Beitritt zu einer Genoſſenſchaft er— 
klären, müſſen aus den Händen ihrer bisherigen „Geſchäftsfreunde“ 
befreit und durch kleine prozentuelle Abzüge nach und nach ſchulden— 
frei gemacht werden. Sind doch die Beträge, die der Einzelne 
ſchuldet, verhältnismäßig minimal! 
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Die Ausübung des Gewerbes müßte durch Beiſtellung von 
Booten, Netzen und beſſeren Fanggeräten in einzelnen Fällen er— 
leichtert, bezw. ermöglicht werden. In Carlobago leben einige 
anerkannt tüchtige Fiſcher, die, nachdem ſie ihre Boote in Seenot 
eingebüßt, und außer Stande ſind, ſich neue zu beſchaffen, als elend 
bezahlte Feldarbeiter ihr Daſein friſten müſſen. Für größere 
Stationen dürfte ſich die Verwendung kleiner Bugſierdampfer em— 
pfehlen, welche die Bootsflotille zum Fiſchgrunde ſchleppen und 
nach beendetem Fange ohne Zeitverluſt wieder in den Heimats— 
hafen bringen. Die Art der Verpackung und Verſendung der Fiſche 
auch in größeren Quantitäten wäre vorher theoretiſch und praktiſch 
genau zu ſtudieren. Die gegenwärtig übliche Art der Verpackung 
in ſchweren Holzkiſten iſt keineswegs rationell. Im Vorjahre iſt 
es einem Wiener Ingenieur gelungen, am 16. Auguſt, einem 
abſichtlich für den Verſuch gewählten, tropiſch heißen Tage, Fiſche 
von Veglia derart verpackt nach Wien zu ſenden, daß nicht nur 
die Fiſche in tadellos friſchem Zuſtande ankamen, ſondern auch das 
verwendete Eis nur einen Schmelzverluſt von 20% aufwies. Der 
Verſuch wurde noch öfter mit gleich günſtigem Erfolge wiederholt. 

Fiume, Raguſa und Zara beſitzen heute bereits leiſtungsfähige 
Kunſteisfabriken, die im Stande ſind, die Tonne Eis für 
zirka 12 Kronen zu liefern. Die Errichtung einiger kleiner Eisfabriken 
und Kühlhäuſer zur Konſervierung größerer Fiſchmengen dürfte 
notwendig ſein. Verſuche haben erwieſen, daß Seefiſche ohne an 
Genußfähigkeit einzubüßen, 14—16 Tage in einer Temperatur von 
+4—5° C aufbewahrt werden können. Durch Anlage einer ent- 
ſprechenden Anzahl von, wenn auch nur kleineren Kühlhäuſern, 
wäre die Möglichkeit geboten, den Ertrag größerer Fänge zur Aus— 
gleichung minder ergiebiger Tage zu verwenden und die Märkte 
mit regelmäßigen, dem Bedarfe entſprechenden Quantitäten, zu 
beſchicken. 

Der Transport der Fiſche dürfte am zweckmäßigſten nicht 
über Trieſt, ſondern über Fiume erfolgen, das — wenigſtens gegen— 
wärtig — beſſere Schiffsverbindungen mit den Inſeln hat. Bei 
richtiger Ausnützung der Dampferanſchlüſſe könnten von zirka 52 
Fiſcherſtationen, deren detaillierte Aufzählung uns zu weit führen 
würde, in 12—18 Stunden nach dem Fange die Fiſche in Fiume 
eintreffen, von wo aus die ſofortige weitere Verſendung zu erfolgen 
hätte. Vergleicht man die einſchlägigen Verhältniſſe der Nordſee— 
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fiſcherei, bezw. deren Transporte über Nordenham und Bremen, 
ſo wird man zugeben müſſen, daß der Transport der Adriafiſche 
nach der Monarchie keine unüberwindlichen Schwierigkeiten bieten 
kann. Was nun den wichtigſten Punkt — die Preiſe — anbelangt, 
zu denen die Adriafiſche den Konſumenten geboten werden könnten, 
ſo mögen nachſtehende Daten über einige der wichtigſten Gattungen 
zum Anhaltspunkte dienen. Die Fiſcher von Portoré, Veglia, Carlo- 
bago, Sebenico uſw. ſind gerne bereit, ihren geſamten Fang zu 
folgenden, für das ganze Jahr gleichbleibenden Preiſen abzugeben 

Branzin (Labrax Cupus Cuv.), Seebarſch, Orada (Chrysophrys 
aurata Lin.) | Goldbraſſe, Sampiero (Zeus Faber Lin), Sonnen- 
fiſch, Barbon (Mullus barbatus Lin.), Rote Meerbarbe, Sfoglia 
(Solea vulgaris), Seezunge, Rombo (Rhombus maximus Cuv.), 
Steinbutte, Scombro (Scomber colias Lin.), Blaſen-Makrele, Lan- 
zardo (Scomber Lin.), Makrele zum Preiſe von 1 Krone 20 Heller 
pro Kilogramm. Dieſe Fiſche, ſowie noch eine größere Anzahl anderer 
gleichwertiger, ſind durchwegs edle Tafelfiſche und werden in Wien zu 
5—8 Kronen pro Kilo verkauft, wenn fie gelegentlich einmal in 
wenigen Exemplaren zu haben ſind. 

Die gewiſſermaßen als zweite Qualität zu betrachtende Oeciada 
(Oblata melanura Lin.), Gelbſtriemen, Salpa (Box salpa), Gold— 
ſtriemen, Sargo (Sargus Salviani Cuv.), Geißbraſſe, Mormora 
(Pagellus mormyrus Cuv.), Marmorbraſſe, Grongo (Couger vul- 
garis), Meeraal, Scarpena rossa (Scorpaena scrofa Lin.), Drachen— 
kopf und gleichwertige Fiſche für 80 Heller; endlich Sardellen, Raza 
(Raja marginata Lacep), Glattrochen, Cataluzzo (Centrolophus 
pompilius Cuv.), Stachelkamm und viele ähnliche für 40 Heller. 

Hummer und Languſten geben die Fiſcher bei vertragsmäßigem, 
Übereinkommen mit 2 Kronen bis 2 Kronen 40 Heller per Kilo 
ab; dieſe wurden in Wien im Jahre 1905 mit 7—12 Kronen 
bezahlt! 

Die Verkaufspreiſe der „Nordſee“-Geſellſchaft für die wichtigſten 
der zirka 18 von ihr in den Handel gebrachten Sorten waren z. B. 
im September vorigen Jahres: Kabeljau 90, Schellfiſch 66 Heller; 
Seezunge 5 Kronen 50 Heller, Steinbutte 2 Kronen 50 Heller, 
Auſternfiſch 1 Krone 80 Heller. Kann da wohl angezweifelt werden, 
daß bei Zugrundelegung der vorerwähnten Einkaufspreiſe der Adria— 
fiſche dieſe konkurrenzfähig auf den Markt gebracht werden könnten? 
Das Publikum würde zweifellos den weit wohlſchmeckenderen Fiſchen 
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der Adria bald den Vorzug geben und das in ſeinen Grundzügen 
geſchilderte Unternehmen würde nicht nur in jeder Hinſicht gemein— 
nützig wirken, ſondern auch das inveſtierte Kapital in be— 
friedigendſter Weiſe ſich verzinſen. 

Durch Veranſtaltung von Ausſpeiſungen, Subventionierung 
ſpezieller Adriafiſchreſtaurants und andere naheliegende Mittel ließe 
ſich das große Publikum raſch für das neue Nahrungsmittel 
intereſſieren. Wir wollen jedoch nicht unterlaſſen, ausdrücklich darauf 
hinzuweiſen, daß das quantitative Ergebnis der Adriaſeefiſcherei 
ſich ſtets in gewiſſen beſcheidenen, hinter den Ergebniſſen der Nord— 
ſeefiſcherei weit zurückbleibenden Grenzen halten wird. Auch bei 
voller, rationeller Exploitierung in der geſchilderten Weiſe dürfte 
das Geſamtergebnis 2500 — 3000 Kilogramm per Tag nicht iber- 
ſteigen. 

Noch auf einen Punkt ſei hingewieſen: Der in Dalmatien in 
großen Mengen vorkommende Wacholderſtrauch (ginepro) bietet ein 
ganz vorzügliches Material zum Räuchern von Fiſchen und Fleiſch— 
waren, wird jedoch aus Unkenntnis rationeller Räuchermethoden 
zu dieſem Zwecke nicht ausgenützt. 

Die mehrfach aufgetauchte und ventilierte Idee, das 
Adriatiſche Meer ähnlich der Nordſee mit Fangdampfern zu be— 
fiſchen, dürfte ſich, wenn ſie je zur Tat werden ſollte, kaum lohnend 
erweiſen, da hiefür der Fiſchreichtum unſerer Gewäſſer zu gering 
iſt. Außerdem würde die Dampferfiſcherei gerade das Gegenteil 
von dem bewirken, was wir im Auge haben, und zu fördern wünſchen, 
d. h. ſie würde den völligen Ruin der dalmatiniſchen Fiſcher zur 
Folge haben. i 

Ein Unternehmen wie das gedachte, kann der nötigen kauf— 
männiſchen Organiſation wegen nur von kommerziell gebildeten 
Privatperſonen, denen die weitgehendſte Unterſtützung der Behörden 
zu gewähren wäre, ins Leben gerufen werden. Der Regierung 
ſelbſt harren andere Aufgaben bei der Hebung der Seefiſcherei. 

In erſter Linie müſſen die Fiſcher der öſterreichiſch-ungariſchen 
Küſtengewäſſer von der ſchwer ſchädigenden Konkurrenz der Italiener 
endlich befreit werden. Es dürfte nicht in allen Kreiſen bekannt 
fein, daß gelegentlich der 1867, 1878 und 1891 mit Italien ge- 
ſchloſſenen Handels- und Schiffahrtsverträge das Übereinkommen ge— 
troffen wurde, den beiderſeitigen Fiſchern das Recht der Fiſcherei längs 
den Küſten des anderen Staates einzuräumen. Selbſtredend iſt dieſes 
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unjere Fiſcher höchſt beeinträchtigende Abkommen mit einer Anzahl 
von Aus- und Durchführungsbeſtimmungen verbrämt, bie fon 
infolge des Mangels an entſprechenden Aufſichtsorganen von den 
Fiſchern beider Staaten, namentlich aber den Italienern, einfach 
ignoriert werden. Den Hauptnutzen aus den Vertragsbeſtimmungen 
ziehen die Bewohner des bei Venedig gelegenen Fiſcherſtädtchens 
Chioggia, dialektiſch gewöhnlich „Dſchoſa“ ausgeſprochen. 

Die ſchon vermöge ihrer ganzen Ausrüſtung, aber auch an 
fachlicher Geſchicklichkeit unſeren Fiſchern weit überlegenen 
Chioggioten verſehen vor allem den berühmten Fiſchmarkt und 
Fiſchexporthandel Venedigs, verfügen alfo über eine ſichere Abſatz— 
quelle und ſind auch durch Berührung mit den Chioggia zahlreich 
beſuchenden Fremden geiſtig weit entwickelter wie die Dalmatiner 
Berufskollegen. 

Nach ſeinerzeit in der „Volkswirtſchaftlichen Wochenſchrift“ 
durch Hofrat Kriſch-Trieſt veröffentlichten Erhebungen der Trieſter 
Seebehörde, betrug während des Dezenniums 1893—1902 der von 
den italieniſchen Fiſchern in unſeren Gewäſſern erzielte Fang 
14,292.259 Kilogramm im Mindeſtwerte von 7,862.756 Kronen, 
dagegen repräſentierte die in der gleichen Zeit von unſeren Fiſchern 
an der italieniſchen Küſte erzielte Ausbeute einen Wert von 
nur 260.000 Kronen. Außerdem iſt erwieſen, daß die Chioggioten 
nicht nur durch die erlaubten, bezw. zuläſſigen Arten des Fiſchens 
den Fiſchbeſtand ſchädigen, ſondern vielfach auch zu geſetzlich ver— 
pönten Mitteln, namentlich der devaſtierenden Dynamitfiſcherei 
greifen. 

Es muß alſo Aufhebung, bezw. Nichterneuerung der betreffenden 
Verträge als dringend wünſchenswert bezeichnet werden. Ein zweiter 
wichtiger Punkt iſt die Verweiſung der Schleppnetzfiſcherei auf die 
hohe See, d. h. in eine angemeſſene Entfernung von der Küſte. 
Daß das Schleppnetz über den Boden des Meeres gleitend, den 
Fiſchlaich und die junge, noch hilfloſe Brut vernichtet, wird von 
allen einſichtigen Fachleuten zugegeben, und Autoritäten wie 
Dr. v. Marcheſetti, Direktor des naturhiſtoriſchen Muſeums in 
Trieſt, Profeſſor Dr. Cori, Hofrat Dr. Steindachner, haben ſich 
bereits mit Entſchiedenheit in Wort und Schrift gegen die Ver— 
wendung des Grund- oder Schleppnetzes ausgeſprochen. — Die 
Verhältniſſe der Nord- und Oſtſee ſind aus vielen Gründen für 
das Adriatiſche Meer nicht maßgebend. 
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Die Maſchenweite der Netze müßte durch ſtreng zu kontrol— 
lierende Vorſchriften derart bemeſſen werden, daß den ins Netz 
geratenen Jungfiſchen die Möglichkeit des Entkommens bleibt. 
Der Verkauf der im Süden als Volksnahrungsmittel leider ſo be— 
liebten Minutaglia, d. h. winzig kleiner Fiſche, zum großen Teile 
eben Jungfiſche, die kaum den Dotterſack abgeſtoßen haben, wäre mit 
aller Energie zu unterdrücken, da hiedurch allein jährlich Millionen 
von Fiſchen vernichtet werden. Sehr nutzbringend wäre auch die 
Erforſchung der Laichplätze durch fachkundige Biologen und nach— 
drücklicher Schutz der ermittelten Stellen. Alle derartigen Maß— 
nahmen wären im Einvernehmen mit der italieniſchen Regierung 
einzuleiten, die ſich, in gleicher Weiſe intereſſiert, gewiß nicht ab— 
lehnend verhalten dürfte. 

Inwieweit ſich das Einſetzen von Fiſchbrut im Meere nutz— 
bringend erweiſen kann, darüber ſind die Fachleute noch zu keinem 
abſchließenden Urteile gekommen und müſſen erſt die Ergebniſſe 
der in anderen Staaten, namentlich in Schweden und Norwegen, 
angeſtellten Verſuche abgewartet werden. Die Aufzucht von 
Hummern, Languſten und der norwegiſchen Seekrebſe (Scampi) 
in den vielen Valli-Brackwaſſerbuchten unſerer Küſten wäre jedoch 
ſicherlich ſchon jetzt als nutzbringend zu empfehlen. Auch das müßte, 
da es den Fiſchern ſowohl an Fachkenntnis als auch an den erforder- 
lichen finanziellen Mitteln fehlt, entweder von der Regierung un— 
mittelbar, oder von einer, von ihr möglichſt zu unterſtützenden, 
großzügig angelegten Unternehmung ausgehen. Auch dem Studium 
der Frage eventuell einzuführender Schonzeiten wäre näher zu 
treten, und die Zahl des Fiſchereiaufſichtsperſonales entſprechend 
zu vermehren. 

Zur raſchen und zielbewußten Durchführung dieſer für die 
Hebung des Wohlſtandes unſerer Küſtenbevölkerung ſo wichtigen 
Aufgaben dürfte die Schaffung eines Zentralfiſchereiamtes am ge— 
eignetſten ſein, wie derartige Departements bereits in verſchiedenen 
Staaten, ſogar in Rumänien, beſtehen. An ausgezeichneten Fach— 
männern zur erfolgreichen Leitung eines ſolchen Amtes fehlt es 
in Oſterreich-Ungarn nicht. 


I 


Gott, Freiheit und Uniterblichkeit!“ 


Eine zeitgemäße philoſophiſche Plauderei von Anton Ganſer, Graz. 


Über obige Begriffe, — Kant nannte ſie „Poſtulate der 
praktiſchen Vernunft“ — will ich hier einiges beibringen und damit 
den Verſuch machen, dem Leſer einen richtigen Begriff über das 
innerſte Weſen aller Dinge zu vermitteln — ein kühner Verſuch, 
— wie ich übrigens ſchon ſo manche ähnliche in dieſen Blättern 
machte — der aber eben in unſeren Zeitläufen, in denen die An— 
ſchauungen über Welt und Welten und das ihnen zu Grunde liegende 
Prinzip mitunter recht unklar ſind und weit auseinanderlaufen, 
vielleicht doch einige Berechtigung hat. 

Die „Philoſophie“, auch Weltweisheit genannt, war zwar von 
jeher beſtrebt, über Sein und Seiendes richtige Begriffe und An— 
ſchauungen zu faſſen und zu verbreiten — wenn ihr dies bisher 
aber etwa noch nicht recht, d. h. in befriedigender Weiſe gelungen 
ſein ſollte, ſo iſt dies meiner Meinung nach weniger ihre eigene 
Schuld, ſondern vielmehr eine Schuld der Menſchheit im All— 
gemeinen, weil einerſeits das ſcharfe Denken gewiß nicht zu den 
Leidenſchaften der Menſchheit zählt, andererſeits aber auch unſere 
Schulen bisher nicht allzu viel getan und geleiſtet haben, um die 
Liebe zum Denken beſonders zu fördern. 

Ich will mich hier auf eine diesbezügliche Kritik nicht ein— 


laſſen — es würde allzu weit führen — ſondern nur bemerken, 
daß dieſe Mängel eine wirkliche Urſache ſind von dem Verfalle 
des moraliſchen Sinnes in unſerer Zeit — über den mit Recht 


geklagt wird — und daß eben deshalb auch ſeit wenigen Jahr— 
zehnten das Intereſſe für die „Philoſophie“ wieder zu erwachen 


286 Anton Ganjer. 


Scheint; bie Menſchen, deren innerſte Natur doch eine gute und 
logiſche iſt, fühlen, daß es ja doch eine Wahrheit geben müſſe, ſie 
fühlen, daß ihnen dieſe nicht im erwünſchten Maße geboten wird, 
und greifen deshalb wieder zur „Philoſophie“, die im vorigen 
Jahrhundert vielſeitig verpönt und verſpottet wurde. — Und die 
Menſchen haben Recht: Die Philoſophie, richtig angepackt, gibt, 
was ſie wollen und brauchen, und ich bitte den Leſer, den folgenden 
Erörterungen volle Aufmerkſamkeit zuzuwenden, vielleicht gelingt 
es mir, ihm wenigſtens einige Wege zu einer richtigen Welt— 
anſchauung anzudeuten. 

Über eines nun muß der Leſer vor allem ſich ſelbſt klar werden, 
nämlich darüber, in was er ſelbſt beſteht, in was ſein eigenes 
Daſein beſteht, d. h. was er ſelbſt iſt. Und das iſt viel weniger 
ſchwer zu erforſchen, als man allgemein glaubt. Man braucht hiezu 
in der Tat ſeinen Kopf nicht mit allen erdenklichen Wiſſenſchaften 
zu maltraitieren und vollzupfropfen, denn jeder kann — er braucht 
hiezu nur einen guten Willen — ſich ſelbſt genau beobachten und 
er kann genau wiſſen, was er in Wirklichkeit iſt. Schon 
Schopenhauer hat dasſelbe behauptet. 

Vor allem kann und wird er finden, daß das, was er ſein „Ich“ 
nennt, Etwas iſt, was ſein will und was eben in der Empfindung 
vom Sein oder Daſein eine Befriedigung findet. Mit dem 
Daſeinsgefühl dieſes Etwas iſt eine angenehme Empfindung verknüpft 
und dieſes Etwas weiß auch, daß es iſt. Dieſe Tatſache muß 
ſich jeder, der überhaupt urteilen will, vollkommen klar machen; 
ſie iſt die Baſis jedes möglichen Urteiles und jeder kann, wenn 
er nur ernſtlich will, voll begreifen und mit unbedingter Sicher— 
heit wiſſen, daß, würde er etwa nicht empfinden können, d. h. 
würde er alle ihm durch ſeine Sinneswerkzeuge vermittelten Ein— 
drücke nicht auf ſich, reſpektive auf ſeine in ihm ſtets vorhandene 
und ſtets lebendige, wenn auch oft ſcheinbar ganz dunkle Vor— 
ſtellung vom Sein beziehen können, er überhaupt auch gar nicht 
empfinden könnte, daß „er“, d. h. ſein „Ich“, auch gar nicht exiſtieren 
könnte und würde. Mit dieſem abſolut ſicheren Wiſſen weiß aber 
auch jeder, was er in Wirklichkeit iſt, er weiß aber auch, welche 
Grundeigenſchaften ſein Ich, (oder eben „er“), beſitzen müſſe, um 
empfinden und ſomit „ſein“ zu können. Er weiß ſich als ein 
daſeinwollendes und vorſtellenkönnendes Ding, welches er 
„Ich“ nennt, und welches Ich eben durch die Fähigkeit des Willens 
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ſich in der dunklen Vorſtellung vom Sein ſelbſt vorſtellig werden 
zu können, ſich auch als wirklich Seiendes erkennt. Sich ſeiner 
ſelbſt vorſtellig oder bewußt werden heißt: Selbſtbewußtſein 
haben! 

Nun kommt freilich die „Wiſſenſchaft“ und urgiert oder 
reklamiert dieſes Etwas für ſich, indem ſie ſagt: Dieſes ſich ſelbſt 
vorſtellende „Ich“ iſt nichts anderes als eine Funktion von Natur— 
kräften oder Energien, welche die Natur ſind und bilden und durch 
eine unendlich lange Zeiten umfaſſende „Entwicklung“ von ur— 
ſprünglich phyſiſch-mechaniſchen Kräften es zu einer Wirkſamkeit 
oder Funktion gebracht haben, die ſich als „Ich“ aufſpielt und 
ſo nennt, die aber ihrem Kerne nach doch nichts iſt, als Kraft 
oder Energie. Die Vertreter dieſer Weltanſchauung haben in ihrer 
Art auch gewiß ganz Recht, denn dieſer Summand von Kräften, der 
ſich ſchließlich „Ich“ nennt, iſt in der Tat nichts anderes, als 
eine Summe von Kräften — aber auch Fähigkeiten geiſtiger Art. 
Das merkwürdige dabei iſt aber, daß mit dieſer auf 
eine innere Einheit zielenden Wirkungsart der Kräfte vermöge 
einer den Kräften zwar immanenten aber doch nicht ſie 
ſelbſt ſeienden Vorſtellungsweiſe vom Sein auch die Em— 
pfindung und mit ihr ein dunkles Bewußtſein oder Bewußtwerden 
verknüpft iſt, ſowie, daß alle Verſuche Empfindung und Bewußt— 
werden vom Sein aus dem Vorhandenſein von irgend einer phyſiſch— 
mechaniſchen Kraft unmittelbar (und ohne Annahme eines Ver— 
ſtellungsvermögens) zu erklären, nicht geglückt, ſondern immer 
mißglückt ſind. Ich will und kann hier auf die rieſig lange Kette 
dieſer Verſuche nicht näher eingehen — es gibt genug gute und 
ausreichende gegen den reinen Materialismus gerichtete Werke — 
will aber konſtatieren, daß zur Zeit auch Ernſt Haeckel und feine 
Freunde (in Vergangenheit und Gegenwart) doch wieder genötigt 
geweſen ſind, den von ihnen angenommenen primärſten Daſeins— 
erſcheinungen urſprüngliche Strebungs- und Empfindungsfähig— 
keit beizumeſſen. Ernſt Haeckel mißt ſeinen „Pyknatomen“ Aeſtheſis 
und Tropeſis bei in ſeinem vielgeleſenen Werke: „Die Welträtſel“, 
womit er anerkennen muß, daß mit den phyſiſch-mechaniſchen Kräften 
allein doch nichts zu erklären iſt. 

Die Attribute oder primären Eigenſchaften eines Seienden 
(einer Seins-Potenz oder einer Subſtanz), wie immer man dieſes 
Seiende dann nennen mag, aus dem alles wird, ſind nun eben 
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ein Daſeinsſtreben und ein Vorſtellungsvermögen — welch letzteres 
nur Vermögen und rein geiſtiger Art iſt — aus deren In— 
einanderſein und Wirken allein die Empfindung vom Sein be— 
ſteht. Über dieſe Tatſache, die jeder in ſich und aus ſich ſinden 
und auch begreifen kann, kommt keine Wiſſenſchaft hinaus, in ihr 
liegt aber die Realität, die Wirklichkeit vom Sein, was jeder, 
wie geſagt, wiſſen kann, wenn er, ſich ſelbſt beobachtend, erkennt, 
daß es ohne Empfindung kein wirkliches Sein geben kann, daß 
alſo die Empfindungsfähigkeit das einzige und wirkliche Kriterion 
der Realität ift. +) 

Die ſogenannt „exakte“ Wiſſenſchaft, bie reine Empirik, ſucht 
die Antwort auf die Frage, z. B. was iſt die Subſtanz? immer bei 
den primärſten Erſcheinungen des innerweltlichen Seins oder bei 
den „Kräften“ (die ja auch nichts anderes find, als Primär- 
Erſcheinungen des Seienden) — ſelbſtverſtändlich aber iſt, daß 
dieſe auf die an ſie etwa direkt gerichtete Frage: was ſeid ihr 
endlich? keine Antwort geben (ſondern nur auf die allgemeine 
Kauſalität hinweiſen), weil eine Antwort auf derlei Fragen nur 
dort gegeben werden kann, wo die primären Erſcheinungen 
ſelbſt zum Bewußtſein deſſen kommen, was ſie ſind! 

Dieſes Bewußtſein oder Selbſtbewußtſein tritt erft beim hoch— 
entwickelten Menſchen ein, er erſt kann empfinden und beurteilen, 
was die Kräfte ſind — nicht umgekehrt. Die Philoſophie, ins— 
beſonders die neueſte, wie z. B. ich ſelbſt, dann Robert Hamerling 
und auch andere, haben längſt erkannt und auch genügend bewieſen, 
daß in der primären Subſtanz, d. h. in jener als Einheit gedachten 
Weltpotenz, aus der überhaupt alles wird, nicht nur phyſiſch— 
mechaniſche, ſondern auch rein-geiſtige Potenzen enthalten ſind, 
welche, eben weil fie nur Fähigkeiten find, auch nie empiriſch nach— 
zuweiſen ſind, Fähigkeiten aber, welche den logiſchen Gegenſatz 
der phyſiſch-mechaniſchen Potenzen bilden, und weder Anziehung 
und Abſtoßung, weder Wärme noch Schwere oder Elektrizität und 
Affinität uſw., ſondern nur Fähigkeiten rein-geiſtiger Art ſind, 


) Arthur Schopenhauer hat eben, was ich hier als Randgloſſe kurz bemerke, 
darin gefehlt, daß er die „Leuchte“ (wie er ſagte), die der Wille ftd) ſelbſt an- 
zündet, nicht als logiſches primäres Attribut des Weltprinzipes hinſtellte oder 
auffaßte, ſondern ſie vom Willen nur anzünden ließ, um dieſen die Nichtigkeit 
ſeines Daſeinsſtrebens erkennbar zu machen um ſich endlich ſelbſt verläugnen und 
vernichten zu können — ein Verlangen, welches — non — sens ijt. 
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und zwar ſind dieſe Fähigkeiten Vorſtellungsvermögen, deren 
primärſte Erſcheinungen im Werdeprozeſſe die ſtets dunkle Vor— 
ſtellung vom Sein iſt. Alles Phyſiſch-Mechaniſche (auch alle 
Kräfte), entſtehen erft aus dem Primär-Seienden, der ewigen 
Subſtanz oder Potenz durch das Feſthalten einer, wenn auch 
noch ſo dunklen Vorſtellung vom Sein — eine Lehre, welche ich in 
allen meinen philoſophiſchen Schriften, insbeſonders in jenen über 
„Die Entſtehung der Bewegung“, das „Ende der Bewegung“, „Alles 
reale Sein beginnt als Akt eines intelligenten Wollens“, „Schule und 
Staat“ und „Der reine Gottesbegriff“ (Graz, Leuſchner & Lubensky), 
dargelegt und auch bewieſen habe. Alle Bewegung iſt und kann nichts 
anderes fein, als das Streben nach realem, d. h. empfindungs— 
fähigem Sein, ſie beſteht (und entſteht) mit dem Feſthalten (dem 
örtlichen) einer Seinsvorſtellung, ijt aljo realwerdend, d. h. aus 
dem Zuſtand der Potenz oder des Realſein-Könnens heraustretend, 
innere Formbildung, mit welcher (Verdichtung gewiſſermaßen) 
auch ſtets das Werden der einzelnen Kräfte verknüpft iſt — wie, 
habe ich in oben bezeichneten Werken zu zeigen verſucht. 

Kant nannte die Materie das Bewegliche im Raume und 
Schopenhauer ſagte, alle Kräfte ſeien „Wille“ (Streben zum Da— 
ſein oder Leben) und beide hatten Recht, obſchon beide die innere 
Logik des Verhältniſſes zwiſchen Wille und Vorſtellung nicht 
vollkommen klar erkannt und dargelegt haben. Die Quelle aller 
Bewegung iſt wohl der Wille und alle Materie nur die Verdichtung 
desſelben in eine Form; in dieſer ſteckt aber immer fon eine 
dunkle Vorſtellung vom Sein, was ſelbſt Schopenhauer ungeachtet 
feiner richtigen Willenstheorie nicht klar erkannte und darlegte. 
Wille und Vorſtellung ſind primär logiſche Gegenſätze, bedingen 
fich gegenſeitig, und ihr Ineinanderſein in X-Form ift Empfindung, 
oder wie man auch ſagen könnte, die Realität, die Wirklichkeit des 
Seins. —?) 

Die Empirik ſagt uns, daß das Licht in Atherſchwingungen 
beſtehe (z. B. das rote Licht in zirka 5 Billionen Schwingungen in 
der Sekunde), ſie lehrt (Phyſiker Lohſchmidts Berechnung), daß in 
einem Kubikzentimeter Stickſtoff 20 Trillionen (in Ziffern aus— 
gedrückt alſo 20,000.000,000.000,000.000) Stickſtoffmoleküle ihr 


?) Schon Ariſtoteles betrachtete die Kräfte vorzüglich als Streben nach 
der Form. ; 
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Weſen treiben; ja in letzter Zeit tritt bie Hypotheſe auf, daß 
auch das Atom (erft zwei oder mehrere bilden ein Molekül), welches 
heute die Phyſik als kleinſte kinetiſche, alſo nicht mehr teilbare, 
Körperchen annimmt, aus noch feineren und kleineren Atomelementen 
zuſammengeſetzt fei; dieſe und ähnliche Hypotheſen, z. B. in neueſter 
Zeit jene über die Wirkungsart des Radiums, die in der Ab— 
ſchleuderung an ſich wieder verſchiedener, unendlich kleiner 
Körperchen beſtehen ſoll — mögen in einer Art richtig ſein, — 
was beweiſen ſie aber dem Philoſophen? Sie beweiſen noch 
immer nicht, was die ewige Potenz an ſich iſt, wohl aber das, 
daß, ſollte es ſelbſt je möglich ſein oder werden, Urpotenz oder 
Urſubſtanz herzuſtellen (was ich nicht glaube), ein derartiges 
Dingerchen primärſter Erſcheinung wohl nie eine Antwort auf 
irgend eine logiſche philoſophiſche Frage zu geben imſtande ſein 
wird. Wohl aber hat auch die reine Empirik den Beweis erbracht, 
daß die Weltpotenz ihrem innerſten Weſen nach eine innerlich ein— 
heitliche iſt und daß ſomit die Kauſalität ſelbſt oberſte Form des 
Werdens der realen Daſeinserſcheinungen ſein werde. 

Der Leſer wird ſchon ungeduldig ſein und fragen: Ja, was 
haben diefe Erörterungen mit den „Poſtulaten der praktiſchen Ber- 
nunft“ zu tun? Nun, aus obigen Erörterungen ergeben ſich 
mancherlei ſtreng-logiſche Folgerungen, von denen die wichtigſten 
folgende ſind: 

a) Iſt mit dem Realſein in einer Form die Empfindung und 
durch dieſe ein angenehmes Daſeinsgefühl verbunden (was eben 
jeder aus ſich ſelbſt wiſſen und ſich ſelbſt beſtätigen kann, da ja 
jeder doch am Leben hängt), und find alle Kräfte in ihrem In- 
einander- und Aufeinanderwirken, wenn auch in unbewußter Art, 
beſtrebt, das reale Daſein zu ermöglichen und zu bewirken, ſo 
müſſen wir erkennen, daß die Wirkſamkeit der ganzen Kauſalität 
(die Energie aller Kräfte) inſoferne eine zielſtrebende iſt, als ſie 
eben immer und überall die Herbeiführung realen Empfindens, 
ſomit die Realität des Seins, anſtrebt. 

b) Iſt die Empfindung nur möglich, indem das ſtrebende 
Element (der Wille) die Vorſtellung vom Sein feſthält,?) fo 


2) Der Wille, wenn er überhaupt fein wollen ſoll — und das muß er 
doch — muß ſelbſtverſtändlich eine Vorſtellung vom Sein, wenn auch noch jo 
dunkle haben; er muß vor allem ſich ſelbſt wollen und wollen können. 
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muß dasjenige, was mit dem Zuſammenwirken von Wille und 
Vorſtellung reſultiert, ein Subjekt-Objekt ſein, als logiſche Einheit 
aus den ſich gegenſeitig bedingenden Attributen, und da das Be— 
wußtwerden von der Vorſtellungsfähigkeit abhängig iſt, ſo wird 
dieſe Einheit — wir nennen ſie die „Seele“ — von ſelbſt endlich 
zum „Ich-Begriff“ kommen, in welchem „Ich“ der ſeinwollende 
Wille zum Leben ſich ſelbſt vorſtellig und damit auch ſich ſeiner 
ſelbſt bewußt würde. Dieſes einfache Selbſtbewußtſein, die Em- 
pfindung, ſteigert ſich durch Selbſtdenken und endliches Bewußtwerden 
der logiſchen Attribute und ihrer gegenſeitigen Bedingtheit zum 
Selbſtbewußtſein, — was z. B. Descartes mit ſeinem Ausſpruche 
„Cogito, ergo sum“ (Ich denke, darum bin ich) ſagen wollte oder 
wirklich ſagte. Der richtige Sinn dieſes Ausſpruches iſt der, daß 
mit der Vereinigung der beiden Hauptattribute des Weltprinzipes 
die Realität (das reale oder wirkliche Sein) hergeſtellt und mit 
Hilfe der richtigen, wenn auch meiſtens nur intuitiven Vorſtellung 
(der dunklen Vorſtellung „Sein“) ſich ſelbſt des Seins bewußt ge— 
worden iſt. Mit dieſem Selbſtbewußtſein iſt auch die Vollempfindung 
vom Daſein und vom Realſein, gewiſſenmaßen die innere Über- 
zeugung und der Beweis, daß in dieſem Sein das Weſen aller 
Dinge erfaßt und erkannt iſt, von ſelbſt gegeben und in dieſem 
Sinne iſt auch der alte Spruch des Sokrates: „Erkenne dich ſelbſt“, 
zu verſtehen. Sokrates hat dasſelbe gejagt, was ich meinen Leſern 
Eingangs dieſer Abhandlung empfohlen habe: Die volle Selbſt— 
beobachtung! An dieſer mangelts bei recht vielen Menſchen, auch 
bei jenen Gelehrten, welche das Heil der Erkenntnis in der reinen 
Empirik, in einem ewigen Regreß von der Wirkung zur Urſache, 
umſonſt ſuchen, obſchon die ganze Wahrheit in ihrem eigenen 
Empfinden und Bewußtſein zu finden wäre, ſicherer als in einem 
X=,, Stoff‘ oder in einer X-Kraft, bie immer nur Teil des Ganzen 
ſein kann. 


„Treibt's nur fo fort noch gute Weil’; 
Das Leben iſt und nicht der Teil; 
Und weil die Teile ihr befragt nach Leben, 
Sie euch auch nie die richt'ge Antwort geben.“ 
kann man da mit einem Dichter ſagen, oder auch: 
„Ihr wollt von Unten auf die ſchöne Welt ergründen, 
Doch ſind von Oben beſſer meiſt die Weg' zu finden, 
Und über allen Dingen, groß und klein, 
Steht doch des Menſchen vollbewußtes Sein.“ 
19 * 
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Dieſes „Oben“ ijt eben das vollbewußte Sein in Wirklichkeit, 
und bedauerlich bleibt immer, daß — wie bereits angedeutet — 
ſich nur wenige Menſchen (unter denen übrigens immer die echten 
Dichter waren und ſind) zur Höhe des Lebens, zu dieſem „Oben“, 
aufzuſchwingen vermögen. 

c) Die ganze Wirkſamkeit der ewigen, innerlich einheitlichen 
Potenz kann als „Prinzip der Perſönlichkeit“ bezeichnet und 
erkannt werden, was ich auch in meinen eigenen philoſophiſchen 
Schriften genau dargelegt habe. 

Wer die Richtigkeit der unter a, b und c angeführten Sätze 
erkennt, der wird leicht begreifen, daß und wie hochentwickelte 
Menſchen zu dem Gottesbegriff gekommen ſind: das ſtarkentwickelte 
Daſeinsgefühl einerſeits (die intuitive Empfindung, daß mit der 
Perſönlichkeit auch die echte Realität verknüpft iſt) und die ſelbſt 
bei weniger wiſſenſchaftlich gebildeten Menſchen doch ſich von ſelbſt 
aufdrängende Idee von der inneren Einheit aller Naturwirkſamkeit 
andererſeits, führte naturgemäß zur Perſonifizierung dieſer ge— 
fühlten und gedachten Einheit — zum Gottesbegriff. Daß ſich 
mit dieſem Begriffe dann auch der Inbegriff alles Guten (alfo 
des höchſten Gutes) verknüpft hat, iſt wieder ſelbſtverſtändlich, 
weil die Empfindung dieſes höchſten Gutes (und des Guten über— 
haupt) in jedem höher entwickelten Menſchen liegt. Wir finden 
dieſen Begriff auch bei den meiſten alten Völkern, wenn auch 
in verſchiedenen Modifikationen und Formen, z. B. den Germanen 
(deren wirkliche Geſchichte jedenfalls mindeſtens ebenſoweit zurück— 
reicht, wie jene der afrikaniſchen Semitenraſſen), dann den Juden, 
Griechen, Römern uſw., daher eigentlich kein Volk irgend ein Recht 
hat, ſich als das „Auserwählte“ zu betrachten und zu girieren. 
Die Hypotheſe des perſönlichen Gottes muß bei hochentwickelten 
Völkern auftreten, daher jene Unrecht haben, welche dieſe an ſich 
ſtreng-logiſche Idee als unſinnig verſpotten, weil der liebe Gott 
nicht jeden Augenblick auch in menſchlicher Form herbeizuzaubern iſt. 
Die Gottes-Idee iſt eine logiſche — auch wenn es nicht möglich 
iſt, dieſe logiſche Hypotheſe in ſinnlicher Art zu beweiſen, d. h. 
den perſönlichen Gott nach Belieben herbeizurufen. 

Es würde mich zu weit führen, dieſe Erörterung in allen ihren 
Konſequenzen und in allen ihren, ſchon dageweſenen und etwa noch 
möglichen Formen genau zu behandeln und zu beſprechen; mir 
war darum zu tun, den Nachweis zu liefern, daß die Gottesidee 
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(und ſomit auch der Gottesglaube) auch einen logiſchen Grund 
beſitze, und daß daher alle jene, welche auf dieſen Spott (auf die 
Verſpottung der Gottesidee oder des Gottesglaubens) eingehen und 
dabei noch von „Bildung“ und „Fortſchritt“ reden, damit nur den 
Beweis ihrer eigenen, grenzenloſen — Oberflächlichkeit liefern. Die 
Quelle dieſes Gottesbegriffes (das tiefe Daſeinsgefühl) habe ich 
dargelegt und ich will nur noch über die Begriffe von „Freiheit“ 
und „Unſterblichkeit“ (Begriffe, bie ebenſo logiſch find, wie ber 
Gottesbegriff) in Kürze einiges ſagen. Freiſein heißt, ſeiner Natur 
nach tätig ſein zu können. Es liegt nun auf der Hand, daß die 
ewige Seinspotenz, indem ſie tätig iſt, nur dem Impuls ihrer 
eigenen Weſenheit folgt; der Wille zum Leben, zum realen Daſein, 
als Attribut des Ewig-Seienden, wird immer unveränderlich bleiben, 
bleiben was er ijt, und da auch im Menſchen dieſer Daſeins— 
wille gewiß vorhanden iſt, ſo wird auch im Menſchen — abgeſehen 
von allen Nebendingen — der Kern des Willens, welcher als 
Attribut des Ewig-Einen von nichts anderem abhängt, und den 
zureichenden Grund ſeiner Exiſtenz in ſich tragen muß, alſo frei 
iſt, auch vorhanden ſein — womit die „Freiheit des Willens“ 
bewieſen iſt. Der Menſch beſitzt freien Willen, an welcher 
die irrigen Lehrmeinungen der Materialiſten, welche für ihre 
„Kräfte“ immer ſchwärmen und nicht erkennen, daß alle Kräfte 
ja doch nur Wille ſein können, nichts ändern werden, auch wenn 
ſie etwa noch Folianten von müßigem Geſchwätz unter die Drucker— 
preſſe bringen wollten und ſollten. 

Mit der „Unſterblichkeit der Seele“ aber hat es genau das— 
ſelbe Bewandtnis: Das Prinzip der Perſönlichkeit, nämlich 
die Tatſache, daß die Attribute des Weltprinzipes ſich gegenſeitig 
bedingen, und nur in ihrem Ineinanderſein und Ineinanderwirken 
real ſein können, wird immer Tatſache ſein und immer Tatſache ge— 
weſen fein: überall! Hier oder Xavo im ganzen All. Derjenige alfo, 
der ſich Eins fühlt mit dem Ewig-Einen, iſt unſterblich! Er 
fühlt ſich mit dieſem Ewig-Einen als ewige Gegenwart im 
Sein und dieſes Gefühl des Ewigſeins — in Gott, den Inbegriff 
des ewig Guten oder des „höchſten Guts“ — iſt in der Tat ein 
ſeliges Gefühl — was wieder ſo manche echte Dichter, auch 
echte Denker oder Philoſophen behauptet haben, was aber auch 
alle, welche ſich zur Höhe des Lebens aufzuſchwingen vermögen, 
ſelbſt empfinden und auch wiſſen können. — 
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Im Vorſtehenden habe id) es verſucht, dem Leſer einen rih- 
tigen Begriff über die jo ſehr beſtrittenen „Poſtulate der praf- 
tiſchen Vernunft“, wie Im. Kant dieſe Poſtulate nannte, darzulegen, 
und bemerke hiezu, daß der Ausdruck „Poſtulate“ vielleicht nicht 
ganz zutreffend iſt. Es ſind vielmehr die logiſchen Endbegriffe 
alles Denkens, es ſind richtige Begriffe von Sein und Seiendem 
ſelbſt. 

In rein empiriſcher Art können wir weder „Gott“, noch die 
„Freiheit“, noch die „unſterbliche Seele“ irgendwie herbeizaubern 
oder irgendwie in realiſtiſcher Weiſe „darſtellen“ — als greifbare, 
meß⸗ und wägbare Dinge oder Objekte; allein faſſen können 
wir dieſe Begriffe, erkennen als logiſche Wahrheiten und als 
würdige Ideale eines berechtigten Glaubens an ſie, eines Glaubens, 
ber eben deshalb ein Glaube ijt, weil fein Inhalt in empiriſch— 
materialiſtiſcher Art nicht zu beweiſen iſt. 

Ich ſchließe mit den Worten: 

„Die Wahrheit will man haſchen 

Mit Stricken und mit Stangen; 

Man will ſie endlich fangen 

In Netzen und in Maſchen: 

Die Wahrheit aber lächelt und entflieht 

Ins nächſte Herz, in dem die Liebe glüht.“ 
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Belprechungen und Tlofizen. 


„J. N. R. J.“ Frohe Botſchaft eines 
armen Sünders von Peter Roſegger. 
Neubearbeitete Volksausgabe. Leipzig, 
1906. Verlag L. Staackmann. 

Indiſche Legenden erzählen uns: An 
den Ufern des Rohinifluſſes, nordöſtlich 
von Benares, ſaß ein ariſcher Stamm, 
die Sakyas, deſſen Oberhaupt, Suddho⸗ 
dana, zwei Töchter des Oberhauptes eines 
benachbarten Stammes, der Kolyans, zu 
Frauen hatte. Die ältere war die reinſte 
Jungfrau unter allen Weibern. Eines 
Tages hatte ſie einen ſonderbaren Traum, 
den die Weiſen dahin deuteten, ſie werde 
die Mutter eines Großen werden. Um 
dieſe Zeit entſchloß ſich der Buddha, 
ſeinen himmliſchen Thron zu verlaſſen 
und in den Schoß dieſer Jungfrau 
herabzuſteigen, um die Menſchheit zu 
erlöſen. Zweiunddreißig Zeichen ver— 
kündeten ſeine Menſchwerdung. Vor 
der Geburt zog die Mutter aus ihres 
Gatten Haus, um der Sitte gemäß im 
Elternhaus die Stunde zu erwarten. 
Allein auf dem Wege dahin gebar ſie 
einen Sohn, und die wunderbaren Zeichen 
erſchienen abermals. Ein alter Heiliger, 
ein Brahmane, ſieht dieſe, eilt herbei 
und erkennt in dem Kinde den Buddha. 
Bald darauf gerät der Knabe in Gefahr 
und wird durch eine höhere Macht ge— 


rettet. Als er zwölf Jahre alt war, 
verloren ihn die Eltern; ſie ſuchten ihn 
lange vergebens und fanden ihn endlich 
mitten unter den Prieſtern. Von ſeiner 
Jugend wiſſen die Legenden ſonſt nichts 
mehr. Dann erzählen fie weiter: In 
ſeinem 29. Lebensjahre verließ der 
Buddha ſeine Heimat und ſeine Familie, 
unt fid) ganz dem Studium der Welt- 
und Gottesweisheit hinzugeben. Er zog 
in die Einſamkeit, faſtete und bereitete 
ſich auf ſein Lehramt vor. In jenen 
Tagen kam auch der Erzfeind Mara, 
um ihn zu verſuchen. Der Buddha 
widerſtand ihm. Er badete ſich im 
heiligen Fluſſe und zog dann als ein 
Bettler lehrend und heilend umher. Auf 
dem Wege nach Benares traf er einen 
Brahmanen, der ihn fragte, warum er 
dorthin gehe. „Um denen Licht zu 
bringen, die im Finſtern leben, um von 
dem Tore der Unſterblichkeit den Menſchen 
die Riegel wegzuſchieben“, war bie Ant- 
wort des Buddha. Er lehrte den Troſt 
fürs Leben und ſprach in Gleichniſſen 
zum Volke. In zahlreichen Wundern 
bekundete er ſeine Göttlichkeit, er wandelte 
auf dem Waſſer und ward vor den 
Augen ſeiner Jünger verklärt. Als ſein 
Körper ſtarb, bebten Himmel und Erde 
und die Sonne ward verfinſtert. Sein 
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Geiſt aber erhob jid). Ehe er in feinen 
Himmel einging, ſtieg er zur Hölle, auf 
daß auch die Verdammten Linderung 
hätten. Nach Buddhas Tode waltete 
ſein Stellvertreter als ſichtbares Ober— 
haupt der Gläubigen weiter, der Dalai 
Lama, und feine Prieſter, die das Ge- 
lübde der Armut, des Gehorſams und 
der Keuſchheit abgelegt hatten, ſie bauten 
den Kultus aus und führten unter 
anderen Zeremonien den Roſenkranz, 
die Beichte und die Reliquienverehrung 
ein. 

So die Legenden, die weſentlich von 
dem wirklichen Leben und der reinen 
Lehre Buddhas — die ja atheiſtiſch 
i — abweichen. Dieſe Lehre ſelbſt, 
die uns in einigen ihrer Grundideen, 
dem Karma und dem Nirwana, längſt 
geläufig wurde, iſt durch die Legende 
doch nicht ſo ſtark verändert worden, 
als die Lebensumſtände ihres Gründers. 
Wenn wir daher den Ur-Buddhismus 
konſtruieren wollen, haben wir viel 
beſſere Ausſichten auf Erfolg, als wenn 
wir aus der Fülle des Fabelhaften das 
Leben Buddhas zu ſchildern verſuchen. 

Steht es um unſer Wiſſen über den 
Größten aus dem königlichen Stamme 
Davids nicht genau ſo? Was die Legende 
vom Buddha des Oſtens erzählt, der 
ſechs Jahrhunderte vor ihm lebte und 
wirkte, finden wir das nicht wieder 
bei ihm, dem Buddha des Weſtens? 
Und die Lehrgebäude der beiden Stifter, 
ruhen ſie nicht auf einem und demſelben 
Fundament, der freiwilligen Entbehrung? 
Nach oben hin gehen freilich die Strebe— 
pfeiler auseinander: Hier das Gute um 
Gottes, dort um ſeiner ſelbſt willen; 
hier die Höllenſtrafe, dort das Wieder- 
geborenwerden je nach dem Wert des 
früheren Lebens, dem Karma; hier der 
Himmel mit der glückſeligen, ewigen 
Anſchauung Gottes, dort das glückſelige, 
ewige Nirwana, das uns ſtatt des größten 
Übels, des Verlangens, das höchſte Gut, 
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die Wunſchloſigkeit bringt. Aber hier 
wie dort zeigt uns der Stifter, daß es 
zur Erreichung des Zieles nur einen 
Weg gebe, den „edlen Pfad“, der zur 
Erlöſung aus des Mara, des böſen 
Feindes Knechtſchaft führt. 

In letzter Zeit ſind vielfach Stimmen 
laut geworden — beſonders aus ge— 
lehrten Kreiſen — die ſich für eine Er— 
ſetzung des Chriſtentums durch die reine 
Lehre Buddhas ausſprachen. Die Haupt- 
urſache, die zu dieſer Idee Veranlaſſung 
gab, war der Umſtand, daß der Buddhis— 
mus auf atheiſtiſcher Grundlage beruht. 
Man überſieht dabei ganz und gar, daß 
das Einfach-Schöne und-Gute im Volke 
unverſtanden bleibt, wenn es ſich nicht 
an äußere Formen knüpft und dem 
Drange nach überſinnlichkeit entgegen- 
kommt. Wie dem niederen Hindu die 
ſchmuck- und wunderloſe Buddha-Philo⸗ 
ſophie ohne Hilfsmittel unbegreiflich war, 
geradeſo würde ſie von der Maſſe des 
chriſtlichen Volkes nicht begriffen werden. 
Dieſem genügen ja ſelbſt ſeine zahlloſen 
Heiligen, Engel und Teufel nicht, es 
machte ſich noch eine Unzahl guter und 
böſer Geiſter hinzu. Es hatte an den 
Zeremonien nicht genug, es mußte noch 
viele abergläubiſche Gebräuche dazu er- 
finden. Das Bedürfnis, das ſich hier 
ausſpricht und das dem Buddhiſten und 
dem Chriſten — ich meine natürlich 
immer nur die große Maffe — gemein- 
ſam iſt, entſpringt der polytheiſtiſchen 
Veranlagung. Der naive Menſch von 
geringerer Denkfähigkeit mißtraut der 
Macht des einzigen Gottes. Der biedere 
Landmann bittet nur felten feinen Herr- 
gott; er wendet ſich faſt immer an 
irgend einen Heiligen; wenn der mit- 
hilft, iſts doch ſicherer. Er ſetzt alſo 
voraus, daß Gott ſich viel leichter zu 
einer Gewährung entſchließt, wenn ihn 
ein Protektor darum „erſucht“. Es 
ift genau dasſelbe, wie eine Emp- 
fehlungsviſitenkarte im gewöhnlichen 
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Leben. Dieſe Vermenſchlichung der 
Gottheit iſt dem einfachen Manne 
nicht übelzunehmen. Wenn er aber 
ſolche Hilfen braucht und ſich ohne An— 
nahme einer förmlichen himmliſchen 
Bureaukratie nicht zurechtfindet, wenn 
er für die reine Lehre Chriſti nicht auf— 
nahmsfähig ift, darf man ihm jon 
gar nicht mit einem Ur-Buddhismus 
kommen. 

Und eine Einführung der Lehre 
Buddhas unter den ſogenannnten Ge— 
bildeten? Vielleicht gar als „Mode— 
religion!“ Die wäre wohl noch zweck— 
loſer. Für den, der ſich ſein Chriſtentum 
ab- und den Buddhismus aufſchwatzen 
läßt, iſt die Konfeſſion überhaupt Neben— 
ſache. Entweder iſt er zu ſelbſtändigem 
Unterſuchen unreif, dann iſt's ziemlich 
gleichgültig, ob er Allah oder Brahma 
oder Jahve zuſchwört; für den iſt aber 
der buddhiſtiſche Atheismus nichts. Er 
wird ſich höchſtens in der entarteten 
Lehre Buddhas einleben können. Oder 
aber iſt er zu einem philoſophiſchen Denken 
reif, dann wird er ſich, wenn ihn die 
Lehre Chriſti in keiner ihrer Formen zu 
feſſeln vermag, wohl gleich, je nach 
Überzeugung, dem Monismus oder 
Materialismus zuwenden, ohne erjt 
eines religiöſen Hilfsmittels zu bedürfen. 

Iſt die Lehre Buddhas philoſophiſch 
tiefer, eine Lehre des Verſtandes, ſo iſt 
der Glaube Jeſu menſchlich begreiflicher, 
er iſt eine Lehre des Gefühls. Obwohl kein 
Philoſoph, war Jefus doch ein beſſerer Pſy— 
cholog als Buddha. Er wußte, daß der im 
Menſchen ſchlummernde Unſterblichkeits— 
drang mit einem Nirwana nicht be— 
friedigt werden kann. Er ging von 
demſelben Gedanken aus, den ſpäter 
Spinoza zum Lehrſatz formulierte 
(Ethik, III, 19): „Wer ſich vorſtellt, 
daß das, was er liebt, zerſtört wird, 
der wird Unluſt empfinden; ſtellt er ſich 
aber vor, daß es erhalten wird, ſo wird 
er Luſt empfinden.“ Aufs Sterben 
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kommt es bei jedem Dogma an! Es 
iſt nicht jedermanns Sache, in Schön— 
heit dahinzugehen als ein arbiter 
elegantiae. Selbſt der Hindu hat ſich 
ein Sprichwort zurechtgelegt: Geboren 
werden iſt ein Verbrechen, auf das die 
Todesſtrafe geſetzt iſt. Auch ihm er— 
ſcheint, trotz ſeines glückſeligen Nirwana, 
der Tod als ein Schrecknis. Und doch 
kennt ſein Glaube eine Sünde, die da 
heißt: Sehnſucht nach himmliſchem 
Leben. Dem paſſiven Dolce far niente 
des Nirwana ſetzte Jeſus die aktive 
Himmelsfreude entgegen, die ſich trotz 
ihres asketiſchen Mantels eher dem Zu— 
ſtande in den ſeligen Gefilden Griechen— 
lands nähert. Ja noch mehr: Während 
der Hellene nur die erwählteſten Lieb— 
linge der Götter in den Olymp verſetzt, 
verſpricht Jeſus allen ſeinen Jüngern 
den Himmel. Allerdings ſind die 
Strafen, die er verheißt, unangenehmerer 
Natur, als die des Buddhismus oder 
des Judenglaubens. 

Dem Jenſeitsbedürfnis des einfachen 
Mannes kommt alſo Jeſus viel mehr 
entgegen, als die Religion ſeiner Väter, 
oder die ſeines Vorläufers im Oſten. 
Der Pentateuch kennt keine Unſterblich— 
keit. Das Nirwana bleibt an Wirkung 
auf das Volk hinter dem Himmel zurück 
und die Hölle iſt wirkſamer als die Strafe 
der Wiedergeburt. Wenn Schopenhauer 
(Neue Paralip. S 386) in der buddhiſti— 
ſchen Seelenwanderung das Non plus 
ultra mythiſcher Darſtellung ſieht, ver— 
gißt er vollſtändig, daß dieſe Seelen— 
wanderung als Strafe gedacht iſt und 
darum gar nicht jene ungeheure philo— 
ſophiſche Begeiſterung verdient. In der 
Form freilich, wie ihn ſpäter Pythagoras 
und Platon aufgriffen und verarbeiteten, 
ſteht der Gedanke der Wiedergeburt zur 
philoſophiſchen Wahrheit in einem weit 
beſſeren Verhältnis, als das helleniſche 
oder chriſtliche Jenſeits. In feiner ur- 
ſprünglichen Form hat er gegenüber 
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biejent nur das eine voraus, daß er bie 
Hoffnung auf bie Möglichkeit einer end- 
lichen Erlöſung gewährt, während es 
aus dem Tartarus und aus der Hölle 
kein Zurück gibt, daß er alſo der kalten 
Erbarmungsloſigkeit eine unendliche Er- 
barmung entgegenſetzt. 

Das Tranſzendentale der Lehre Jefu 
— ſelbſt die Hölle nicht ausgenommen, 
weil er noch immer auf einen Platz 
wenigſtens im Fegfeuer hofft — bes 
friedigt den naiven Menſchen mehr, als 
es der Buddhismus vermöchte. Wenn 
wir heute ſehen, daß faſt alle Völker, 
die der Nirwanalehre oder deren Ab— 
legerit folgen, fid) in einem ganz mert- 
würdigen Zuſtande der Lethargie be— 
finden, können wir einen nicht geringen 
Teil der Urſache dieſer Erſcheinung in 
den religiöſen Verhältniſſen erblicken. 
Man kann nicht einmal recht von einer 
gebundenen Energie ſprechen. Wie etwa 
bei den islamitiſchen Völkern. 

Den tranſzendentalen Grundideen 
ſtehen die realen Wirkungen der Lehre 
gegenüber. Dieſe ſind es, welche dem 
Chriſtentum ſeinen überragenden ſozial— 
ethiſchen Wert verleihen. Judaismus 
und Mohammedanismus find die Aus- 
drücke des Menſchenhaſſes und des bru— 
talen Stolzes. Der Hinduglaube und 
das Chriſtentum bekunden dagegen eine 
ewige Verzagtheit und den Mangel jeg— 
lichen Selbſtbewußtſeins (ogl. hiezu 
Kant, Religion, IV, 2, 8 3). Aber das 
ausgeprägte, über alles dominierende 
Prinzip der Menſchenliebe hat, wie die 
Geſchichte zeigt, Chriſtus den Platz vor 
Buddha angewieſen. Freilich verliert 
man Kraft, wenn man mitleidet, um 
mit Nietzſche zu reden. „Das Chriſten— 
tum hat die Partei alles Schwachen, 
Niedrigen, Mißratenen genommen; es 
hat ein Ideal aus dem Widerſpruch 
gegen die Erhaltungsinſtinkte des ſtarken 
Lebens gemacht.“ Das iſt ja eben das 
große und doch ſo einfache Geheimnis 
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der Lehre Jeſu. Den Herrenmenſchen 
iſt ſie eine ſehr unbequeme Geſetzgeberin, 
ähnlich wie die des Buddha. Maſſen— 
wirkung hier und dort, und die dringt 
überall mehr oder weniger durch. Man 
darf mit Nietzſche die Brutalität nur 
ſolange predigen, als man die Nächſten⸗ 
liebe der anderen entbehren kann, als 
man fich hoch über die Maſſe erhebt. 
In dem Augenblicke, in dem man hinab- 
ſtürzt und in der Maſſe aufgeht, muß 
man froh ſein, daß da drunten die al— 
truiſtiſche Idee nicht ganz verloren ging. 
Manche von denen da unten möchten 
ja auch gern Herrenmenſchen ſein, aber 
ihr Selbſterhaltungstrieb veranlaßt ſie, 
ſich dem Intereſſe der Allgemeinheit 
unterzuordnen, weil fie nur fo ihre 
perſönlichen Intereſſen mit ſchützen 
können. Nietzſche kann auch ſchließlich 
die Überflüſſigkeit jeder Moral dozieren. 
Der Adler braucht natürlich keine; wenn 
ſich aber einmal die Schafe gegenſeitig 
auffreſſen — — ? Die Moral ift eine 
ſoziale Notwendigkeit und in ihr inbe- 
griffen iſt ein gewiſſes unabweisbares 
Minimum von Altruismus. Es iſt 
auch gar nicht zu leugnen, daß das, 
was wir „Wohltat“ nennen, im Wohl- 
täter ſelbſt ein Befriedigungsgefühl her— 
vorruft. „Jede Freudenträne, die wir 
hervorlocken, jede bittere Zähre, die wir 
trocknen, find Zeugen, daß wir Erfolge 
errungen haben“. (Vgl. Kaler, Die 
Moral der Zukunft in: „Deutſche 
Worte“ 1889, Heft Iff.) Unſer Leben 
wollen wir ja doch nicht anders ſehen, 
denn als Reihe von Erfolgen. Jeder 
geſtaltet fich die ſeinigen, wie es ihm eben 
paßt. Der ſtolzeſte Herrenmenſch ift ab- 
hängig von ſeiner Umgebung und durch 
fie von der großen Maſſe. Wenn mir 
auch rein egoiſtiſch — oder wie der aller- 
neueſte Technikus lautet: egotiſtiſch — 
denken und fühlen, müſſen wir doch zu— 
geben, daß ſich unſere Nächſtenpflichten 
„nach demjenigen näher beſtimmen, was 
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wir jedem der Kreiſe verdanken“, welche 
die Menſcheit enger oder weiter um uns 
zieht.“) 

Das ius humanum war dem klaſſi⸗ 
ien Altertum unbekannt. Das Chriften- 
tum hat es aufgenommen. Der alte Seneca 
hat zwar oft davon geſprochen, man 
ſolle auch dem Sklaven Menſchenrecht 
zuerkennen; er wurde aber nur aus— 
gelacht. Heute leiden wir ſchon unter 
der Fülle der Menſchenrechte, natürlich 
nur in einer ganz beſtimmten Beziehung. 
Der Charakter unſerer Zeit liegt in dem 
Zurückweichen des Individuums vor der 
Maſſe. Heute gibt nicht mehr ber Qeit- 
hammel die Richtung an, ſondern die 
Herde. Der jahrtauſendelange Druck 
nach unten löſt ſich langſam unter einem 
wuchtigen Gegendruck; dadurch werden 
aber zugleich Elemente frei, die eine 
Gefahr bedeuten. Und da ſehen wir 
auch den bisher verſteckten Pferdefuß 
der Nächſtenliebe: Dieſe wirkt nur 
horizontal und abwärts, nicht aber 
aufwärts 

Wenn Nietzſche dem potenzierten Al— 
truismus der Lehre Jeſu vorwirft, er 
haſſe das Leben und führe zu deſſen 
Verelendung, müſſen wir ihm freilich 
recht geben. Andrerſeits ſchießt Ras- 
mußen in ſeinem jüngſt erſchienenen 
Buche „Jeſus“, in welchem Ehriſtus 
als eine pſychopathologiſche Erſcheinung 
betrachtet wird (ſein Prophetentum zeige, 
wie jedes andere, die Symptome der 
Epilepſie und der Hyſterie), weit übers 
Ziel. Man kann nur ſoweit gehen, daß 
man in der Menſchenliebe eine Schwächung 
des Individualiſierungsdranges ſieht. 
Alle, die bisher ſich mit dem Leben und 
der Lehre Jeſu beſchäftigten — ich ſehe 
dabei von den mehr oder weniger ortho— 


1) Vgl. hiezu die Ausführungen von 
D. Fr. Strauß, Der alte und der neue Glaube, 
71 ff. und B. Carneri, Grundlegung der Ethik, 
1, B, 
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doxen Büchern dieſer Art, wie Neander, 
Ebrard, ja ſelbſt von Herder und Schleier— 
macher ganz ab und habe vorzüglich 
Strauß, Renan und Haeckel im Auge — 
alle haben den Edelſinn des Stifters 
anerkannt, der ſich in ſo konzentrierter 
Form in keiner anderen Dogmatik findet, 
ſelbſt nicht im Buddhismus. Ein Edel- 
ſinn, den hie und da einer etwas mit— 
leidig als Schwärmerei bezeichnet, deſſen 
Wert für die Ma ſſe jedoch keiner leugnet. 
Wenn wir uns auch auf den Stand— 
punkt des „Antichriſt“ Nietzſches ſtellen 
und die „Sklavenreligion“ als den 
größten Feind der Entwicklung zum 
Übermenſchentum erkennen, dürfen wir 
doch nie vergeſſen, daß jedes Teilchen 
der Maſſe und dieſe ſelbſt als Ganzes 
den gleichen Willen zum Leben hat 
und mindeſtens das gleiche Exiſtenz— 
recht beſitzt, wie das aus ihr hervor- 
gegangene überindividuum, das ja bod) 
die Verwandtſchaft mit der Maſſe nie 
und nimmer ableugnen kann, ja ſogar 
den größten Teil feiner Eriftenzbe- 
dingungen aus ihr bezieht. 

Eine religiös⸗-chriſtliche Erziehung 
hinterläßt im Individuum und im Volke 
Spuren, die ſich gar nie ganz verwiſchen 
laſſen. Der Wille reicht ja aus, um 
die Verſtandesfunktionen von der ge— 
wohnten Bahn ab in eine neue zu 
lenken. Das Gefühlsleben läßt ſich aber 
von ihm viel ſchwerer beeinfluſſen, und 
ich bezweifle, daß ſelbſt das gewiſſen— 
hafteſte und beharrlichſte Training zur 
vollkommenen Losreißung von dem tief 
eingewurzelten Kindesglauben führt. 
Zum mindeſten bleiben gewiſſe „Stim— 
mungen“ zurück. 

Man hat dem Buche Roſeggers beim 
Erſcheinen der großen Ausgabe den Vor— 
wurf gemacht, es ſei reaktionär und 
führe in unſerer Zeit, die ſtürmiſch der 
Aufklärungswahrheit entgegeneilt, zum 
Pietismus zurück. Es wird keinem ver- 
nünftigen Menſchen einfallen, das wuch— 
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tige Vorwärtsſtreben des Menſchengeiſtes 
feſſeln zu wollen. Man braucht aber 
darum kein Zelot zu ſein, wenn man 
für die Aufklärung weiſe Grenzen ziehen 
will. Warum geben wir denn unſeren 
Kindern keine Streichhölzer oder Sezier— 
meſſer zum Spielen? Wir können den 
Kleinen hundertmal den großen Wert 
ſolcher Kulturerrungenſchaften dozieren, 
früher oder ſpäter geſchieht das Unglück 
doch. Für eine reine Ethik iſt die Maſſe 
noch lange nicht reif, und es iſt mehr 
als fraglich, ob ſie es je werden wird. 
Es wäre unheilvoll, bekennt ſelbſt Renan, 
dem Volke Unglauben predigen zu wollen. 
Und ich möchte noch weiter gehen: es 
wäre auch unheilvoll, ihm den über— 
ſinnlichen Glauben zu nehmen. Unheil- 
voll für das Volk ſelbſt und unheilvoll 
für die Aufgeklärten. 

Ich glaubte alles das ſagen zu müſſen, 
um die Exiſtenzberechtigung einer Volks— 
ausgabe des J. N. R. J. nachzuweiſen, 
im Gegenſatze einerſeits zu der ſchranken— 
loſen Aufklärungsſucht, andrerſeits zu 
dem Beſtreben, die in ihren Grundzügen 
tief ethiſche Lehre Jeſu gegen eine Lehre 
einzutauſchen, die ſich zwar würdig neben 
jene, in mancher Beziehung ſogar über 
ſie ſtellen kann, die aber darum doch in 
moderner Zeit keinen geiſtigen Fort— 
ſchritt bedeutet. Ich will damit beileibe 
nicht ſagen, die Aufklärung ſolle nicht 
immer weitere Kreiſe ziehen. Gewiß 
ſoll ſie das, aber nur in dem Maße, 
daß ſie immer gleichen Schritt hält mit 
dem langſam vor ſich gehenden Ein— 
dringen höherer Verſtandesfähigkeiten in 
die Maſſe. Wir täuſchen uns mit 
unſerem Aufklärungstrieb: Wir tragen 
vielmehr hinunter, als von uns bere 
langt wird. Auch viel mehr, als da 
drunten verarbeitet werden kann. Füttern 
wir denn um mich eines draſtiſchen 
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Vergleichs zu bedienen, unſere Säug- 
linge mit den Roſtbeefs, die für uns ſo 
nahrhaft und ſo delikat ſind? Wenn 
wir den Kleinen die ſchönen Märchen 
vom Dornröschen und Schneewittchen 
erzählen, anſtatt ihnen Vorträge über 
die Welt als Wille und Vorſtellung zu 
halten, dürfen wir auch den Völkerbabies 
ihre mythologiſchen Märchen nicht 
nehmen, ehe ſie nicht großgewachſen 
ſind. In der Kinderſtube verfolgen wir 
eben ganz inſtinktmäßig den Unterrichts 
plan, über den wir uns draußen im 
philoſophiſchen und ſozialen Leben nicht 
klar werden können. — Renan ſucht ſein 
Leben Jeſu zu rechtfertigen, indem er 
ſagt: „Der Chemiker weiß, daß der 
Diamant nur Kohle iſt; er kennt die 
Wege, auf denen die Natur ſolche tiefe 
Umwandlungen vollzieht .... Muß 
er deswegen in dem ſchönſten Diamanten 
nur ein einfaches Stück Kohle erblicken?“ 
Freilich, der Chemiker weiß es! Der 
Knabe wird den Diamanten bewundern, 
und wenn du ihm ſagſt, das Stück 
Kohle, das daneben liegt, ſei genau 
dasſelbe, wird er dir äußerlich glauben; 
er wird ſtaunen und denken, wird alles 
ſchön wiederholen, aber fühlen wird 
er nie und nimmer dieſe Gleichheit. 
Zum mindeſten wird er an ein Wunder 
glauben. 

Es war, wie geſagt, meine Abſicht, 
dem Buche Roſeggers ſeine Exiſtenz— 
berechtigung zu verteidigen. Über ſeinen 
Inhalt brauche ich mich wohl kaum zu 
äußern. Es iſt ſchlicht und mit Wärme 
geſchrieben, zuweilen etwas „pietiſtiſch“, 
im ganzen aber menſchlich- natürlich. 
Das wenige Wunderbare, das Roſegger 
beibehält, tritt in einer Form auf, daß 
fich der reife Leſer eine einfache, ſinn— 
liche Erklärung leicht bilden kann. 

Karl Huffnagl. 
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